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38. Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 21. Mai 1969 

Oie Sitwng wird um 9.42 Uhr durch d en Präs identen 
des Landtags eröffnet. 

Prä~idt>nt Van Volxt>m: 

Die 38. Sit7.ung des Landtags Rheinland-Pfalz. ist er
öffnet. B(>iSit7.(>r sind die Herren Abgeordneten Mayer 
und Knüppf'r. Herr Abgeordneter Knupper führt die 
Rednerliste. Entsdrnlciigt fehlen die Abgf'ordneten 
Rr>thlPy, H'!inrich Völk<?r. Schw'O'itzer und Jakob Müller. 
Ich begrüße auf der Tribüne Schüler der Abschlußk1as
sen der Rt>alschule Linz 

(8Pifa ll dP!': Hau!*'s.) 

und E.>lne Mädchenseminargruppe der Salamander-AG. 
Werk Speyer. 

tBPifa!I des Hauses.) 

Wir fa hren fort in der Tagesordnung Lid Punkt 5: 

A.u!lst>rache üb1•r die- Regierungserklärung vom 
20. Mai 1969 

Das Wort hat Hi>rr Abgf'or<lnetPr Mum:iruif'r (~P.DL 

i\l>g, Munzinger: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
r<'n ! Ich dar! zunächst meinen Ausführungen zur Re
gierun~serklärung eine Erklärung meiner Fraktion 
vorau~schicken. im Hinblick auf gewisse Darstellungen 
in der Presse. In einer Zeitung hat das Verhalten der 
SPD im Rahmen de r Übergabe der RegierungsgeschäCte 
des Herrn Ministerpräsidenten Dr. Altmcier an den 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Kohl Anlaß zu einer 
Schlagzeile gegeben, die da lautet: „Die SPD scbloß sich 
nur zii11.er11d dem Beifall für Altmeier an." kh glaube. es 
ls l hier der richtige Ort und auch der richtige Zeit
punk t , etwas zu sa!l:en zur Rolle der Oppos ition 
in d iesem Hohen Hause. Ganz gewiß wird Her r Pr. Alt
m e ier davon überzeugt sein, daß wir ihm persönlich den 
höchste11 Respekt zollen, 

(LebhR!te r Beifall bei der SPD.) 

da!l wir aber andererseits a ls Sozialdemokra~n in der 
la ngen Zeit des Miteinanderarbeitens und Zusammen
arbeitens unsere Aufgabe erfüllen und die politischen 
A u fl<issungen unsel'er Partei zum Ausdruck bringe n 
mußten und dabei nicht immer im Einklang mit denen 
s landen. die <ler He r r M inisterpräsident dieses Landes 
als Repräsen tant der CDU verfolgte. 

Wenn es dann heißt, oaß wir zunächst ge-.i;ögert hä tten. 
lhnt>n, Herr Ministerpräsident Dr. Altmeier, den 
mt-nschlich noblen Respekt zu zollen, so sind wir miU
verstanden worden. Es war selbstv.,.rständlich. daH wir 
als Opposition Ihren Parteifreunden und der Koalition 
überhau pt den Vortritt ließen bei der Zust immung. die 
Ihre Politik dort gefunden hat. die aber nicht immer 
unsere 7.us1 iri1 mung find r'n konnte. Das vorwe!':. damit 
die Rolle der Opposition auch vielleicht von der Presse 

1 
1 

her künftig rkhtiger vel'standc>n wird, als dies bisher 
.e:esd1eh1:n ist. 

Nun komme ich zur politisch<'n Stellungnahme unserer 
Fraktion zur negienm~serkUinmg unrl damit abe1· auch 
zur Pnlitik der vergangenen Jahre. M<in kann heute viel 
dari.iht>r hören. daß c>int> n<'ne R<>r,i„nm~ <ia sei. Wir 
sll•llen dazu fest, claU es keine neue Regie1·ung in unse
rem Lande gibt; es sind noch die alten Ministe r. Wir 
hal>L•n ?.war einPn rwuen Ministerpräsidente n, aber da
mit no1.:h keine neue Politik. Da wende ich mich on den 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Kohl, der mir da rin si
d1er zustimmen wird. Herr Dr. Kohl hat dann mit dem 
ihm nachgesagten und von ihm <iuc:h gl'rn vernommenen 
Durchsetzw1g.svermügen über die Fraktion der CDU zu
mindt'st in den letzten zwei Jahren bereits die R<'gic-

. rung.spolitik gemacht. Deswegen kann man nicht sagen, 
dal.l von hNHP <iuf morgen eine neue Politik zu erwar
ten sei. Darin liegt ja eigentlich eine Anerkennung 
dc•r Fähigk1>it1>n und der Möglichke ite n des neuen Mini
sterpräsidenten; darin liegt aber auch die Erklänmg 
dafür. daß die HegiPrtltlg!<Prkl änmg ~elbst uns nicht 
<illzuviel Neui>s hesctwrt hal. 

Nun milchte ich wiederum rlie l:<'tgur des k <:>präsentanten 
einer Partei in der Funktion als Ministerpräs ident 
untersll't-id1„11. kh könnte jetzt schlagzetlenhaft sagen: 
Dr. Altrnei"'r ist gegangen, aber die CDU ist geblieben! 

(Lt'hhetftl'r Beifall bei den t{egierungsparteien 
un<l dt>r 8Pl.>.1 

Deshcilb soll man auch keinf'n Wechse l in der Politik 
<'l'W>ll'fPll 

(ZurufP: &>hr rkhtig! - hei df'r CDtT.I 

odf'r ein<'n W::in<lel in den politischen Auffassungen. 
Wir tun es nicht. Sie tun es hoffentlich auch nicht! 

<Zurufe von der CDt.T: NPin! - Heito."rkeit.l 

Die Hei;:ierungscrklärung selbst hat um: cta7u wenig 
Hoffnung gemacht. 

kh habe in der vorausgeschickten Erkläru ng Herrn Dr. 
Altmeier unsere Hochachtung ausgesproc:hcn. kh bin 
auch bereit, politisch ihm zu danken im Namen meiner 
Fraktion für das subjektive Mühen. Ich bltte auch hier. 
richtig verstanden zu werden. Wir anerkennen dieses 
Mühen und mochten wünschen, daß jeder Minist erprä
sident. Jeder. der in der Verantwortung s te ht , sich so 
cinset1.t , wie Sie, Herr Dr. Altme ier, es getan habC'n, 
um die politischen ZielsPt7lmgen zu ve rwirklichen. 

Nun ist <'S nicht leicht - das spreche ich a uch an d ie 
Adresse der Publikationsmittf>l - in der ans Herz grei
fenden MPl:mC'h<>lie des Abschiednehmcns un<l in dt>r 
Euphorie d es Erschcim•ns eines jungen mit recht v iel 
Lor!J„er bC'rcit." aus>!<'~l ;;11f'fen HPl<lPn - wenn Sie mir 
diese Wendung gestaltt-n -, au r d er politischE'n Bühne 
unseres Landes hinauszuschreitt>n übe>r d ie Grenzen 
nwnsd1liC'hPr Hochadllun~, Hllck -.: lc-htnahme und Wert
schätwng, kritisch hinttus7.usd1r~ilen in den Bereich der 
I.ande!':pnlitik der Ära Altmeier . cllt> vor der Geschicht,., 
unsl'rPs T ,;mdes von der rnu HIS P räger in und Träger in 
der Leitlinien dieser Politik in Ihrer Gestalt. Herr Dr. 
AltmeiPr , verantwortet werden muß. Wir als Sozialde
mokraten bekPnn0n <lflztt aufrid1tig, daß wir die CDU 
um diese VC'r11ntwortung nicht g~·rade beneiden. Der in 
vielen Bereichen unseres Landes nod1 fostzuYtellende 
Rückstand ist nicht nur - hier m öchte ich e iner Legen-
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denbildung vorbeugen, auch in der Regierungserklä
rung des Herrn Dr. Kohl - Schicksal und damit jenseits 
der pc.'rsönlichen Verantwortung derjenigen, die die Po
litik trugen. Ich denke dabei an so beliebt gewordene 
Wendungen wie Grenzlage, Ursprünglichkeit der wirt
schartlichen Armut, widrige Topographie, überholte 
strategische Verkehrsplanung, hohe Zahl überkommener 
einklassiger Dorfschulen. - Sicher, das wa r vorgegeben , 
und wir erkennen das durchaus an. Nun ist aber die 
Aufg<1bl' der Politik und des führenden Politikers im 
eigenen Zuständigkeitsbereich eingebettet in die Inter
dc.'pendenz - auch dieses Wort kehrt in der Regierungs
erklärung wieder, nur in anderem Zusammenhang -
der weiteren geistigen, sozialen, wirtschaftlichen und 
geographischen Räume das Bewußtsein der Bevölke
rung zu bilden, nicht nur für die derzeitigen und die er
kennbaren künftigen Aufgaben, sondern auch dieses Be 
wußtsein umzusetzen in politische Handlungen . 

Die Regierungspolitik der Vergangenheit litt an erheb
lichen Mängeln bei zuzugestehender persönlicher demo
kratischer Redlichkeit, Herr Dr. Altmeier - demokra
tisch er Redlichkeit im Stil und aus der tiefsten Über
zeugung. Ich glaube, daß da Herr Dr. Kohl in seinen 
Ausführungen zur Wandlung der Generation noch nicht 
ganz das Richtige getroffen hat -, darunter, daß Sie alles 
drangegeben hätten, um nicht nur die demokra tische 
Loyalität, sondern die demokratische gemeinsame Basis 
zu bewahren aus der Erfahrung, die Sie gemacht haben. 
Ich zähle mich zur Zwischengeneration. 

Insofern meine ich, ist die Regierungserklärung etwas 
papieren und an der Oberfläche geblieben. Ich trage 
d as dem neuen Ministerpräsidenten nicht nach. Den11 
das muß man erfahren und erlebt haben, um jederzeit 
im echten Sinne von der Sadlc her ansprechbar zu sein. 
Aber immerhin: Diese Anerkennung ist sachlich eine 
Grundlage zur Verständigung gewesen. Aber die sach
liche Verständigung hat nicht soweit getragen, daß Sie 
sich als echter Sohn dieser Landschaft hätten lösen 
können von einer, so möchte ich es mal sagen, rheinisch
orthodoxen Politik, d ie im Ziel zwar behielt das Unver
meidbare an langfristiger Entwicklung, aber im übrigen 
doch in gewissem Sinne paladinhaft der Adenauer
schen Parole folgte: Keine Experimente! 

Wir müssen dies als Sozialdemokraten im Rückblick 
auf die Entwicklung dieses Landes bedauern. Um so 
mehr versprechen wir uns jetzt von dem neuen Minl
slt?rpräsidente n. Ihre Politik ging fraglos an Zukunfts
auCg<1ben in erheblichem Umfange vorbei, entsprach 
aber - hier möchte ich auf die Regierungserklärung wie 
der zurückkommen - dem Beharrungsvermögen und 
dem Beharrungsbedürfnis weiter Kreise unserer Bevöl
kerung, die gerne auf eine sogenannte „besonnte Ver
gangenh eit" zurückblickt. 

Ich dar( hier eine Betrachtung einschalten, die sich be
fassen mu ß mit den Möglichkeiten eines Landes. Wir 
wissen, da ß diese Möglichkeiten e ingeschränkt sind. Wir 
wissen, daß wir in unserer Verfassung eine Dreischich
tigkeit der verantwortlichen Ebenen haben: Da ist die 
kommunale Ebene - ich spreche ganz bewußt nicht von 
Säulen, sondern von Schichten, die einander tragen. 
Die unterste Schicht ist die Kommune - , dann folgt die 
Ebene Land, dann die Ebene Bund. Diese drei Schichten 
tragen einander, wobei die Kommune die letztlich sta
bils te sein muß, um das ganze Gebäude des staatlichen 
Ge füges zu halte n. Das Land hat eigentlich im Bereich 
der politischen Aufgaben nicht allzuviel Bewegungsfrei
heit. Bei den Kommunen kommt a lles zu sammen. Dort 

lebt der Bürger, er lebt ja nur staatslheordisch im Land 
und erst recht in der Bundesrepublik. Er lebt in den 
Kommunen. Dort will er alle Daseinsvorsorge und -für
sorge erfahren. 

Sie merken, daß ich als Oberbürgermeister spreche und 
daß ich damit zum Ausdruck bringe, wie wichtig d ie 
Rolle des Landes eigentlich ist, diese Möglichkeiten auf 
der untersten Ebene zu eröffnen. Hier möchte ich mich 
an die Adresse des neuen Ministerpräs iden ten wenden, 
daß es nämlich darauf ankommt, wenn das Land eine 
echte politische Rechtfertigung erfahren will, im Ver
hältnis ium Bund dafür zu sorgen, daß die Kommunen 
ihren Aufgaben gerecht werden könne n. Da hätten wir 
uns in der Vergangenheit, Herr Dr. Altmeicr, noch 
mehr Für- und Vorsorge gewünscht ger ade in jenen 
Be reichen, in denen die Kommunen zurückhä ngen. Das 
Land - ich habe mich gefreut, daß das de r Herr Finanz
minister bei der letzten Haushaltsdebatte zum Ausdruck 
brachte - hätte sich viel frühe r auf die Verfassungs
garantie besinnen müssen, da ß es nämlich - ich bin 
erstaunt, daß man das 1949 bereits so deutlich erkann
te - darauf ankommt, wenn wir unsere Gesellschaft vor 
sich selbst rechtfertigen und in sich Stabilität gewinnen 
lassen wollen, die Einheitlichkeit der Lebensverhält
nisse herzustellen. Ich glaube, daß das eine vordring
liche Aufgabe der Länder gegenüber dem Bund ist, da
für einzutreten und dafür zu sorgen. 

Wenn Sie sich die Strukturprogramme unseres Landes 
ansehen, werden Sie mir gewiß in einem Gedankengang 
folgen, wenn ich hier wieder die Gemeinden als die 
eigentlichen Träger der politischen Entwicklung be 
zeichne, auf die sich die Minister dann gerne berufen, 
wenn sie Rechenschaft geben bis zum bebilderten .Ju 
gendplan usw„ daß die Gemeinden es sind, die tat
sächlich die Lasten getragen h aben und auch in der 
Zukunft tragen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diesen Akzent habe ich bei der Regierungserklärung 
des neuen Ministerpräsidenten vermißt, v.reil ich glaube, 
daß er sachlich gerechtfertigt ist. Nicht im Hinblick a uf 
iinstehende Wahlen! Für mich sind Wahlen in diesem 
Sinne überhaupt nicht wichtig, so wichtig ihre Ent
scheidungen auch sind. Jedenfalls soll man Politik nicht 
a usrichten auf Wahlen, sondern man soll sie langfristig 
anlegen auf die Notwendigkeiten d er gesellschaftlichen 
Entwicklung. 

In diesem Zusammenhang gestatten Sie mir, beispiels
weise die Investitionen anzusprechen, die die Gemein
den erbringen müssen im Hinblick auf Schule und Aus
bildung. Wenn ich eine Gemeinde nehme etwa wie 
Zweibrücken, die sich -zigfach verschulden mußte, um 
diesen Aufgaben gerecht zu werden, dann frage ich 
mich am Ende - und auch da fehlen Darlegungen des 
neuen Ministor präsidentl'n - : Wie kommt eine solche 
Gemeinde bei unveränderter Struktur unseres Finanz
systems wieder zum Ausgleich der Investitionen, die 
ihr von hier aus im Zuge der Gesetzgebung au(erlegt 
werden, wenn nicht nach der Bildung und Ausbildung 
des jungen Menschen in diesem Bereich zugleich auch 
moderne Arbeitsstätten vorhanden sind, die es ihm ge
statten, dort tätig zu werden und über seinen Arbeits
ertrag im Rahmen des Sozialprodukts nach unserem 
bisherigen Steuersystem den Rück.fluß in die Gemeinde
kasse zu vollziehen? Das soll man sich überlegen. Wir 
beklagen oft Abgabegebiete und bedenken nicht, wie 
viele Investitionen auf Gemeindeebene erbracht werden 



l4l~ Stenographische Berichte des Landtags Rheinland-Pfalz, 6. Wahlperiode 

(MunzJnger) 

für die Aui;hi!dung dieser neuen Generation, die dann 
abwandert, die Gemeinden verläßt und Schulden in 
Form von Zins- und Tilgungsdiensten zurück.läßt. Hier 
wäre;> eine Aufgabe des Landes und der jeweiligen 
Landesregierung wahrzunehmen, nicht zuletzt auch ge
genüber dem Bund, der ja die Garantie der Einheit
lichkeit der Lebensverhältnisse ausgesprochen hat und 
in ctem wi·r uns alle staatlich w Hause fühlen wollen. 
In einer der letzten Plenarsitzungen fragte ich Herrn 
Kultusminister Dr. Vogel, ob er im Bereich der Kultur
politik Versäumnisse einräume. Er bejahte dies, wollte 
aber ctiese Versäumnisse auf die ganze Bundesrepublik 
be„ogen wissen. Nun ja, ich habe keinen weiteren Ein
w;mct erhoben. weil das J<'ragespiPI sowieso einge
schränkt i~t. Aber wenn <lern so wäre, wäre das immer 
noch keine politische Bntsclluldigung; denn die Kultur
holwit liegt bPi den Ländern. Demzufolge nutzt es 
nichts, sich auf andere r ,änder zu berufen. und ich habe 
es oft in diesem Hohen Hause be<l<luPrt und halte es 
fast für einen Klippschulstil. wenn da a-rgumentiert 
wird: Wie sieht's denn in Hessen oder dort, wo Ihr 
SozialdemokrHtl"n am Werk seid, aus! Der Föderalis
mus rechtfertigt si<:h aucll und gerade dort, wo er Ho
heit hat, nämlich in den F.im:elstaaten, durch Leistungen 
in diesen Staaten, und das Vergleichsspiel ist eigentlich 
unser nkht würdig. 

Die Versäumnisse, <lie ja dem Grunde nach eingeräumt 
wot·den sind. heh;chen natürlich nach der politischen 
Verantwortung, und Sie werden mir nicht bestreiten 
können, daß es das Recht unci die Pflicht der Opposi
tion ist, solche Versäumnisse vor dem öffentlichen Be
wußtsein herausr,uschälen und auch die Verantwortung 
dorthin 7.U geben, wo sie letztlich zu finden ist. Diese 
Verantwortung, meine Damen und Herren, tragen wir 
abPr alle gegenüber der Bevölkerung, die uns das Man
dat zur Führung und Leitung der Politik und damit 
zur F.ntfaltung dieser Gesellschaft selbst anvertraut hat. 
Ich sage hier ganz deutlich: Wir verfügen nicht über 
eine usurpierte 7.us;t.ändigkeit, und wir haben auch 
keine institutionf!liSit.'rte Staatspl:lrtei, - wie man in un
serem Lande zuweilen meinen und entsprec-hend ver
breiten möchte; gerade im Zusammenhang mit den Vor
gängen der letzten Tage darf id1 dies feststellen. Wir 
habE'n solche Einrichtungen nicht. Wir sind demokra
tisch legitimiert, und damit haben wir auch nicht die 
Möglichkeit, persönliche Politik zu machen, persönliche 
Auffassungen hier vor der Öffentlichkeit zu recht!erti
gen, Wir haben als demoJQratische Repräsentanten dle 
Sorge zu übernehmen für die Sicherheit und Entfaltung 
der uns beauftragenden Bevölkerung in allen Lebens
bereichen. In der Regierungserklärung sprach der neue 
Ministerpräsident vom .. Lebensraum", ein Begrüf, der 
für die etwas Älteren von uns nur mit Anführungszei
chen zu verwenden ist. 

Versäumnisse sind Beeinträchtigungen dieser Bereiche 
der I3ev0lkerung. Es ist die legitime Aufgabe der Oppo
sition - ich sagte es schon-, diese Versäumnisse und da
mit aud1 die politische Verantwortung herauszuschälen 
und vor die OffenUichkeit 7.U tragen. Von dieser Auf
gabe, Herr Dr. Altmeier, befreit uns in einem Augen
blick wie dem heutigen auch keine noch so verständ
liche persönliche Rücksicht. Wir sind verpflichtet und 
wollen dieser Pflicht gerecht werden, Tatsachen fesLi:u
stellen; und Sie, Herr Dr, Altmeier - da verstehen wir 
uns sicherlich ganz gut -, müssen aucll Ihrerseits bereit 
und willens sein, Tatsad1envorwürfe zu genehmigen. 

(Abg. Schwarz: Endlich!) 

Herr Dr. Kohl - und nun wende ich mich an den neuen 
Ministerpräsidenten - hat vor Jahren die strukturelle 
Schwäche del' CDU-Landespolitik deutlich erkannt und 
darau:; einen erstaunlichen politischen Werdegang ent
wickelt. Es mul.lte ganz gewiU wie em .Schock in seiner 
Partei wirken, daß er sich dynamisch gab; und das war 
Ja seine Lieblingsvokabel auch in diesem Hause. 

(Abg. Gaddum: Ich fürchte. der Schock ist bei 
Ihnen noch größer! - Heiterkeit und Beifall bei 

der CDU.) 

- Ne>in' Abwarten. Herr Kollege, darauf komme ich 
nnch! 

Diese Haltung hi.~ in ÄlrßPrli<'hkPiten hat Herr Dr. Kohl 
au~gehnut. Zugleich war eine solche Haltung auch ein 
wohlüberlegter Ruf an die sogenannte jüngere Mann·
~chaft. Jugend gibt sich sowieso gerne dynamisch und 
sucht ~kh einen dynamischC'n Führer. So gelang es Herrn 
Dr. Kohl nicht nur. die Parteiph~i:iognomie attraktiver 
w gestalten. sondern er entwickelte auch eine recht 
geschickte Taktik im Landeslwrt'kh. Eine derartige Ge
schicklich.keit beweist - das erkennen wir an - Qualitä
ten. AbPr, Herr Ministerpräsident Dr. Kohl. ein neuer 
~til ii;t nN'h nicht Pine ne>ue Politik vom Wesen her, 
unct immerhin befinde ich mich im Einklang mit vielen 
Beurteilungen auf Bundesebene, wenn ich aussprerne, 
was schon häufig - nicht nur hier, sondern auch anders
wo - Iesti?estellt worden isl: daß die sogenannte Junge 
Union oft genug eine alte, zutiefst konservative poU
tische Generation darstellt. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU. - Heiter
keit und Zustimmung bei der SPD. - Abg. 

&tiw::in· Al'.'h!) 

- He>rr Schw<ir7, SiE:> h<lhC'n <=1m flllerwenigsten Grund, 
darüber rn lachen. 

(Erneutes Lachen bei der CDU, Heiterkeit und 
Beifall bei der SPD. - Abg. Schwarz; Ich bin 

schon lange aus der Jung1>n Union heraus!) 

In der Kulturpolitik dieses Landes haben wir leider 
eine Fülle von Beispielen in der Richtung erlebt, und 
wir als Sozialdemokraten haben das Jedenfalls aufrich
tig bedauert. Ob dies unter der Führung des neuen 
Ministerpräsidenten künftig anders sein wird. muß zu
nächst abgewartet werden. Die Beispiele, die unter 
seiner tatsächlichen politischen :f'ührung - ich habe das 
vorhin erwähnt - gegeben wurden, ermutigen nicht w 
großen Hoffnungen, 

(Hört, hört! und HciterkC>il lwi de1· CDU.) 

zumal sich die gestrige Regierungserklärung ja doch 
so weit in allgemeinen Betrachtungen erging, daß man 
eigentlich jede Konkretisierung, die doch zum Wesen 
des Politist:h.::n g.:hut't, vermissen mußte. 

Ich denke beispielsweise an die Schulpolitik, die uns 
besonders interessiert. Hier wurde in der Regierungs
erklärung der Versuch unternommen, konkret w wer
den. Alk·r was soll das heißen? Man spricht vtJn der 
Beibehaltung der Hatrpt~<'hule, der Realschule und der 
Gymnasien. Man spricht von der Leistungsschule in der 
Zukunrt. Hel'r Ministerpräsident Dr. Kohl, ich mödlle 
die bisherigC'n Lehrer und Philologen fragen, ob sie da
von überzeugt gewesen sind. keine Leistungsschule be-
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tri~ben zu haben. Dies hat man auch in Paris nach 1866 
klar erkannt - Sie sollten darüber lächeln -. als man 
dort rieC: Rache für Sadowa! - Das ist unser König
grätz, so wie wir es in der Geschichte gelernt haben. 
Man hat es damals so ausgedrückt, daß der preußische 
Schulmeister diese Schlacht gewonnen habe. 

Man sollte sich hierauf besinnen, damit man dahinter 
kommt, welche Bedeutung das Schulwesen für die 
Sammlung der Fähigkeiten einer Gesellschaft hat. 
Wenn ich dann höre, daß man eine differenzierte 
Leistungsschule wiil, und ich außerdem noch einen Wort
schwall vernehme, dann meine ich, daß hinter diesem 
schimmernden Wortglanz eigentlich keine klare Kon
zeption steckt, weil man es sonst deutlicher und ein
fachl•r sowie für die Öffentlichkeit unseres Landes 
verständlicher hätte ausdrücken können. 

(Beifall der SPD.) 

Herr Dr. Kohl, ich komme nunmehr zu dem Verhältnis 
der Regierungsparteien und der Regierung zur Opposi
tion. Dieses Verhältnis macht nicht zuletzt - und hierin 
stimmen wir wohl alle überein - das Ansehen des 
parlamentarischen Regierungssystems überhaupt aus. 
Der Kern der zu verzeichnenden gesellschaftlichen 
KrisP dc>r Gegenwart, die auch Sie in Ihrer Regierungs
erklärung angesprochen haben, ist doch nicht nur in 
der rebelli<-'rcnden Jugend zu sehen. Er liegt eigentlich 
viel tiefer. Und insofern bleibt die Regierungserklä
rung auch wieder an der Oberfläche und beschäftigt 
sich mit Symptomen, sucht jedoch nicht die eigentlichen 
Lösungen . Der Kern liegt darin, daß sich der mündige 
Staatsbürger, nach dem wir in der Vergangenheit auf 
allen Kanälen und mit allen Instrumenten der Mei
nungsbildung gerufen haben, an den Strukturen der 
Gesellschaft stößt, die eigentlich Strukturen der Ver
gangenheit sind. Sie können die Schule und die Hoch
schule, unsere Wirtschaftsform und alles andere bis 
zum Parlament hin ansprechen; wir haben uns jedoch -
ich hoffo, Herr Dr. Kohl, daß wir uns hier am besten 
vNständigcn können - von den Strukturen der Ver
gangenheit letztlich nicht gelöst! Die Gesellschaft von 
heute sucht nach de r Selbstdarstellung in den Formen 
d<.'s gesellschaftlichen Lebens, und zwar nach der Adä
quan7. des Verständnisses. 

Der mündige Staatsbürger bäumt sich auf, soweit er 
jung ist. Sagen Sie mir nur nicht - quer durch dieses 
Hohe Haus -, Sie wüßten nicht, daß die ältere Genera
tion in ihrem Verhältnis zum Staat resigniert und daß 
es in unserer Bevölkerung gehörige Kreise gibt, die 
offen eine Staatsverdrossenheit zeigen. 

Was wollen wir damit sagen? Erst bei einer Einsicht in 
diese volkspsychologischc Tatsache kann es uns ge
lingen, Herr Ministerpräsident - und weil Sie so jung 
sind, app<.'lliere ich hier mit tiefster Überzeugung nach
drücklich an Sie -, eine Politik aus einem Guß für die 
gesamte Gesellschaft zu machen. Dann erst lösen wir 
untereinander verbundene Probleme, die sich nur an 
de:_ Oberfläche als verschiedenartig darstellen. 

Es gibt - dies ist meine tiefste Überzeugung - keine 
Lebensbezüge, die in ihrem Wesen nicht politisch sind. 
Damit is t keinerlei Parteipolitik gemeint, meine Damen 
und Herren; ich möchte dies auch hier deutlich aus
sprechen. Für mich sind Parteien vornehmlich die 
Vehikel und Möglichkeiten, politischen Willen in den 
Raum d er politischen Verantwortung zu tragen. Die 

Parteien werden ihrem Wesen nach sich selbst nur ge
recht, wenn sie die Teilaspekte des Ganzen entfalten, 
provozieren, akzentuieren und im Zusammenwirken 
parlamentarisch bewältigen und sie zu einer Einheit 
führen. Dieser aus der Vielfalt erwachsenen Einheit 
entspricht der Nutzen für das Ganze. So meinen wir 
Sozialdemokraten es jedenfalls, und so haben wir es 
durch die gesamte Geschichte unserer Partei hindurch 
verstanden. 

Meine Damen und Herren, hier haben Sie den Zugang 
auch zu dem Selbstverständnis unserer Partei als einer 
·evolutionären und nicht revolutionären Partei. Wie oft 
hat die Geschichte uns nicht nur den berühmten Zipfel 
des Gewandes geboten, revolutionär zu werden! Da 
braucht man nicht abzuwinken, Herr Kollege Stübin
ger. Es ist in der Tat so. Hier liegt das innerste Wesen 
der Sozialdemokratie, das Herr Dr. Kohl als Chef der 
CDU-Fraktion uns oft in belehrender Weise deutlich 
machen wollte. 

Der mündige Bürger will bereits in jungen Jahren -
wir haben es ja so gewünscht - seine ihm adäquate Zu
ständigkeit und seine Verantwortung. Auf der anderen 
Seite haben· wir nach wie vor bei kritisch<.'r P rüfung 
den Hoheitsstaat. Machen wir uns doch hier nichts 
vor! Wir haben nach wie vor die klare Über- und 
Unterordnung. Was wir brauchen, wenn wir diese 
Gesellschaft von ihrer derzeitigen Problematik, die 
keine materielle ist, befreien wollen, ist nicht die Fort
setzung der Über- und Unterordnung, sondern die 
strukturell vollzogene Einordnung des Bürgers in die
sen Staat, damit er dann sagen kann: Dies ist mein 
Staat! - weil er ihn damit verantwortet und mit trägt; 
und dies geht alle Bereiche unseres Lebe ns an und ist 
nicht weit hergeholt. Eine n<.'ue Regierung sollte diese 
Gedanken mit in die konkrete Politik einnecbtcn. 

Wie sieht es nun - das war der Ausgangspunkt in die
sem Abschnitt meiner Ausführungen - um die Rolle der 
Opposition in unserem Lande aus? Sie selbst unterliegt 
dieser Gesellschaftsstruktur. Sie konnte und kann noch 
nicht ihrer Verantwortung'gcrecht werden, nämlich im 
wohlverstandenen parlamcntarsichcn Kräftespiel die 
Öffentlichkeit über ihre Aufgaben umfassend zu infor
mieren, umfassend öffentliche Meinung zu bilden und 
umfassend auch Versäumnisse der Regierungspolitik in 
der Öffentlichkeit darzustellen. 

Ich habe bei den mehrmaligen Empfängen in den letZ'
ten Tagen als neuer Chef der SPD-Fraktion so einige 
Beileidsbekundungen - so möchte ich es sagen - ent
gegennehmen können. Es hieß dann: Da kommt der 
neue agile und aktive Regierungschef, und sie als 
Opposition haben e in hartes Brot zu essen! - Dies 
spricht man in den hinteren Reihen, wo die Basis der 
Regierungspolitik doch letztlich ruht, deutlich aus. Man 
sagt: Sie kommen ja gar nicht an die Tatsachen heran! 

Ich meine, Herr Dr. Kohl, daß wir das ändern könnten, 
wenn wir das We:::en der Demokratie so begriffen und 
auch politisch strukturell gestalteten , wie wir es in 
Gesprächen bereits e rörtert haben. Natürlich weiß ich, 
daß das Brot der Opposition in der deutschen Demo
kratie ein hartes ist. Es könnte sehr wohl ein süßes 
Brot sein im Sinne des politischen Ehrgeizes, wenn man 
die Zugänge zur Selbstdarstellung im Bereich der 
modernen Informationspolitik hätte. 

Mich hat es gefreut, zu hören, daß man Ihnen, Herr Dr. 
Altmeier, hier die künftige Rolle des Abgeordneten so 
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Sl'hmackhaft macht mit der Möglichkeit, Sle könnten 
jetz t einmal frei Ihre Meinung sagen, jetzt könnten Sie 
kritisieren. Das war doch mehr oder weniger, ange
sichts der politischen Möglichkeiten - eine platonische 
Erklarung, insbesondere auch im Hinblick auf die Oppo
s ilion -, insbesonde re auch im Blick auf die Rolle in 
l hr<:>r Regierungszeit, die uns aber nicht nur in diesem 
Lande zugemutet wurde. Wir sprechen viel von einer 
P a ramentsreform, und wir werden noch im Rahmen 
c! ieser Sitz•rng di:trauf zurückkommen. Dann wird einiges 

zu sagen sein. 

Für uns ist die Opposition eine verfassun,gsmäßig zu 
integrierende Größe im staatlichen Leben, und damit 
hc; t sie auch den Anspruch auf Zugang zu allen Mög
lichkeiten der Selbst.da:rstellung, wie die Regierung 
auch . Wir sind heute faktisch untergeordnet und nld1t 
e ingeordnet. Ich hC:tbe das schwierigste Beispiel der 
GesP!lschait.sstrukt ur herausgesucht, um meine grund
sät?.lkhen Gedi:tnkcngä nge damit deutlich zu machen. 

Die Verwaltungsstruktur war von mir schon kurz ange
s rrochen, und ich sagte bereits, daß sie das Abbild des 
fü>lbstvel'ständnisses einer Gesellschaft ist. Meine Damen 
und Herrenl Wir schleppen fraglos die Strukturen der 
absoluten Herrschaft noch in unserer Verwa ltung mit. 
Herr Dr. Kohl hat einiges angesprochen, aber wie ich 
m eine, von der Oberfläche her, und er ist nicht in die 
Notwendigkeiten eines modernen Gesellschafti;l..Jildes 
e ingedrungen. Der Absolutismus herrschte von oben 
nach unten. Die Volkssouveränität will und muß sich 
von unten nach oben entfalten. Damit will Ich eine 
Grunderkenntnis aussprechen. 

Her r Dr. Kohl ist in de r Öffentlichkeit weithin gelobt 
worden wegen seiner Akiivität in der sogenannten 
V<:'rwaltungsreform. 

(Abg. S<'hwar?.: Mit Recht') 

- W;:irtt>n Sie ab, Herr Schwarz! -

Ich habe immer erklärt, daß in dieser Reform, so wie 
sie bisher konzipier t Ist, keine geistige Leistung steckt. 
Wir h aben an den Strukturen gar ni.dl.ts geändert. Wir 
fo\gen der modernen Wirtschaftsauffassung von der 
Kon zentration und meinen, damit etwas Neues zu tun. 

Die alte Struktur bedeutet aber die Beibehaltung - und_ 
da s ist geschiehtswidrig - eines alten gesellschaitlichen 
Selbstverständnisses. Was uns heute noch feh.lt, . .i~t gi~--
Adäquanz 7.Ur gesellschaftlichen Wirklichkeit auch im 
R<1hmen der Ve rwaltungsstruktur. kh sprach vom mün
digen BürgPr von heute. der wadl und intelligent und 
früh gerufen. nicht mehr in jeder Beziehung hinter 
dem Berge lebt. Wir hatten eine politische Landschaft 
in der Vergangenhcit und sicher gerade in unserem 
Land. wo man sagen konnte, wir begnügen uns mit der 
Situation. wie wir sie im Westerwald haben, wie wir 
sie im Hunsrück h aben; ich könnte nach Hessen gehen 
und könnte i;;agen, wie wir sie in der Rhön haben; ich 
könnff' in m eine Heimat, die Westpfalz, gehen und 
sagen, wie wir sie in der Westpfalz haben. Das .Waren 
die früheren Ahg<'lhPgebiete für die Kolonisation der 
neuen Welt. Aber heute lebt in diesem Sinne_ keiner 
mehr hinter dem Berg. Die Kommunikationsmittel 
s l!ld viel zu dicht und nachhaltig geworden, als daß 
nicht jeder Schüler in jedem Dorf unseres Landes 
wüßte, beispielsweise was eine moderne Sportstätte ist. 
\Ve nn ich dazu die Forderung des Grundgesetzes nach 
der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse nehme, dann 

ruft das auch nach der Elnhe illkhkeit der Übertragung 
der Verantwortung in allen Bereichen. Freiherr vom 
Stein konnte noch die Städte nehmen, meine Damen 
und Herren, weil die Städtf' die Bi!<iung!lzentren .1ener 
Zeit waren. Er hat von dort her die Gesellschaft d<:'s 
19. Jahrhunderts erneuert. Sie wissen alle, daß nicht 
die Siege auf dem Schlachtfeld Preußen geschaffen 
haben, sondern der Ruf in die Selbstverwaltung hC:tt 
dies vor der deutschen Geschichte bewerkstelligt. Wir 
stehen heute mit der Prä tention Verwaltungsreform 
vor einer AufgahP, eile für unser L;:ind im Grunde nicht 
weniger verlangt cils seinerzeit es Freiherr vom Stein 
für Preußen tat. 'Wenn ich mich in der Öf(entllchkeit 
feiern lassen will - das sollte man eigentlich nicht; es 
ist gescheiter, man überläßt das der Geschichte. weil die 
kritischer wird -, dann muß man allerdings solche 
Prätentionen in der politisc:h"'n Anlage .rechtfertigen. 
Ich sage noch einmal: Wir haben in der Verwaltungs
reform, so wie wir sie bisher praktiziert haben, keine 
geistige Leistung im Sinne der neuen Bewä ltigung 
einer adäquaten Verwa ltungs.struktur zu unserer Ge
sellscl1<i!tswLrklichkeit zu verzeichnen. -

Wir Suzialdemokraten haben die Verwaltungsreform 
ganz bcwuUt mitgemacht in der Überzeugung, daß es 
notwendig ist, ·Herr Dr. Kohl, die Dinge in Bewegung 
zu bringen. Sie waren vorsichtig genug - das verrät 
wieder den Taktiker; das unterstütze ich - von einem 
Abschluß der Verwaltungsreform in Ihrer Regierungs
erklärung gar nicht zu reden. Wir sind auf dem Wege. 
Wenn ich ges.agt habe, daß wir in eine Verwaltungs
refol'm in Permanenz eintreten, dann weiU ich, warum 
ich das für unsere ganze Fraktion gesagt habe. Am 
Ende muß eigentlich die Verwaltungsrepräsentam: des 
mündigen Bürgers stehen. Nun greife ich wieder ein
mal ganz konkret in unsere Wirklichkeit. Dei· Landrat 
wie wir ihn haben, isl doch kein Repräsentant de; 
fa•lbs tverwaltung. Er ist ein Relikt aus dem Obrigkeits
staat des v~rgangf'nPn Jahrhunderts; 

(Beifall bei der SPD.) 

denn er fühlt sich gar nicht verantwortlich für den 
Bereich, weil er sich dort gar nicht zu verantworten 
hat. Er fühlt sich verantwortlich gegenüber M ainz, weil 
er von dort berufen wird. 

Uns<'re RPgiPrunr;~präsidien - wir sind von fünf auf 
drei gekommen; das feiert man als Erfolg; für mich ist 
das keiner - sind doch parlamentarisch überhC:tupt nicht 
kontrolliert. Wo steckt denn in diesem Bereich die 
Selbstverwaltung? Wo ist dort die Betrauung des mün
digen Bürget·s mit der Verantwortung für den Bereich, 
den er in der Tat überschauen kann. Idl bin der Mei
nung - wir werden es noch erleben -, daß wir auf drei 
Ei.lcncrl kommen. von denen ich glaube, daß sie die 
echte Mögiichkeii zur Seibstenlfaitung des Bürgers in 
unserem staatlichen Bereich eröf!nen. Das sind einmal 
die Gemeinden, die seit e h und je schon Sdbstverwal
tung haben, die aber ht:!Ule anders strukturiert werden 
müssen. Herr Dr. Kohl, wir sind uns sicher einig dar
über, daß das Verbandsgemeindegesetz, wie wir es 
ucs1.:hlossen haben, im Grunde bcr<!its überholt ist und 
daß wir uns da noch anderen Vorstellungen zuwenden 
müssen; denn wir wollen ja die Zuständigkeit nach 
unten geben. Das bedeute t Nähe der Verwaltung zum 
Bürger. Darüber können wir die Region - so nennen 
wir sie einmal mit dem Arbeitstitel - lagern, die dann 
die kommunal übergreifenden Probleme bis zum Schul
bau, bis zu den Hauptschulen oder Realschulen oder 
Gesamtschulen und Ganztagsschulen in der Zukunft 
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in Selbstverwaltung bewältigen kann. Darüber kommt 
dann eine Regierung, Herr Dr. Kohl, die wirklich 
regiert, die nicht in Verwaltungsarbeit erstickt, sich 
nicht ausgießt in Exekutive allein, sondern die in der 
Tat die Leitlinien der politischen Entwicklung für den 
gesamten Raum, der dieser Regierung anvertraut ist, 
plant, bestimmt, und auch in Bewegung umsetzt. 

Ich glaube, das sollte ich zum rechten Verständnis 
unserer Auffassung zur Verwaltungsreform sagen, auch 
:t.ur AuHassung, wie die Sozialdemokratische Partei und 
Fraktion sich dazu verhält. 

Herr Dr. Kohl! Sie haben in Ihrer Regierungserklärung 
- gestalten Sie mir noch e ine kleine Blütenlese - aus
geführt, daß Rheinland-Pfalz Kernland der EWG sei. 
Wir sind sicher beide der Auffassung, daß das bisher 
nur geographisch zutrifft. Vom Essentiellen ist davon 
wenig zu spürc-n, insbesondere dort, wo geographisch 
d<!r Kern läge, wenn man von der Mitte sprech en will. 

Sie haben dann von dem großen Nachholbedarf ge
sprochl'n. Wir stimmen Ihnen darin völlig zu. Ich frage 
mich heute nur, weshalb hier die Wirtschaftsförde
rungsgesellschaft, diese Anregung der SPD, nicht auf
gegricrcn wurde, warum man sich nicht zusammen
gcfu ndcn hat, um auf de r Ebene privater Initiative, die 
ja schneller und kurzwegiger sein k ann als die Beam
teninitiative, voram.ukommen. 

Ich möchte auch von den Finanzen sprechen, weil sie 
letztlich die Grundlage für alles politische Handeln 
abgeben. Die niederen Seinsschichten - so h at mein 
l'hilosophicprof<'ssor Nicolai Hartmann in Berlin ge
sagt - sind die stärkeren - er war ein Anhänger der 
Schichtenphilosophie -. Der schönste Geist kann sich 
letztlich nicht rntfolten, wenn die materielle Grundlage 
nicht da ist. Und in der Politik h eißt das: Wir müssen 
dafür sorgen, daß die Finanzen in Ordnung sind. -
Konkret h<tbcn Sie dazu nichts gesagt. Ich vermute, daß 
Ihr Verständnis mit dem derzeitigen Finanzminister 
noch nicht so innig ist, daß er Ihnen die Passagen der 
Regierungserklärung in diesem Bereich .formulierte. 

(Beifall der SPD.) 

Ich bin aber überzeugt, daß Sie, gedrängt von dem 
politischen Auftrag, den Sie sicher mit vollem Herzen 
übernommen haben, uns in Kürze dazu etwas mehr 
sngcn können. Ich erinnere jetzt wieder an die Auf
gaben der · Kommunen, die gerade bei dem neuen 
Finanzausgleichsgesetz im Hinblick auf ihre besonderen 
Funktionen - h ier spreche ich von den Oberzentren, 
Mittelzentren und auch den rein örtlichen Zentral
bl!reichen - in den Stand gesetzt werden, ihre gesell
schaflspolltisch so bedeutsame Aufgabe im Sinne der 
EnUu!tung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
wahrnehmen zu können. 

Sie sprachen vom Verkehrsnetz unseres Landes, Herr 
Ministerpräsident! Auch hier können Sie unser e volle 
Unte rstützung haben. Nur möchte ich e inen politischen 
Aspekt dabei e inflechten. Wie ich glaube, soll man von 
der deutschen Einheit nicht so sehr viel reden, sondern 
man sollte Tatsachen schalfen, die geeignet sind, Be
wußtsein zu bilden im Sinne der so oder so - darüber 
sind wir uns s icher auch einig - kommenden deutschen 
Einheit. Dabei a ber spielt das Verkehrsnetz keine uner
ht!bliche· Rolle. Wenn wir unser Verkehrsnetz in den 
übergreifenden Straßen betrachten, dann stellen wir 
nach dem Kriege für mich eine besorgniserregende 
Nord -Süd-Orientierung fest und weniger eine West-

Ost-Orientierung. Hier haben wir in der Tat Möglich
keiten, die deutsche Einheit zu fördern durch Anruf aus 
Tatsachen. Ich glaube, das ist in der Politik wirksamer 
als Deklamationen, die man allzu o!t hört, denen aber 
allzu wenig Taten folgen. Und wenn es gerade in der 
CDU/CSU zumindest üblich war, vom Europa bis zum 
Ural und darüber hinaus zu sprechen, dann sollte man 
auch unser Straßensystem in diese Richtung mit orien
tieren. Mit Straßen, meine Damen und Herren, buut 
man auch Zukunft! Das ist keine Erkenntnis unserer 
Tage; das haben die großen Politiker schon immer 
gewußt. Das geht zurück bis in die Zeit der ulten 
Ägypter. Insoweit können wir nicht sagen, daß wir da 
neuen Erkenntnissen huldigen. 

Herr Ministerpräsident Dr. Kohl! Sie sprachen auch die 
Möglichkeit an, aus unserem Land Energie zu verkau
fen, nicht nur Energie hinreichend für den Landes
bedarf zu schöpfen. Nun wäre ich alle r dings a ls ein 
Bewohner der Westpfalz - „Hinterpfal1." darf ich nicht 
sagen, weil der Herr Präsident mich einmal gerügt hat, 
weil er gar nicht wußte, daß d as ein landläufiger Begriif 
bei uns ist - sehr glücklich, wenn im Rahmen der 
Strukturentwicklung die Mchrschienigkeil der Energie
versorgung erfolgte wie im Rheintal auch, wobei 
allerdings dem Politiker für diese Entwicklung im 
Rheintal gar kein besonderes politisches Plus zu ver
buchen ist; hier h a t es einfach die Geograph ie geschaf
fen. Aber dort kann man parteipolitisch hundeln in den 
Bereichen, die in der Tat vernachlässigt sind auch in 
dieser Beziehung. Über Energie macht man Politik wie 
über Straßen; Raumpolitik, Regionalpolitik und Zu
kunftspolitik macht man. Sie werden lächeln - ich sehe 
schon einige Gesichter a~!glänzcn -, wenn kh sage: 
über Energiepolitik kann man Familienpolit ik machen. 
- Ich k ann Räume e ntballen durch eine vernünftige 
Energieversorgung in die Räume hinein, in denen die 
Wirtschaft wohl Arbeitskräfte fände, aber eine schlechte 
Energieversorgung zu gewärtigen hat. 

Das wirft die Frage auf, Herr Dr. Kohl, ob man !ür 
alle Zukunft - und man sagt Ihnen ja auch einen erheb
lichen Einfluß in Bonn voraus - die Energie als die 
Grundlage der gesellscha!Uichen Entwicklung vom 
Mate riellen her betrachten kann unter dem Gesichts
punkt der Rendite, zusammengefaßt in Gesellschaften, 
oder ob man die Energie nicht v ielmehr sehen soll als 
die Initiatorin der wirtscha!tlichen Entwicklung in 
allen Bereichen. 

Sie sprachen von der Landwirtscl1aft und haben es 
nicht versäumt, unserer Landwirtschaft wiederum 
einige Aussichten zu eröffnen. Man lehnt den Mansholt
Plan ab und spricht von -dem Strukturprogramm der 
Bundesregierung. Das ist alles sehr schön. Ich meine 
aber, wenn es in unserer Zeit, meine Damen und 
Herren, noch ein Proletariat gibt, dann ist es zu Hause 
in den kleinen bäuerlichen Familien unserer Tage. Und 
es wäre eine außerordentlich wichtige gesellschafts
politische Aufgabe, hier die soziale Gerechtigkeit im 
Auftrage des soz.lalen Rechtsstaa tes, den wir ja dar
stellen sollen , auch dort herbeizufülmm. Weniger von 
Wahl zu Wahl zu blicken, sondern vielmehr langfristig 
die kommende Struktur den Bauern draußen, die bereit 
sind, das entgegenzunehmen, vorzustellen in Leitbil
dern und endlich klarzumachen, was wo agrarisch 
überhaupt noch möglich ist. Wenn ich das tue, dann 
kann ich nicht absehen aus der Einheit der Politik -
jetzt bin ich wieder bei meiner Grundauffassung - von 
flankierenden Maßnahmen, von Maßnahmen der wirt
schaftsstrukturellen Entwicklung in den Bereichen, in 
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denen Arbeitskräfte freigesetzt werden; ich kann nicht 
<tl>sl:'h t-n von bildungs- und schulpolitischen Maßnahmen 
gerade in jenen Bereichen. Man sollte sich, Herr Dr. 
Vogel, die Schwerpunkte nicht nach der günstigen Ver
w<tllungsstruktur des Augenblicks suchen, wo nämlich 
Haupts<'hulen zu errichten sind; man sollte sie in den 
politischen Rahmen der Notwendigkeiten stellen. 

(Beifall der SPD.) 

Ich hahe neulich zu meiner Überraschung vermerkt, 
rla ß die Hiiuptschulen erst entstehen werden in jenen 
&>reichen, in denen man bisher die Amtsverwaltung 
hatte, weil dort die rein vcrwaltungsstrukturellen Vor
aussc>twngen günstiger seien. kh muß insbesondere für 
jene Beriche sprechen, in denen diese Voraussetzungen 
noch nich t vorhanden sind, wo es aber darauf ankommt, 
rlem Bauernkind die Zukunft zu eröffnen in eine Ge
sellschaft, in d er es die gleichen Chancen hat wie jedes 
Stadtkind. 

Nun zu Ihnen, Herr Dr. Ge ißler! Sie haben in Ihrem 
Jugendplan einiges vorgelegt, was großartig klingt. Sie 
haben von de1· Notwendigkeit gesprochen, die Fünf
bis Sechsjährige n hunder tprozentig In Kindergärten, 
in eine vorschulische Sture, zu bringen. Sie haben wei
lt"l' davon ge~prod1cn, daß es notwendig sei, mindestens 
75 Prozent der Vier- bis Fün!jährigen in solchen Kin
dergärten unterzubringen und in der Altersstufe von 
drei bis viPr Jahren 50 Prozent zu erfassen. Sie sagten, 
daß <las auf der Grundlage der I<'reiwilligkeit möglich 
sei. Das glaube kh alles. 

Herr Dr. Kohl hat davon gesprochen, daß wir die 
Hausfrau nicht in Gestalt einer modernen Sklavin 
haben wollen. Hier begegnen sich ja "Überlegungen. 
Nun mu ß ich aber doch wieder für d ie Träger dieser 
Einrkhtungen sprechen. Henr Dr. Gelßler - da verstehe 
ich ihn sehr ~ut - sagte, daß ein solcher Platz 4 000 Mark 
koste. Nun kommt aber die schöne Einschränkung, 
nämllch die der 7.Ui::chußfähigen Ko:;ten. Das trifft uns auf 
der kommunalen Ebene immer hart. Die zusdmßfähigen 
Kosten sind nämlich die reinen Baukosten. Die Bereit
stellung des Bodens, die Bereitstellung der Versorgung 
geht alles zu Lasten der Kommunen. Wenn Sie. dann 
bei den zuschußfähi~en Kosten 4 000 DM pro Platz 
ausrechnen und sagen, das Land übernimmt davon 
25 Prozent, dann sind das bei der Notwendigkeit von 
80 000 neuen Plätzen nicht, wie es in Ihrem .Jugendplan 
steht, 80 000 Millionen, sondern nur 80 Millionen für 
unser Land. 

(Zuruf von der CDU: Nein!) 

- Dot'h, lP.sen Sie nach! Für unser La nd ist das ein 
e rheblicher Betrag, aber da ist auch auf der Seite der 
Träger ein Betrag von 240 Millionen allein bei den 1 
zus<.:hußfähigen Kosten. Wenn ich die übrigen sofort 1 

damit verbunde nen Kosten hinzunehme, dann komme . l. 
ich sicher auf weit über 300 Millionen. Das muß man 
aussprechen. kh würde es sehr begrüßen - das gehört 
auch zur Durchlässigkeit des Regierungsstils in der 
Zukunft -, wenn i::olche Lorbeerblätter, die da gepflückt 
Wt't'den, auch den Kommunen zuteil würden, wenn man 
mitteilte, daß das nicht allein die Landesleistung ist, 
sondern vornehmlich und im absoluten Schwerpunkt 
die Leistung der Träger, insbesondere der Gemeinden. 
Im übrigen begrüßen wir natürlich solche Programme, 
weil ~il' ja endlich das tun, was wir vor langer Zeit 
schon angestrebt haben. 

Ähnlich ist es mit dem Altenplan, Herr Minister Dr. 
Geißler. Die Regierungserklärung erweckt da neue 

Hoffnungen. Wir er innern uns in diesem Hoh('n Hause 
sehr genau, daß 10G7 kurz vor der Wahl ein Altenplan 
veröflentlicht wurde, in dem ein Betrag von über Hun 
derte von Millionen ausgewiesen wurde, da ß aber diese 
Mittel nicht bereitgestellt werden konnten. Das muß 
man bekennen - vielleicht wird es künftig besser im 
Zuge der großen Finanzreform - und sagen, daß von 
den BC'trägen, die ursprünglich für jedes Jahr vorge
sehen Wilrt'n, bislwr t•rst ein .J;:ihn»~helrag ausgeschüttet 
worden ist. 

Interessiert haben uns auch die Ausführungen des 
Herrn Ministerpräsidenten zur Frage der Lehre rbil
dung. Hier ist wieder so eine schiliernde Satzkompo
sition aufgetaucht. Da heißt es: Die Errichtung der 
Er:Liehwig::;wisscnschartl ichen Abte ilungen in Koblenz, 
Worms und Landa u ist fest vorgesehen . l m üb1·igen 
werden darin die institutionellen Voraussetzungen für 
eine volle hoch.sd1u.imäßige und differenzierte Ausbil
dung unserer Lehrpr gC>i::cti;iffen. - Wir erw;irten hierZ\l, 
Herr Ministerpräsident Dr. Kohl , eine klare Aussage, 
Heißt das nun, daß die Lehrerbildung zeitlich gestaffelt 
in die universitäre übergeführt wird, oder heißt das, 
anRlog dem von IhnPn entwit'kE>lten Schulblld, nämlich 
Hauptschule , Re;il~'.'11ule und Gymnasium, eine diffo
renztcrte Lehrerhildung üb1'rhaupl? Mir scheint eine 
Aussage darn unbedingt notwendig zu sein; denn, ich 
habe es vorhin schon gesagt, für eine so einfache Sache 
sind mir verdäi:-htig viP.lP Wor te g<>hraucht W<ll'den. 

Es wurde auch die Notw<'ndigkelt: ;:ingesprochen , unsere 
Polizei in ihrer Aufgabe besser zu würdigen als bisher. 
Auch hier möchte ich zurück\•erwcisen auf meine Aus
führungen zum Selbstvnständnis der Gesellschaft. 
Wenn wi r uns erinnern, da ß unser Polizeibegriff aus 
dem Allgemeinen l'reußischen Landred1t von 1794 
st11mmt, so sind in1.wisdwn so viele gesellschaftliche 
Wandlungen über die Bühne der Zeit gegangen, daß es 
richtig ist, sich einmal einem neuen Polizeiverwaltungs
gesetz mit einem n euen Verständnis der polizeilichen 
Aufgaben überhaupt zuzuwt-mden. Wir möchten, da ß 
die Polizei - nehmen Sie es mir nicht übel, wenn ich 
den Karl-Schnittsehen-Begriff hier so hal't gebrauche -
aus dem Freund-Feind-Verhältnis herauskommt, daß 
sie nicht mehr der Ordnungssoidat ist. Wenn ich „Sol
dat·' sage, dann sage ich nichts gegen die Soldaten; 
denn ihnen sind andere Aufgaben gestellt. Vielleicht 
war !rüher der Polizei in unserer Gesellschaft eine 
Aufgabe gestellt, die der des Soldaten ähn lich war, 
<'s aber in unse rer GegPnwa r t ganz bestimmt nicht 
mehr ist. Die Ordnungsfunktion der Polize[ in unserer 
Gesellschaft muß anders bestimmt werden, und zwa r 
ous d<'r Selbstl'ntfaltung diesPr Gesellschaft, die natür
lich Ordnungsorgan<' bl'auc.:ht. Aber diese Ordnungs
organe dürte n letztlich nicht im \Viderstr~it zur Gesell
schaft selbst stehen . Sie i::inc'! nkht <ler Bü ttel irgend
clner~taatllchcn Ordnu ng, i::ondPrn sie i::ind der Diener 
der Gesellschaft in ihren Ordnungsfunklionf"n. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Herr Ministerpräsident Dr. 
Kohl hat fast zum Schluß die Arbeitska mmern ange
siirochcn~ icil dar! Ihnen sagen, Herr Ministerpräsident, 
daß dieser Begriff für mich eigentlich der Einstieg ist 
in eine Grundkonzeption politischer Natur bei Ihnen. 
Kammern haben sicher viel für sich, bedeuten aber 
auch die ständische Gliederung. Jetzt möchte ich an 
meine Ausführungen von vo1·hin erinnern. Wir möchten 
die integrterte Gesellschaft, aber unter keinen Umstän-
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den die formierte Gesellschaft. Hier steckt eine Ver
suchung drin, die Gesellschaft zu formieren. 

Wenn Sie die Zustimmung - das erkläre ich hier im 
Namen der SPD-Fraktion - der Gewerkschaften, die 
ja die Interessen der Arbeitnehmerschaft über lange 
Epochen unserer Geschichte, und zwar eingegliedert in 
die Notwendigkeit der geschichtlichen Entwicklung 
unseres Volkes, vertreten haben, dafür erhalten, dann 
orhallen Sie unsere auch. 

(Unruhe und lebhafter Widerspruch bei der CDU. 
- Glocke des Präsidenten.) 

- Dazu können Sie ja nachher Stellung nehmen. 

kh möchte nun zum Schluß meiner Ausführungen 
kommen. Meine Damen und Herren! Ich habe vorhin 
schon gesagt: Herr Dr. Altmeier ist gegangen, die CDU 
ist geblieben. - Damit erwarten wir auch keine Über
raschungen auf der politischen Ebene. 

kh gebe Ihnen aber zu, Herr Ministerpräsident Dr. 
Kohl, daß Sie, so wenig Sie in Ihrer Regierungserklä
rung die Aufgaben konkretisiert haben, aber sicher 
genauere Vorstellungen von dem haben, was künftig. zu 
tun sein wird. Hätten Sie die Konkretisierungen ge
bracht, dann wäre das von der Tatsache her allein eine 
Kritik an Ihrem Vorgänger gewesen. Ich verstehe, daß 
Sie sich diese Kritik versagt haben. Wir haben für diese 
Schonung - und damit auch für die Schonung Ihrer 
Partei - Verständnis. Doch möchte ich jetzt - und das 
in aller Freundlichkeit - sagen: Bei Philipp! sehen wir 
uns wieder! - nämlich in anderthalb Jahren, wenn es 
darum geht, die Politik der n euen Regierung zu wägen, 
wobei ich hof!c, daß bis dahin bei Ihrem mir bekannten 
Verständnis für die Rolle der Opposition auch Mög
lichkeiten institutionell eröffnet werden, uns darzu
stellen. Herr Dr. Kohl, ich bin vor einiger Zeit von der 
Presse gefragt worden, was ich als Chef der SPD
FrakUon sagen würde, wenn Sie unter überspringen 
des Landes Rheinland-Pfalz gleich nach Bonn gingen. 
Ich habe das ganz ehrlich gesagt und erklärt, daß ich 
das außerordentlich bedauern würde. Sie haben nämlich 
so viel Schecks In Ihrer Rolle als Parteichef und Frak
lions~ührer auf die Zukunft dieses Landes gezogen, 
daß ich mich !reue, wenn es Ihnen gelingt, sie einzu
lösen. 

(Lebhafter Beifall .bei der SPD.) 

Präsident Van Volxcm: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gaddum (CDU). 

Abg. Gaddum: 

Herr Präsident, sehr verehrte Damen, meine Herren! 
Herr Kollege Munzinger, Sie h aben etwas hier liegen 
lassen, daß die SPD sich nur zögernd dem Beifall für 
Altmeier anschloß. 

(Abg. Munzinger: Das dürfen Sie an sich nehmen!) 

kh habe damit gleich den Einstieg für das, was ich hier 
zu sagen habe. Ich bin in der etwas schwierigen Situa
tion, da Sie nicht ganz unerheblJche Pas;;agen Ihrer 
Erklärung teilweise an den bisherigen Ministerpräsi
df'nlcn, teilweise an den neuen gerichtet haben. Das 

war nicht immer ganz eindeutig zu unterscheiden, wer 
nun von beiden gemeint war. 

(Abg. Munzinger: Die CDU!) 

- Jawohl, aber wir setzen uns natürlich auseinander 
mit der Erklärung dieser Regierung, wobei ich Ihnen 
gleich zu Beginn sagen möchte, daß diese neue Landes
regierung - es ist eine neue Regierung - von uns sehr 
bewußt gesehen wird in der Kontinuität der politischen 
Entwicklung dieses Landes. 

(Beifall bei der CDU.) 

Daß diese Kontinuität natürlich im Personellen gilt, 
spiegelt sich wider in der Beibehaltung des Kabinetts 
der letzten Landesregierung, das spiegelt sich auch 
wider darin, daß wir ganz bewußt aufbauen im Sach
lichen a uf den Leistungen der bisher igen Landesregie
rungen unter dem Ministerpräsidenten Peter Altmeier. 

(Erneuter Beifall bei der CDU.) 

Ich habe alles Verständnis dafür - das honoriere ich -, 
wenn die sozialdemokratische Fraktion ausdrücklich 
hier noch einmal erklärt hat, da.ß sie die Person Peter 
Altmeier achtet, ehr t, respektiert und ihr auch ihren 
Beifall nicht versagt. Sie werden andererseits verste
hen, daß wir als CDU-Fraktion darüber hinaus auch 
gerade die politische Leistung dieses Mannes ausdrück
lich anerkennen und daß auch die jüngere Generation -
lassen Sie mich das hier sagen als ein Vertreter dieser 
Generation - das, was hier geschehen ist, anerkennt 
und nicht die Verdienste dieser Zeit zu leugnen bereit 
ist. 

(Weiterer Beifall bei der CDU.) 

Es ist eine etwas andere Situation, in der diese Regie
rungserklärung abgegeben wurde als vor etwa zwei 
Jahren. Damals wurde eine Regierungserklärung a!)ge
geben nach Wahlen. Wenn man diese Erklärung heute 
nachliest, hat sich das sicher niedergeschlagen in der 
Diskussion um diese Erklärung. Die heutige Regie
rungserklärung ist abgegeben für eine Regierung, die 
noch zwei Jahre im Amt sein wird. Ich glaube, daß es 
von daher nur konsequent ist, wenn s ie an das, was 
bisher in diesen letzten zwei Jahren in diesem Land 
geschehen ist, anknüpft und ganz bewußt diese Linie 
weiterführt. Natürlich - darin besteht gar kein Mei
nungsunterschied, das gehört auch zur Offenheit der 
politischen Auseinandersetzung, das so zu sagen - be
deutet dieser Wechsel im Amt des Ministerpräsidenten 
ein, wie Herr Dr. Kohl es gesagt hat, Generations
wechsel. Ich glaube, daran sollte man gar nicht vorbei
gehen, und das sollte man gar nicht leugnen. Das 
ändert nichts daran, daß w1r die politische Grundhal
tung der CDU weiterführen. Wir haben Ihnen ohne 
weiteres Beifall spenden können, als Sie sagten, daß 
diese CDU CDU bleibt. Natürlich bleibt sie es. Und zu 
Ihrem Leidwesen werden Sie sich wahrscheinlich noch 
lange mit ihr auseinandersetzen müssen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Es ist nach unserem Verständnis, auch des politischen, 
eine durchaus gesunde Entwicklung und eine ganz 
normale Sache, daß jeder, der im politischen Bereich 
tätig ist, auch seine eigene Handschrift entwickelt. 
Selbstverständlich wird diese Handschrift eines Mini
sterpräsidenten Dr. Kohl anders sein als die eines 
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Ministerpräsidenten Dr. Altmeier. Ich will sagen, daß 
ich darin gar kein Negativum sehe. Ganz im Gegenteil. 
Es ist auch heute noch so, daß Menschen Politik machen 
und dieser Unterschied im Stil, den Sie sicherlich in 
m;rncl1•m Punkten der Regierungserklärung gefunden 
hiihen, zu bejahen ist. Wir halten ihn !ür eine Notwen
digkeit. Das bedeutet keinerlei Abwertung dessen, was 
gesd1ehen ist. Aber das bedeutet selu· nüchtern ge::iehen, 
d<tß auch die Menschen, die in der Entwicklung wech
seln, in dieser Politik andere Verhaltensweisen mit
bringen und von ihrer Sicht und aus ihrer Erfahrung 
heraus Politik prägen. Ich sage ganz bewußt; nac-h 
ihren Erfahrungen. Herr Kollege Munzinger, Sie mcin
t<·n, daß Herr Dr. Kohl in seiner Regierungserklärung 
papieren und an der Oberfläche geblieben sei in dE.'r 
Würdigung des Ministerpräsidenten Altmeier. 

!Abg. Munzinger: Neil'l, das habe ich nicht gesagt!) 

- Doch, das ist in dem Zusammenhang p;esagt worden. 

(Abg. Munzinger: Im Zusammenhang mit der 
Betrachtung der GeseUschaft!) 

- Gutt 

(Abg. Fuchs: Da müssen Sie sich schon einen an
deren Popanz aufbauen, das funktioniert nicht!) 

- Ents~·h\t!digen Sie. im Gegensatz zu Ihnen. Herr Fuchs, 
bin ich gerne bereit, dann wenn etwas korrigiert wird, 
ihn nicht mPhr aufzubauen. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Fuchs: Sehr gui! 
Aber Sie können keine menschliche Hürde zwi

schen Herrn AJtmeier und uns au!bauen!) 

- b:ntschu!digen Sie, das habe ich weder getan noch 
beabsichtigt. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Nein, nein! Herr Kollege Fuchs, ich habt: keineswegs 
die Absicht, hier eine Hürde aufzubauen. Ich glaube 
gerade das, was von Herrn Dr. Kohl hierzu gesa11;t 
worden ist - hier hat er völlig auch für die CDU-Frak
tion gesprochen -. hat das ganz eindeutig widerlegt. 
kh habe über den politischen Weg auch eines solchen 
Wechsels im Amt eindeutig meine Meimmg··gesagt. Ich 
meine, es ist notwendig, dies auch nicht zu leugnen. Es 
h<1t keinen Sinn, es in der Ö!!entlichkeit so darzustel
len, als würde sich hier gar nichts ändern. Wh' tun 
das nicht. Wir sagen durchaus, daß hier ein Wechsel 1 
stcittfindet, auch im politischen Stil, auch in manchen l 
Z iel8etzungen. Warum soll man das leugnen? AbcrWir···- 1 
anerkennen immer wieder - das gehört eben dazu - die , 
politische Leistung eines Mannes, der die Grundlagen 
geschaffen hat, au{ denen wir heute aufbauen und 
wr-itt:>rhauen können. 

Es wurde gesagt, es sei keine neue Regierung und es 1 
sei nichts Neues. Herr Kollege Munzinger, ich verstehe 
durchaus Ihre Situation oder sagen wir besser: kh 
~<'l>e mir Mühe, Sie zu verstehen. Sie bab.cn.mil dem 1 
deneitigen Ministerpräsidenten in $einer Funktion als 
Sprecher der CDU-Fraktion schon manche Auseinan
dersetzung austragen können hier in diesem Hause. ·sie 
kennen ihn und wissen auch, was Sie von ihm zu 
erwarten h aben als Mini.sterpräsidl'nt. 

(Abg. Munzinger: Wir sind beide P!älzer, und ich 
glaube, wir verstehen uns ganz gut!) 

- Wunderbar! 

(Abg. Fuchs: Das soll nicht heißen, daß hier pfäl-
2.Lsche Politik gemacht wird!) 

- Ich dachte, Sie wollten darauf hinweisen, daß auch 
die Rheinhesscn ihn verstehen könnten, Herr Kollege 
Fuchs. 

(Heiterkeit im Hause.) 

So ganz selbstverständlich - das muß ich noch einmal 
betonen - könnte ich mir denken, ist das auch für den 
Herrn Kollegen Fuchs nicht. 

(Abg . .Fud1s: Es wird hier im Hause nicht nur 
pfälzische Politik gemacht!) 

- Nein, zweifellos nicht. na haben Sie ganz recht. Und 
Sie dürfen davon ausgehen, da!$ dieser neue Minister
präsident nicht nur pfälzische Politik macht, sondern 
der Ministerpräsident dieses Landes ist. Das ändert 
ahcr .nichts daran, daU ich mich darüber freue, wenn 
der Herr Kollege Munzinger mcin.t, daß das Verständnis 
zwisc-hen dem Oppos itionsflihrer und dem Regierungs
chef gut. sein wird. Dnmit hat er genau auch das ver
st11nden, was der Ministerpräsident gesagt hat, als er 
die Opposition angesprodwn hat. Ich glaube, daß es 
nicht selbstverständlich ist, daß ein Ministerpräsident 
h..[ sdnt>r t>rslen Regierungserklärung in dieser Form 
die Opposition ganz bewußt und positiv am:pricht. 

(Beifall bei der CDU.) 

h:h bin der Meinung, daß man das auch honorieren 
sollte von Ihrer Seite aus. 

(Abg. Munzinger: Das darf aber nicht Im Platoni
schen sein!) 

- Entschuldigen Sie bitte, nach dem, was Herr Dr. Kohl 
vorher sch"n t'rklärt hat, etw;i in seinem Angebot zum 
Beispiel des besoldeten Oppositionsführers und einigen 
anderen Dingen - -

(Abg. J._iunz.inger: Das meine ich nicht!) 

- Entschuldigen Sie, es gibt durchaus Meinungen, daß 
das auch dazu gehört; das mag Ihre Meinung nicht sein: 
- auch eine Bereitschaft zur besseren Information 
l.>e.steht. 

Aucll das ~at er ja bercits erklärt; wenn man will, kann 
man das hören. 

(Abg. Dr. Skopp: Das ist wesentlich!) 

- Natürlich ist das wesentlich! Id1 halte aber dafür, es 
gehöre mit zu diesem guten Stil, daß, aud1 wenn Sie in 
der Hinsicht mir dur<'h;;u;; bc·rect"1ti~t e~d1eitwn<le 

Wünsche haben - lch mücltle das von meiner Sicht als 
Sprecher der Regierungs!raktion gerne einräumen -, · 
doch solche Dinge unterbleiben, die praktisch darauf 
hinauslaufen, cine Partei in ihrem demokratischen 
Verhalten wesentlich über die andere stellen zu wollen. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Sehen Sie, Sie haben in einem Nebensatz gesagt: Wir 
haben k eine institutionalisierte Staatspartei. - Ich 
stimme Ihnen soweit zu. Wir haben auch allerdings 
keine Partei, meine ich, die von sich bt?haupten k ann -
auch die SPD nicht -, nur sie habe ein ungebrocl1enocs 
Verhältnis zur Demokratie; und eine solche Behaup-
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tung, wie sie in einer kür?.lich erschienenen sehr großen 
Anzeige zu lesen war, paßt dann doch auch nicht und 
dürfte an sich nicht aufgestellt werden. 

(LC>hh<ifkr Beifall der CDU. - Abg. Munzinger: 
Herr Kollege, i c h habe das nicht gesagt!) 

Oder es dürfte dann zum Beispiel auch nicht auf dem 
Parteitag der SPD in Nürnberg gesagt werden: Die 
Demokratie wird in diesem Lande immer nur soweit 
gesichert sein, wie s ie mit sozialistischem Inhalt gefüllt 
wird. - Das ist eine Aussage von Herrn Steifens in 
Nürnberg. 

Nun können Sie freilich entgegnen, das a lles habe hier 
nichts zu tun; da Sie aber die CDU als Partei angespro
chen haben, erlauben Sie auch mir, Sie, die SPD, eb<)n
ial!s als Partei anzusprechen. Und weil ich ein hohes 
Verständnis von den Rechten und Möglichkeit<m, wie 
aber auch von den Pflichten der Opposition habe, bin 
ich der Meinung, daß Sie auf der anderen Seite konse
quenterweise ebenso gegen solche Veröffentlichungen 
und Angriffe angehen sollten. Wir sollten uns doch 
nicht in dem Glauben zu überbieten versuchen, der 
eine sei ein besserer Demokrat als der andere. 

Gemessen an der Kürze der Zeit, für die sie abgegeben 
ist, enthält · die Regierungserklärung eine Fülle von 
Problemen und Aufgabenstellungen, und es kann 
einem vor solcher Fülle schon recht angst werden. 

(Heiterkeit bei der SPD.) · 

Ich halte es deshalb für entscheidend wichtig und not
wendig, daß die Regierung - ich decke mich dabei 
durchaus mit Herrn Iviunzinger, der ja erklärt hat, daß 
er diese Regierung nicht b<)neidet - diese Fülle der 
Probleme sieht, wie es offensichtlich zutrifft; dies auch 
insoweit, als, worüber man sich ·klar sein muß, nicht 
all das, was sich da an Aufgaben vor um~ auftürmt, in 
kürzester Zeit, nämlich in ein, zwei Jahren, zu bewälti
gen sein wird. Aber es scheint mir unerläßlich gewesen 
zu sein - und das dürfte sich auch mit anderen Vor
slcllungen in diesem Hause treffen - , daß der Themen
kreis, auch soweit er uns über die nächsten zwei Jahre 
hinaus beschäftigen wird, in der Regierungserklärung 
sehr deutlich, wenigstens in den Schwerpunkten, ange
sprochen wurde. Daß d~bci einzelne Punkte zu kurz 
geblieben sein mögen .oder nicht erwähnt worden sind, 
liegt, glaube ich, auf der Hand, Herr Kollege Munzin
gcr. Es ist ja zu Beginn von Herrn Dr. Kohl gesagt 
worden, daß es in einer solchen Erklärung nicht mög
lich - und wohl a uch nicht tunlich - ist, all das im ein
zelnen aufzuzählen, was vor uns liegt. Ich würde sagen, 
es ist auch e in Stück Parlamentsreform, wenn wir uns 
in derartigen Dingen nicht immer von neuem wieder
holen. Ich werde es mir darum auch ersparen, das jetzt 
zu tun. Fre ilich ist es jedoch notwendig, auf einige 
Punkte einzugehen, die Linien zu sehen, die weiter 
gezogen werden müssen in der Politik der kommende11 
Jahre, egal von welcher Regierung sie gestaltet werden 
wi.rd. Diese Linien sind in der Regierungserklärung 
sehr prägnant aufgerissen worden. Ich bin auch froh 
darüber, daß zu de r gesellschaftspolitischen Situation 
unserer Zeit eine k lare Aussage getroUen wurde. Wohl 
stehen wir jedesmal bei solchen oder ähnlichen Erklä
rungen ganz unmittelbar unter dem Eindruck dessen, 
was politisch akut ist, was aktuell ist; was aber gegen
wärtig geschieht in der deutschen Öffentlichkeit, bedarf 
sicherlich einer Aufmerksamkeit, die über den Augen
blick hinausgeht. 

Die CDU-Fraktion folgt der Regierung darin, daß wir 
bereit sein müssen, uns in allen möglichen Entscl:id
dungen und Institutionen immer wieder in Frage stel
len zu lassen. In den verschiedensten Gesetzentwürfen -
seien es solche, die uns schon auf dem Tisch liegen, 
oder seien es vorerst nur angekündigte, noch auf uns 
zukommende - kehrt ja auch immer wieder das Wort 
„Reform". Dabei möchte ich allerdings davor warnen, ~ 
zu glauben, daß da ein festliegender Reformkatalog 
vorhanden sei, der ab~eschlQssen werden könne, und 
damit sei gleichsam unser Klassenziel erreicht. Wir 
werden uns damit befreunden müssen - und genau hier 
setzt ja diese Kritik an -, daß auch unser Staat in allen 
seinen Ausprägungen eine rcs pub1ica semper refor
manda ist; das heißt also, daß wir zu keinem Zeitpunkt 
sagen können, jetzt sind wir am Ziel. Das sage ich im 
Hinblick auf die Frage der Länderneugliederung, das 
sage ich im Hinblick auf die Verwaltungsreform, und 
das sage ich auch im Hinblick auf den g anzen Bereich 
der Sozialpolitik und Schulpolitik; wobei die beiden 
letzteren Begriffe nach meinem Dafürhalten sehr viel 
enger zusammen gesehen werden müssen, als wir dies 
bislang getan haben. 

(Abg. Munzinger: Sehr richtig!) 

In all diesen Bereichen müssen wir jederzei t bereit 
sein, bisherige Positionen in Frage zu stellen; und ich 
halte deshalb auch nicht allzuviel davon, wiewohl das 
natürlich politisch - Sie, uns - immer wieder verlockt, 
zu argumentieren: Das hast du gestern gesagt, und 
da s sagst du h eute. 

(Abg. Frau Hermans: Das stimmt!) 

Ich spreche mich davon gar nicht frei, das immer wie
der reizend zu finden. Nur, meine ich, müssen wir uns 
in allem Ernst damit vertraut machen, da ß ein Politiker, 
der nicht bereit ist, auch über sein Gestern hina uszu
gehen und dazuzulernen, fehl am Pla tze ist. 

(Beifall der CDU.) 

Gerade diese Bereitschaft, s ich z.ur Diskussion zu stel
len, aber auch selber in Frage stellen zu lassen, be
grüßen wir an der neuen Landesregierung, und sie 
kann dabei der Unterstützung der CDU-Fraktion gewiß 
sein. 

Ich erwähne in dem Zusammenhang noch den Fragen
kreis der Parlamentsreform - wir werden heute oder 
morgen zu einigen Punkten darüber sprechen -, denn 
zu dem, was sich selbst wieder in Frage s tellen lassen 
muß, gehört zweifellos auch unsere Form des Parla
mentarismus; ich sage: unsere Form des Parlamen
tarismus. Wir werden dabei nicht an Entscheidungen 
vorbeikommen, die für einzelne teilwe ise sehr h art sein 
können. Ich bin aber der Meinung - und ich stimme 
Ihnen da z.u -, daß dies eine Frage nicht nur der jünge
ren Generation ist, sondern auch der älteren; nur s tellt 
die jüngere diese Forderung ohne Hemmungen, und es 
ist eben das Vorrecht der Jugend, daß sie auch in dem 
Punkte kompromißloser ist, nämlich daß vie les an 
unserem Parlamentarismus heute kontu rlos geworden 
ist, eingefahren ist, sich in Formen festgebissen hat, die 
nun also wirklich nicht mehr reizvoll - im wahrsten 
Sinne reizvoll - sind für den politischen Randsiedler 
in unserem Staate. Diesen politisch en Randsiedler an
zusprechen, ist abel' sicher eine eminent wichtige 
Aufgabe der politischen Parteien, insbesondere der 
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politischen Parteien, wie sie hier in unserem Parlament 
arbeiten und zusammenarbeiten. 

Uazu gehört auch das Anliegen - und das lassen Sie 
jetzt den Parlamentarier an die Adresse der Regierung 
l'ichten -, daß die entscheidenden politischen Ausein
an<'lersetwngen in diesem Hause geführt werden - im 
Interesse einer Stärkung und Sicherung seines po!iti
~chen Gewichts und Ansehen -. wie auch die Möglich
keiten, die wir geschäftsordnungsmäßig haben, nach 
;iJlen Richtungen hin auszubauen - Sie haben in einem 
Nebensat?. zum Beispiel die Fragestunrle erwähnt -, 
daß wir dieses Parlament tatsächlich wieder zu dem 
G c s p 1· i\ c h, zu dem Hin-und-Her-Sprechen zurück
führen und wegkommen von den Monologen. 

!11f'ifl'lll der CDU.} 

Das mag sicherlich auch mancherlei Erschwernis brin
gen, die Arbeit nicht durchweg erleichtern; ich .finde 
jedoch, daß die großen Stunden der deutschen Parla
nwntsgeschichte immer die gewesen sind, in denen man 
in dt'n Parlamenten in der Form des Gespräches sich 
mitunter sehr harte Wahrheiten gesagt hat. daß die 
großen Monolage zwar große p o l i t i s c h e Stunden 
gewes~n sein können, aber nie Sternstunden der Parla
mcnl<:> waren. kh glaube jedenfalls, daß die Zukunlt 
dPs Politischen in diesem Lande da-rin liegen muß, das 
Gespräch, das ein politisches Gespräch ist, mehr zu 
pflegi>n, stärker in den Vordergrund zu rücken. 

Zu den eim:elnen Punkten, die Sie ange!;prochen haben, 
J11ssen Sie mich nur einige wenige herausgreifen, 
Herr Kollege Munzinger. Die Gemeinden mit ihrer 
BPlllshmg sind durchaus angesprochen und ~esehen 
worden. In der Regierungserklärung ist gesagt worden, 
rfllß wir cl<1s Finanzausgleichsgesetz reformieren müssen, 
und gerade in diesem Gesetz ist ein erheblicher Teil des 
von Ihnen angesprochenen Sachverhalts enthalten. Dies 
wird durchaus gesehen. Auf der. anderen Seite ist es 
nHch meinem Dafürhalten nur konsequent, daß man 
eine solche Reform erst dann in Angriff nimmt. wenn 
sich die zu erwartenden Entwicklungen übersehen las
sen. Die auf diesem Gebiet aufgetretenen Tatsac:hcn 
haben leider unsere vor etwa einem halben Jahr gefaßte 
Meinung überrollt, daß wir diese Finanzausgleicrui
angelegenheiten vernünftig erst dann regeln können, 
wenn wir sehen, was in diesem Bereich von Bonn auf 
uns zukommt: denn sonst sind wir mit Skherhcit 
binnen kurzer Zeit wieder genötigt, die entsprechen
den Bestimmungen ändern zu müssen. Insofern halte 
ich es für du·rchaus konsequent, daß die Landesregie
rung entgegen unserem Wunsche erst im Herbst einen 
entsprechenden Entwurf vorlegt, da wir dann die vom 
Bund auf die Gemeinden zukommende Entwicklung 
bcs1>ei.- übersehen und auch in die Vorlage einarbeiten 
können. 

Die Gemeinden sind ein Teil dieses Staates - Sie hahen 
<las Bild e ines Hauses gezeichnet -, dessen Bedeutung 
von uns nicht unterschätzt wird. Herr Kollege Mun
zinger, der Bürger, der gleichzeitig Gemeindebürger ist, 
ist jedoch auch Staatsbürger, Bürger des Landes und 
Bürger der Bundesrepublik, also des Gesamtstaates. 
Wir sollten uns nidit.s darüber vormachen, daß es für 
den Bürger der entscl1eidende Punkt ist, daß die Lei
stungen, die er von der öffentlichen Hand insgesamt 
erfüllt sehen möchte, auch zustande kommen. Von wel
d11:-r Instanz s ie erfüllt. w~rden, ist für ihn sekundär. 

(Abg. Munzinger: Gestatten Sie mir eine 
Zwischenfrage?) 

Präsident Van Volxem: 

Gestat1en .Sit> eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Munzinger (SPD)? 

Abg. Gaddum: 

Ja, bitte schön! 

Abg. Mum;inger: 

Herr Kollege Gaddum, ich glaube doch, daß wir uns 
dahin verstehen, daß das Verhältnis dE's Bürgers zum 
StaAt letztlich aus seinen Erfahrungen mit dem Staat 
in der Kommune bestimmt wird. 

Abg. Gaddum: 

kh war fast geneigt, zu sagen: Zu wahr - aber ich hatte 
geglaubt, der Satz hätte einen anderen Schluß.. Das Ver
hältnis des Bürger~ häng(. Pnf;;:<'h„i<'lPnrl von den pC'r
sönlicllen Erfahrungen ah, die er mit der kommunalen 
Verwaltung sammelt. Dies ist nicht unbedingt eine 
Frage des flnanziellen Leistungsvermögtms, sondern in 
viel stärkerem Maße eine sokhf1 der P('rsönlichkeit. 
Hier bin ich allerdings der Meinung, daß <fas, was etwa 
in Richtung auf ckn Staat und auf $t>ine Selbstdarstel
lung auch vom Herrn Ministerpräsidenten gesagt 
wurde. in gleicher Weise nuch für die Kommunen gilt. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich glaube, wir sollten sie nicht davon ausschließen. 
Wir haben auf diesem Sekier tüchtige LPute, aber auch 
solche, die sich mit mancherlei autoritären Zügen nicht 
vor anderen Leuten in der StaaffwPrwaltung zu ver
stecken brauchen. Gerade die Gemeinden werden in 
diesem Punkt in einer ganz besonderen Weise vom 
Bürger beobachtet; denn hier erfährt er, ob ihm seln 
Bauantrag abgelehnt oder- genehmigt wurde und wie 
schnell das geht. Au! welche Behörde geht der Bürger 
denn'? Wir haben hierül.Jer während der Aussprachen 
ilber die Verwaltungsreform diskutiert. Zum Regie
rungspräsidium kommt er sehr selten, zum Landrats
amt schon öfler. Am häufigsten geht er zweifelsohne 
zu seinem Bürgermeister. 

(Abg. Munzinger: Sind Sie also für- die Verlage
rung der Zuständigkeiten nach unten?) 

- Selbstverständlich sind wir für die Verlagerung von 
Zuslioiudigkeiten nach unten; dies ist außerdem nicht 
strittig. Entsc.J-i.eidend ist nBtürli<'h, daß derjenige, der 
die Zuständigkeiten besitzt, auch etwas Vernünfliges 
aus ihnen macht. 

(Beifall der CDU. - Abg. Munzingcr; Sehr richtig!) 

Und hier ist in der Regierungserklärung genau das 
Problem angesprochen, das auch wir nochmals unter
streichcn wollen, 

(Ahg. Dr. Skopp; Sagen Sie uns doch jetzt gleich 
Ihre Meinung zur Landratsfrage!) 

- Unsere Meinung zur Landratskage. Herr Kollege Dr. 
Skopp, haben wir sehr eindeutig gelegentlich der letz-
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ten Novellierung des Selbstverwaltungsgesetzes ge
äußert. Ich glaube, diese Antwort genügt Ihnen. 

(Abg. Dr. Skopp: Nein, sie genügt mir nicht! -
Abg. Hi.irler: Er will eine andere hören! - Unruhe 

und Bewegung im Hause.) 

- Es tut mk leid, eine andere Antwort kann ich Ihnen 
nicht geben; dies ist noch immer unsere Meinung. 

(Abg. Dr. Skopp: Das tut auch mir leid!) 

Wir werden uns allerdings über einige Punkte des 
Selbstverwaltungsgesetzes in absehbarer Zeit sicherlich 
unterhalten müssen. 

(Abg. Vondano: Sehr richtig!) 

Ob die Überlegungen allerdings in diese Richtung 
gehen, das möchte ich bezweifeln. 

(Abg. Hörter: Sehr gut! - Vereinzelt Beifall bei 
der CDU. - Abg. Fuchs: Wollen Sie ein bißchen 

billig drohen - - - ?} 

- Drohen? Nein. 

(Abg. Fuchs: - - - oder was wollen Sie damit 
sagen? Wollen Sie sagen: Wir werden einmal an 
die sozialdemokratischen Oberbürgermeister ge
hen, oder was wollen Sie sagen? Die Landräte 

lassen Sie gewähren - - -) 

- Ich verstehe gar nicht, womit ich Ihnen gedroht haben 
sollte, Herr Fuchs. 

(Abg. Fuchs: Ja, ja. Ich hätte das gerne einmal 
von Ihnen gehört! - Glocke des Präsidenten.) 

- Nein, nein. 

(Abg. Fuchs: Ich hätte das gerne einmal gehört, 
was Sie damit meinen! Ich hätte es gerne einmal 

gehört! - Unruhe und Bewegung im Hause.) 

- Ich bin der Meinung, daß das, was ich über das 
Gewicht der Person und der persönlichen Leistung in 
der kommunalen Selbstverwaltung gesagt habe, nicht 
nur für die Oberbürgermeister, sondern selbstversänd
lich auf für die Landräte gilt. 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der CDU.} 

- Habe ieh das ausgenommen? 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

Die Frage des staatlichen Landrats, die der Herr Kol
jcgc Dr. Skopp angesproy11cn hat, hat damit gar nic..1-its 
zu tun. 

(Abg. Dr. Skopp: 0 doch!} 

- Nein. Es ist ein Irrtum, anzunehmen, daß eine Ver
waltungsinstitution, wenn sie kommunalisiert wird, 
bürgerfreundlicher wird. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Das ist nach meinem Dafürhalten per se gar nicht der 
Fall. Es ist eine Frage, was die jeweilige Person aus 
diesem Amt macht! 

(Beifall d er CDU und bei de r FDP.) 

Ich kann Ihnen eine Reihe von Landräten nennen, die 
in dieser Hinsicht sicherlich manchen Bürgermeistern 
und Oberbürgermeistern, und diese sind nicht nur 
sozialdemokratisch, wir haben ja Gott sei Dank auch 
andere, etwas vormachen. 

(Heiterkeit bei der CDU. - Widerspruch bei der 
SPD.) 

Sie haben die Frage der Schulpolitik in einigen Neben
sätzen angesprochen, Herr Kollege Munzinger. Der Be
griff der gegliederten Leistungsschule kann eigentlich, 
wenn man die kulturpolitische Diskussion etwas ver
folgt hat, nicht so einfach abgetan werden, wie Sie es 
getan haben, indem Sie die Frage stellten: War die bis
herige Schuie keine Leistungsschule? - Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß Sie die bisherigen Diskussionen 
um dieses Thema und auch die entsprechenden Publi
kationen so wenig verfolgt haben, daß Sie der Meinung 
sind, daß nichts darüber gesagt sei, was sich hinter 
diesem Begriff verstecke. Dieser Begriff hat in qer heu
tigen Diskussion durchaus einen Inhalt; allerdings muß 
man sich diesen Inhalt aneignen. Es wäre jedoch nicht 
Aufgabe der Regierung gewesen, hier diesen Begriff 
näher zu erläutern. In der kulturpolitischen Diskussion 
ist sehr wohl deutlich, was hiermit gemeint ist. 

Sie haben einige Punkfo der Regierungserklärung her
ausgegriffen. So sprachen Sie beispielsweise bezüglich 
der Kindergärten den Sozialminister und dessen Vor
stellungen über den Ausbau des Kindergartenwesens 
in diesem Lande an. Der Sozialminister ist sicherlich 
weit davon entfernt, sich Lorbeerblätter a nzuheften. 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der SPD.) 

Wir wissen, daß wir in diesem Lande gerade auf dem 
Gebiet der Kindergärten in einer Situation sind die 
jeden Vergleich in der Bundesrepublik aushalten kann! 

(Beifall der CDU.) 

Dies ist, nebenbei bemerkt, nicht in erster Linie ein 
Verdienst des Staates oder der Gemeinden - hier h<Jben 
sie sich ein falsches Lorbeerblatt angeheftet ; d<>nn 80°/o 
dieser Kindergärten haben freie und nur 200.'o kommu
nale Träger. 

(Beifall der CDU.- Abg. Fuchs; Aber wer 
bezahlt sie?) 

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Munzinger (SPD)? 

Abg. Gaddum: 

Ja! 

Abg. Mum:inger: 

Bezweifeln Sie unsere kommunale Dankbarkeit gegen
über den Trägern? 

(Widerspruch bei der CDU. - Abg. Schwarz: 
Das hat doch niemand gesagt!) 

Bezweifeln Sie andererseits die finanzielle Beteiligung 
der Gemeinden gegenüber diesen Trägem? 

(Erneuter Widerspruch bei der CDU. - Abg. 
Schwarz: Auch nicht, nein!) 
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I<:h habe keinen Grund, die Dankbarkeit zu bez.weüeln. 
Wenn dieses Thema hier angesprochen wird, gehört 
clcizu , da ß Sie das dann auch noch sagen. 

(Abg. Munzinger: Habe ich auch!) 

- Nein. 

(Abg. Munzinger: Lesen Sie es nachl) 

Sie habt>n in diesem Zusammenhang vornehmlich die 
Verdienste der Gemeinden angesprochen. kh muß Ihnen 
ehrlich sagen, daß die Gemeinden sich auf diesem Ge
biet als Gemeinden zweifellos stärker engagieren müs
sen - ich sage dies auch als Ratsmitglied - und dabei 
nicht wieder sofort nach dem Staat rufen können. Ich 
h<tlle nichts von einer Selbstverwaltung, die sich Im 
Grun<iP gPnommen darin erschöpft, daß sie dann, wenn 
etwas nicht funktioniert, nach dem Staate ruft! 

{Beifall der CDU.) 

Präsident Van Volxem: 

Gcs1cüte n Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord
neten Kölsch (SPD)? 

A!Jg. Gaddum: 

.Ta! 

(Ahg. Fuchs: Das ist gegenüber den Gemeinden 
und Kreisen eine tolle Feststellung. - Glocke des 

Präsidenten.) 

Abg. Frau Kölsch: 

Herr Abgeordneter Gaddum, plädieren Sie - - -. 

(Abg. Fuchs: Wir verr.khten gern aut den Staat 
mit seinen - - - . - Glocke des Präsidenten.) 

Präsidt>nt Van Volxem: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Kölschl 

(Abg. Gaddum: Wer sind ,.wk"? - Abg. Fudls: 
kh als Obe rbürgermeister! - Abg. Gaddum: Ach, 
i>o, S ie reden im Pluralis majestatis; entschuldi
gen Sie, das wußte ich nichtl - Heiterkeit bei der 

CDU.) 

- Herr Fuchs, das Wort hat die Abgeordnete Frau 
Kölsch! 

(Zuruf des Abg. Fuchs. - Unruhe und Dcwegung 
im Hause. - Glocke des Präsidenten.) 

- Herr Kollege Fuchs, ich muß Sie noch einmal darauf 
aufmerksam machen, daß Frau Kollegin Kölsch das 
Wort hat. 

(Zuruf von der CDU: Er ist kein Gentleman! -
Abg. Fuchs: In Ordnung; ich bitte um Entsd1uldi

gung!) 

Alll!:. Frau Kölsch: 

Herr Kollege Gaddum, plädieren Sie deshalb für ein 
\'ergrößcrtes Engagement der Gemeinden, weil sich vor
nehmlich die karitativen Träger nicht mehr bereit
finden, Kindergärten zu bauen, da sie keine genügende 
Unterstüt~ung der öffentlichen Hand, in erster Linie 
des Landes, für die laufenden Kosten erfahren? 

Abg. Gaddum: 

Damit haben Sie das Problem angesprochen; denn die 
Verantwortung für die laufenden Kosten gehört zur 
kommunalen Verantwortung. 

(Abg. Munz.inger: El..>enl) 

- Entsd1Uldigen Sie bitte, natürlkh weiß ich, daß die 
freien Träger genau deshalb vor einem weiteren Aus
bau der Kindergärten zurückschrecken, weil sie die 
Folgelasten scheuen und diese nicht mehr tragen 
können. 

Genau da ist der Punkt erreicht, wo ich sage, h ier 
werden sid1 die Kommunen mehr engagieren müssen. 
Sehen Sie, ich komme aus einer Stadt. Sie wissen, was 
die Städte in d ieser Hinsicht tun. Wir brauchen uns das 
nicht vorzurechnen. Dann wissen Sie genau s-0 gut wie 
ich, daß das in keinem Verhä ltnis 7.U dem steht, was 
zum Beispiel die Gemeinden au.f anderen Gebie ten, 
etwa auf dem Gebiet der Sportpflege oder auf dem Ge- -
biet des Schulwesens tun. Mir geht es nur darum, daß 
der vorschulische Bereich a'.l~h von den Gemeinden 
künftig gleichrangig mit anderen Bereichen gesehf'n 
werden muß. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU.) 

In diese Aufgabe will ich sie rufen. Das bedeutet kei
neswegs, daß ich den Staat aus seiner Verpflichtung 
entlasse. Aber daß die Gemeinden hier zu einem s tär
ke ren Engage ment aufzlll'uCen sind und daß dieses 
stärkere Enga gement notwendig Ist, kann jeder, der 
die Situation in den Gemeinden und in den Kinder
gärten kennt, nicht bezweifeln. 

Wir danken in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
d en freien Trägern, die hier eine Aufga be zu einem 
Zeitpunkt libcrnommen haben, als das Land - jetzt 
sage kh Slaat <ils Oberbegriff für Gemeinden und 
Staat - diese Aufgabe noch nicht hat wahrnehmen kön
nen. Wir haben aber sicherlich jetzt hier die Aufgabe, da 
sie an die Grenze des finanziellen Leistungsvermögens 
angekommen sind, sie hie r zu entlasten. 

Herr Kollege Munzinger! Sie haben im Zusammenhang 
mit d em Begriff Arbeitskammer einen für mich sehr 

- bemerkenswerten Satz geprägt. Sie werden erwartet 
haben, daß dieser Satz nicht so ohne weiteres unter
geht. Wir haben durchau;;; Verstä ndnis dafür, daß es 
zu dieser Frage der Arbeitskammern unterschiedliche 
Meinungen geben kann. Dies ist aus den vorherigen 
Diskussionen um eine kleine Anfrage schon deutlich 
geworden. Wir wissen da!'., Allerdings bin ich doch 
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etwas erschrocken, wenn Sie es so formulieren, daß 
Sie Ihre Zustimmung von der der Gewerkschaften ab
hängig machen. 

Wir werden selbstverständlich erwarten, daß über diese 
Frage mit den Gewerkschaften gesprochen wird und 
daß man versucht, einen Consensus zu erreichen. Aber 
ich erkläre Ihnen ganz offen: Eine solche politische 
Frage von einem Verband - sei er auch noch so respek
tabel - abhängig zu machen, ist nach meinem Dafür
halten eines Parlamentes und einer politischen Partei 
unwürdig. -

(Beifall bei den Regierungsparteie n und bei der 
NPD.) 

lch IJin der Meinung, daß wir sachlich zu dieser Frage 
schon zu einem Kompromiß kommen können. Wir ver
stehen diese Arbeib;ka mmern nicht als ein Wiederauf
lebe n ständischer Vorstellungen. Das möchte ich sehr 
deutlich sagen. 

(Abg. Dr. Skopp: Aha! Das verstehen Sie so nicht, 
abl'I" wie wollen Sie es ändern?) 

- Wir vcrsteh<'n sie so nicht und werden sie auch nicht 
so gestalten. 

Au! der anderen Seite hat es keinen Zweck, daran 
vorbd:t.ugehen. Es ist gerade in der Aussprache zur 
let1.tcn Regierungserklärung vom Herrn Kollegen 
König sehr deutlich gesagt worden, daß es doch keinen 
Sinn ha t, so :w tun, als wären in diesem Staat alle 
miigliclwn Gruppierungen und durchaus legitimen In
tPrl'SS<:>ngruppcn einer Meinung. SiP s ind es doch nicht. 
Welchem Phantom sollen wir nachlaufen, wenn man 
sil' alle an einen Karren spannt und dann glaubt, daß 
sie schon notwendigerweise geme insam ziehen. Das isl 
n<1lürlil'h (ür uns a ls Staat mögliche rweise einfacher. 
Ich bin der Meinung, dall es gerade zu diesem Bild des 
Staatt's gehört, das in dieser Regierungserklärung hiC'r 
gezeichnet wurde , daß man die offene Diskussion haben 
möchte und auch die offene Diskussion zvnschen ver
sd1i<~denen Institulionen, die natürlich von Interesst'n 
geprägt sind. Desha lb halte ich es für durchaus konse
quent, daß man hier auch der Arbeitnehmerscha ft ein 
öft'cntlich-rcchtliches Sprachrohr geben will , das in 
dksC'r Form dann neben anderen das entsprechendC' 
Gc.•skhl hallen wird. Wir sind jedenfalls der Meinung, 
ihm'n dil'ses G<"sicht geben zu sollen. 

(8<'i(al I h0i den Regierungsparteien.) 

Dk Pai·Jam{'n\sreform habe ich vorhin angesproch{:n. 
Lassen Sie mich hierzu noch t'iniges sagen. Ein SPhr 
wichtiger Punkt ist, daß dieses Parlament - nicht nur 
unse1· .Pal'lament - in den Verdacht gerät, zu Dingen 
Sh.•llung nehmen zu müssen, in denen es sich sachlich 
<.'infach überfordert weiß und trotzdem entscheiden 
rnuB. Wir stehen vor dem Dilemma, daß heute Pro
bl<'mc gesetzlich geregelt werden, sie so ins Spezielle 
gehen, daß der Großteil der Abgeordneten sie nicht 
mehr überschauen kann. 

Sie werden fragen, warum ich das hier bringe. Ich 
werde cs Ihnen sagen. Es ist unsere Bitte an die Spit7.<:> 
ctcr neuen Regierung, im Gesetzgebungsverfahren die 
Möglichkeiten und die Arbeitsweise des Parlaments zu 
berücksichtigen. Das bedeutet zum Beispiel, da ß wir 
bitten. daß bei Gesetzesvorlagen deutlich gemacht wird, 
welche Konsequenzen zum Beispiel solche Gesetze in 

der Verwaltung haben und welche finanziellen Konse
quenzen diese Gesetze haben. 

(Beifall bei der NPD.) 

Wir kennen alle solche Beispiele. Wir hat:ien hier Ge
setze verabschiedet, über deren Auswirkung wir uns 
hier im letzten gar nicht im klaren sein konnten. 

Wir erwarten und wünschen von der neuen Regierung, 
daß diese Zusammenhänge stärker deutlich gemacht 
werden, um auch dem Parlament hier wieder eine echte 
und verantwortungsbewußte Entscheidung zu ermög
lichen. Ich sage d as mit vollem Ernst. Mir und wahr
scltcinllch auc'h Ihnen ist es oft genug scJ1on so er
gangen, daß man Gesetzen zugestimmt hat, über deren 
Tragweite man sich nicht im klaren war. Es gehört 
eben auch zu der Ehrlichkeit, die wir im politischen 
Bereich brauchen, daß wir das offon zugeben. 

Ich möchte an die Landesregierung die Bitte richten, 
uns als Parlament hierbei Hilfe zu geben. Das ist nicht 
damit getan, daß alle möglichen parlamen tarischen 
Dienste ausgebaut werden, sondern der entscheidende 
Punkt ist hier, daß bei der Einbringung der Gesetze 
in diesem Hause, zu diesen Gesetzen das gesagt wird, 
was das Verständnis des gesamten Parlaments dann 
findet. 

Ich habe meine Ausführungen damit begonnen, indem 
ich darauf hingewiesen habe, daß diese Landesregie
rung nur zwei Jahre im Amt sein wird. Sie meintt>n, 
Herr Kollege Munzinger, daß Sie der Regierungszeit 
des Ministerpräsidenten Dr. Kohl nicht zuletzt deshalb 
mit einiger Freude entgegensehen, wcil Sie meinten, 
er habe eine Reihe von Sc11ccks gczogcnt die noch ein
zulösen wären. Ich glaube, hier ist Ihnen ein Fehler in 
der Formulierung unterlaufen. Er hat ebi.•n kl'inl'n 
Wechsel gezogen, sondern er hat Schecks ausgestellt, 
und die sind in der Regel kurzfristig einlösbar lm Ge
gensatz zu Wechseln. 

(Beifall bei den Regierungspa rteien.) 

Sie können sich darauf verlassen, - - -

(Abg. Fuchs: Der Saar-Pfalz-Kanal wird wohl 
kein so kurzfristig zu erfüllender Scheck sein! -
Abg. Beckenbach: Wenn das Konto so stark is t! -

Heiterkeit bei der SPD.) 

- Hcn Kollc>ge Fuchs! Über die Forn1UlierungC'n der 
Landesregierung zum Saar-Pfalz-Kanal wäre erst noch 
darzulegen, inwieweit darin C'in Wechsel auf die Zu
kunft ausgestellt ist oder ein Scheck, weil die Landes
regierung deutlich gemacht hat, daß sie dieses Projekt 
für notwendig hält und slc.°f1 dafür einsetzt. Wenn Si~ 

dies schon als einen Scheck betrachten, mögen Sie das 
tun. Ich bin der Meinung, daß das, was der Herr Kol
lege Munzinger angesprochen hat, etwas konkret"'r ge
meint war. Hier haben wir gar keine Bedenken, daß 
es diese Landesregierung verstehen wird, mit den 
Schecks, mit denen diese Regierung antreten wird, zu 
arbeiten und sich d as Kapital zu verschaffen, das für 
unser Land insgesamt nachher die Zinsen bringt. Sie 
sagen: „Bei Philippi sehen wir uns wieder!" - Ich würde 
sagen: Wir warten getrost ab, was diese Landesregie
rung an Erfolgen bringen wird. - Wir sind der CestE:n 
Über.leugung, daß die Ergebnisse der Arbeit dieecr 
Landesregierung, der wir unsere volle Unterstützung 
zusagen, dem Wähler in zwei Jahren präsentiert 
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werden können. Dann stellen wir uns mit den Leistun
gen, die diese. Regierung bisher erbracht hat, und das 
ist das Wiedersehen, wie sie sagten, bei Philippi. -
kh danke Ihnen! 

(BeHall der Regierungspartt!ien.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Danz (FDP). 

A bg, Dr. [l;\m': 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu Beginn 
dieser Legislaturperiode haben CDU und FDP eine 
Koalition für vier Jahre gebildet. Und nun zur Halbztit 
dieser Legislaturperiode sehen wir, da der Mann
sch}lftskcipitän gewechselt hat, keinerlei Veranlassung, 
diese Vereinbarung in Frage z.u stellen, sondern wir 
wollen - wie vereinbart - diese Koalition zu Ende füh
ren; denn sie hat in den ersten beiden Jahren gut tunk
tioniert. Der neue Ministerpräsident hat das auch her
vorgehoben. Das bedeutet nicht unbedingt, daß, wenn 
etwas gut ist, es nicht noch besser werden könnt+.!. 
Wenn Sie, Herr Ministerpräsident, von dem neuen 
Stil sprachen, so könnte ich mir auch im Verkehr mit 
dem Parlament noch einige Verbesserungen vorstellen, 

(Abg. Munzinger; Auch dort?) 

- Auch dort! 

Die Koalition zwischen CDU und FDP besteht jet7.t 18 
Jahre, meine Damen und Herren, und der Chef dieser 
CDUiFDP-Rcgierungen war Ministerpräsident Dr. Alt
meier. Es ist uns als Koalitionspartner ein Bedürfnis, 
He rr Dr. Altmeier, Ihnen Dank zu sagen für die Zu
sammenarbeit während dieser langen Zeit. Wir möch
ten Ihnen ausdrücklich den Respekt zollen für lhl'e 
Verdienst€' um die Wohlfahrt unseres Landes. 

/Beifall der Regierungsparteien.) 

Für eine große Mehrheit der rheinland-pfälzlschen Be
völkerung, auch bei einer großen Anzahl politisch An
dersdenkender, galten Sie als der Landesvater. Und ich 
persönlich meine, das ist eigentlich der schönste Lohn, 
den man erhalten kann am Ende einer so langen Amts-
7.eit als Regierungschef. 

Der Regierungswechsel fällt - hierauf ist schon viel!ach 
eingegangen worden - in eine innenpolitisch unruhige 
Zeit, was die Jugend betrillt, und Herr Munzinger hat 
recht, wenn er sagt, daß b ei einem anderen Bevölke
rungsteil eine ganz. bestimmte Verdrossenheit herrsclie, 
gegen die etwas unternommen werden müsse. Im Vor
dergrund des Betrachtungsfeldes allerdings steht eine 
kritische junge Generation, die herangewachsen ist 
und dem Staat und der Gesellschaft Probleme aufgibt. 
Der .Heu Ministerpräsident Dr. Kohl hat in einem 
Hauptteil seiner Regierungserklärung sieb dieser Pro
blematik gewidmet und findet in seinem Eintreten und 
Einstehen für die Erhaltung und Festigung des parla
mentarisch-demokratischen Rechtsstaates unsere volle 
Zustimmung. Auswüchse und Ausschreitungen, die die 
Grundlagen unserer freiheitlichen und rechtsstaatlichen 
Ordnung gefährden, werden von uns grundsätzlich und 
absolut verurteilt. 

Andererseits, meine Damen und Herren, sollten sich die 
politisch Handelnden aber auch überprüfen, ob sie 
wirklich in der Vergangenheit und auch in der jüngsten 
Zeit alle Möglichkeiten der Demokratisierung von Staat 
und Gesellschaft ausgeschöpft haben. Im Grunde soll
ten wir uns ja !reuen, daß unsere Jugend, der gerne bis 
vor kurzem noch Desinteresse, Lethargie gegenüber der 
Politik attestiert wurde, sich anschickt, Anteil am poli
tischen Leben zu nehmen und auch ihr Anrecht auf Mit
gestaltung anmeldet. 

Die Art und Weise, in der sich junge Menschen Gehör 
verschaffen, ist sicherlich alters- und generationsbe
dingt und sollte als die jungen Menst'hen gemäße Aus
drucksform erkannt werden. Womöglich sind wir sogar 
alle nicht ga nz unschuldig, wenn die natürliche Unge
duld der Jugend inzwischen in eine Eskalat ion geraten 
ist. Dieser nachgeborenen Generation - ich übernehme 
hier .einen Begrill des neuen Ministerpr äs identen, ob
wohl ich jetzt nicht unbedingt die Altersgenossen von 
Herrn Dr. Kohl meine, sondern die 20jäh r igen - fehlen 
ganz einfach die Bezugspunkte zu den großen Aufbau
leistungen nach einem verlorenen Krieg. Sie sieht sich 
bewußtseinsmäßig den vorgefundenen Verhältnissen in 
der Gesellscha ft konfrontiert und setzt sich nun geistig 
mit dieser Gegenwart und den Fra gen der Zukunft aus
einander. Von dort her halten wir die laut werdende 
Kritik für durchaus berechtigt. Konstruktive Kritik, 
meine Damen und Herren, ist immer gutt Und wenn 
sie über den Zweifel, der zunächst einmal alles in Frage 
stellt, zustande kommt, kann sie durchaus fundiert sein. 
Aufgabe von Regierung und Parla ment is t ('S unseres 
Erachtens, sich mit dieser Kritik auseinanderzusetzen, 
und wo sich das ergibt, auch Folgerungen a us ihr zu 
ziehen. 

Wir Freien Demokraten sind dazu bereit und unter
stützen den Ministerpräsidenten in seinem Bemühen, 
die Demokratie funktionsfähiger zu machen, das heißt, 
die Verständigung - wie er selbst sagt - zwischen Bür
ger und Staat zu fördern, das komplizierte Zusammen
wirken der gesellschaftlichen Kräfte im demokratischen 
Staat durch mehr Öffentlichkeit transparenter zu 
machen und schließlich dem Bürger mehr Recht aur 
Mitwirkung zu geben. Vor allem diesem letzten Punkt 
dient unser Antrag, der auf der Tagesordnung dieser 
Plenarsitzung steht. Unseres Erachtens haben Grund
gesetz, Landesverfassung und Selbstverwaltungsgesetz 
die Mitwirkung der Bürger im staatspolitischen Bereich 
nur recht schwach entwickelt. Und ausgehend von der 
Erkenntnis, daß darin ein wesentlicher Grund für das 
Unbehagen und die Abkehr vieler Bürger von Parteien 
und Staat zu sehen ist, legen wir diesen Antrag auf 
Stärkung der Bürgerrechte im Bereich der Gemeinden 
vor, den mein Kollege Dr. Storch später noch erläutern 
und begründen wird. Ich will ihm in der Sache nicht 
vorgreifen. 

Auch unser Antrag auf Herabsetzung des Wahlalters 
zielt in diese Richtung. Wir wollen das gerade in diesen 
Altersklassen vorhandene politische Interesse zum Zuge 
kommen lassen und möglichst frühz.eitig auch politische 
Verantwortung übertragen. Darüber hinaus sche int es 
uns dringend notwendig, das demokratische Prinzip in 
allen Lebensbereichen zu verankern. Bereits in der 
Schule sollte die s tufenweise Mitbeteiligung beginnen. 
In Erziehung und Ausbildung müssen die Voraussetzun
gen grundgelegt werden für den mündigen, selbständig 
denkenden und zur Mitgestaltung bereiten demokrati
schen Staatsbürger. Nur das frühe persönliche Engage
ment erschließt. am besten den Sinngehalt der Demo-
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kratie mit der Respektierung von Mehrheitsentschei
dungen, der die Jugend so oft mit Unverständnis ge
genübersteht, und allerdings auch der Toleranz gegen
über Minderheiten. 

Wenn ich jetzt auf die von dem Herrn Ministerpräsi
denten Dr. Kohl in seiner Regierungserklärung aufge
zeigten Grundsätze und Schwerpunkte zu sprechen 
komme, so hätte nach unserer Einschätzung der Ge
wichtigkeiten das Kapitel über die Finanzpolitik doch 
einen etwas breiteren Raum einnehmen können. Ich 
gebe zu, daß wir als FDP hier vielleicht etwas befang~n 
sind, aber nehmen Sie es dann subjektiv. Später sind 
Sie, Herr Ministerpräsident in Ihren Schlußsätzen noch 
einrnal auf die ganze Tragweite der Finanzpolitik ge
kommen. Denn eines steht ja fest, und zwar, daß die 
finanzielle Lage erst die Grundlage für alle Leistungen 
des Landes und für die Verwirklichung des eigentlich 
recht anspruchsvollen Katalogs von Forderungen bildet. 
Die Landesregierung wird deshalb ihre bisherigen Be
mühungen, die finanzielle Lage des Landes zu verbes
sern, fortsetzen müssen. Bislang war die Ausstattung 
der finanzschwachen Länder über den Finanzausgleich 
unter den Ländern völlig unzulänglich. Wäre dieser 
Finanzausgleich intensiviert worden, wie man es seit 
Jahren forderte und auch versprochen hat, dann hätten 
wir im Lande heute weniger Schulden und hätten in 
den vergangenen Jahren auch mehr leisten können: 
denn an Vorstellungen und Plänen hat es wahrlich 
nkht gefehlt. 

Wer die Aussagen zur Finanzreform im letzten halben 
Jahr verfolgt hat, dem wird nicht entgangen sein, daß 
man die Berechtigung einer wesentlichen Besserstel
lung der finanzschwachen Länder klar erkannt hat. Es 
wird sich jetzt bei der Ausgestaltung dPr gerade ver
abschiedeten finanzverfassungsrechtlichen Bestimmun
gen zeigen, wie weit man es mit der für einen Bundes
staat immanenten Verpflichtung, für seine Gliedstaaten 
gleiche Lebensbedingungen zu schaffen, ernst meint. 

:Schwerpunkt der Arbeit der Landesregierung muß 
sein, dafür zu sorgen, daß die bestmögliche Regelung 
für die finanzschwachen Länder erreicht wird, das heißt 
die angemessene Steuerausstattung aller Länder im 
lntcrt.'ssc der Wahrung der Einheitlichkeit der Lebens
verhältnisse in der Bundesrepublik und natürlich dann 
auch in der Pflicht gegenüber den Gemeinden, sie in 
ihrem so schwierigen und ihnen über den Kopf wach
sencn Aufgaben finanziell zu unterstützen. Nur wenn 
es gelingt, endlich ausreichend und angemessen finan
ziell ausgestattet zu werden, können wir in der Zukunft 
unsere Aufgaben erfüllen, insbesondere auch erfolg
reich die Wirtschaft und Infrastruktur unseres Landes 
verbessern. 

In diesem Zusammenhang halten wir Freien Demo
kraten es iür unser Land unzumuföal', aus Rücksicht 
auf Konjunkturen etwa Bemühungen um Industrie
ansiedlungen zu drosseln oder gar einzustellen. Die Er
fahrung lehrt ja, daß industriearme Gebiete eigentlich 
nur in Zeiten der Hochkonjunktur die echte Chance 
erhalten, neue Betriebe herbeizuziehen. Es wäre un
seres Erachtens kurz.sichtig und nicht zu verantworten, 
vor allem im Blick auf die enormen Zukunftsaufgaben, 
eine Gelegenheit zur Verbesserung unserer Wirtschafts
kraft auszulassen, ganz abgesehen von dem dringenden 
Erfordernis, zusätzliche, über das Land breitgestreute 
Arbeitsplätze zu schaffen, um die Arbeits- und Er
werbschancen zu verbessern und die durch den wirt
schaftlichen Strukturwandel freiwerdenden Arbeits
kräfte im Lande zu behalten und unterzubringen. 

Eine weitere wichtige finanzpolitische Maßnahme ist 
nach unserer Meinung die Aufstellung eines Zweijah
reshaushalts. Das ist eine bedeutungsvolle Verwaltungs
reformmaßnahme. Man bedenke nur, wie stark die all
jährlichen Haushaltsberatungen die Ressorts, das 
Kabinett, das Parlament und seine Ausschüsse in der 
Vergangeneheit belastet haben. 

Die Ausführungen des Herrn Ministerpräsidenten Dr. 
Kohl zur Wirtschaftsförderungspolitik unterstreichen 
wir voll und ganz. Speziell begrüßen wir die angekün
digte zusätzliche Förderung der Forschung für die mit
telständischen Betriebe. Wir halten eine Intensivierung 
der fachmännischen Betriebsberatung der Handwerks
und EinzelhandeLsbetriebe für erforderlich. und für 
ebenso notwendig, den Fremdenverkehrsbetrieben un
seres Landes betriebsberaterisch zur Hand zu gehen. 
Dies scheint uns eine wichtige Voraussetzung für eine 
wirtschaftliche Strukturverbesserung unseres Landes 
zu sein: die Erschließung von Fremdenverkehrsgebieten 
in den landschaftlich so reizvollen Gegenden mit noch 
überwiegend landwirtschaftlicher Struktur. Die Aktion 
„Unser Dorf soll schöner werden" und die Unterstüt
zung der Werbung „Ferien auf dem Bauernhof" halten 
wir für geeignete Mittel, unser Land für Feriengäste 
und Erholungsuchende attraktiver zu machen und 
gleichzeitig die Einkommensverhältnisse in einzelnen 
landwirtschaftlichen Betrieben zu verbessern. Gerade 
den Teilen unseres Landes mit noch überwiegend 
agrarwirtschaftlicher Struktur fühlen wir Freien De
mokraten uns in besonderer Weise verp!lichlet. 

Wir danken dem Herrn Ministerpräsidenten für seine 
klare Feststellung, daß zumindest die Dimensionen des 
Mansholt-Planes auf die Verhältnisse unseres Landes 
nicl:1t passen. \iVir fordern ebenfalls die Fortführung 
der strukturellen Maßnahmen und treten nach wie vor 
für die Erhaltung des bäuerlichen Familienbetriebes 
ein, der freilich in dem notwendigen Anpassungspro
zeß bereit sein muß, sich fortschrittlicher Methoden, 
wie zum Beispiel der der Kooperation und der Ver
marktung, zu bedienen. Zu den politischen Aufgaben 
im Sozialbereich hat sich der Herr Ministerpräsident 
sehr ausführlich geäußert und einen breitgefächerten 
Katalog vorgelegt. Als Sprecher der FDP-Fraktion 
sehe ich meine Aufgabe nicht darin, alles noch einmal 
zu unterstreichen, was die von uns mitgetragene Re
gierung als Programm vorgelegt hat. 

Ich möcllte deshalb aus diesem Sektor nur au! e inen 
Punkt, nämlich auf das Thema Sport, eingehen. Die 
FDP hat einen Sportplan Rheinland-Pfalz erarbeitet. 
Dieser sieht die Schaffung einer ständigen Landes
sportkonferenz zur Förderung des Sports in unserem 
Lande vor, eine Koordinierungs- oder - wenn Sie so 
wollen - Partnerschaftsstelle zwischen dem Sport, den 
;rt„1L"1iStcricn und dem Landtag. Diese Landcssportkon-
ferenz soll nach unserer Meinung Richtlinien er
arbeiten. Wir legen hier ganz konkrete Pläne vor: 

1. für den Breiten- und Freizeitsport, 

2. für die Einrichtung von Spiel- und Sportanlagen, 

3. für den Sport in Schule und Hochschule und 

4. für den Spitzensport, insbesondere für die Vorberei
tung auf die Olympischen Spiele in München. 

Es wird sicher schon in der nächsten Plenarsitzung 
unsere Initiative behandelt werden. Wir werden Ge
legenheit bekommen, unsere Anschauungen zu diesem 
Antrag im e inzelnen hier noch darzulegen. 
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Zum Absduütt Bildungs- und Schulpolitik der Regie
rungserklärung muß die FDP einen Vorbehalt anmel
den. Mit der gegliederten Leistungsschule erfolgt durch 
die Landesregierung eine Festlegung auf die Dreiglie
drigkeit unseres Schulwesens, die wir nicht ohne wei
te1·es -mitmachen können. Es. wird außerdem von einem 
Wettbewerb zwischen Hauptsdmle, Realschule und 
Gymnasium gesprochen, der uns einfach nicht fruchl
b<Jr el'scheint. Wir Freien Demokraten fordern die diffe
renzierte Leislungsscltule als offene Schule, die keinen 
Wettbewerb zwischen einzelnen Si.:hulgatlun1cn vor
sieht, sondern dem jungen Hürger in jeder Entwick
lungsphase die bestmögliche Förderung seines Talents 
und seiner Fähigkeiten bietet. Uns geht es um ein breit
gcfächel'tes Angebot von Bildungsmöglichkeiten, das 
wir nicht für alle Zeiten durch unbedingtes Festhalten 
an der Dreigliedrigkeit der Schule eingeschränkt wissen 
wollen. Über die dringend erforderliche Reform an den 
Hochschulen besteht in diesem Hause offenbar Einig
keit. 

eine Zusammenfassung eignet. als die Rcclitsprechung. 
Dabei denkt natürlich n iemand <in ein Einheitsgericht. 
Selbstvers ländlich soll die Rechtsprechung nach Fach
gebieten gegliedert b!Pihe>n. Vielmehr wät·e eine noch 
bessere Spezialisierung sicher möglich. 

Beri>iLc; bei der Bildung der Koalition vor zwei Jahren 1 

sind die Koalitionspartner übereingekommen, in dieser i 
Legislaturperiode ein Hochschulgesetz zu verabschie- _ 1 
den; Rf'lhstverständlich, wenn es irgend geht, mit der 1 

Oppo!'lition zusammen. Ich habe den Auftrag der FDP- 1 

Fräktion, hier bekanntzugeben, daß wir in Ausführung 
einer Entschließung unseres Landesparteitages als Bei
trag zur Hochschulreform einen Gesetzesentwurf im 
Landtag einbringen werden. Nicht zuletzt sehen wir 
uns zu diesem Schritt veranlaßt durch den Staatsver
trag zwischen den elf Ländern, der ein einheitliches 
Ordnungsrecht für die Universitäten setzen will. Wir. 
halten es für grundfalsch und für eine Verkennung der 
Situation an den Hochschulen, durch Erlaß eines Ord
nungsrechts die in Unruhe geratene Universität wieder 
funktionsfähig zu machen. Solange an den Hochschulen 
keine durchgreifende Reform durchzuführen ist, lehnen 
wir jedes Ordnungsrecht als untaugliches Mittel ab. 

Dann haben Sie mit Stolz, Herr Ministerpräsident, dar
auf hingewiesen, daß Rheinland-Pfalz als erstes Land 
der Bundesrepublik eine umfassende Verwaltungs
reform eingeleitet hat. Wir als Freie Demokraten legen 
Wert darauf, festzustellen, daß wir die Verwaltungs
re!orm seil langem gewollt und gefordert haben, we
sentliche Anstöße gegeben haben und die durchgeführ
ten Maßnahmen mittragen und mitverantwor!en. Die 
zweite Halbzeit aber sollte jetzt genutzt werden, die 
Funktionalrefonn ganz energisch anzupacken, ohne die 
die bisherige Territorialreform unseres Erachtens nur 
Stü<'kwerk bleiben würde. Diese Funktionalreform 
kann sich nicht bcschränkf'n auf den Abbau von Auf
gaben und die Verlagerung von Kompeien7.en. Sie darf 
nicht haltmachen bei den Ministerien. Sie erwähnten 
die seit langem fällige Neuabgrenzung der Ressorts, die 
Umorganii;ation d<>r Landes regierung mit dem Ziel, daß 
einzelne Sadlgel.>lcte - ich nenne zum Beispiel nur den 
Naturs<'hul:r., die Landschaftspflege - künftig nur noch 
in die Zuständigkeit eines Ministeriums fallen. Wir 
sind sicher, daß viele Maßnahmen der Verwaltungs
rf'rorm bei der Bt'vülkerung auf ein größeres Verständ
nis treffen, wenn sich die Landesregierung auch selbst 
sozusagen am eigenen Leibe reformiert. 

(Abg. nr. Skopp: Wo wollen Sie die Kultur- und 
Landschaftspflege hinhaben?) 

- Das überlasse ich der Landesregierung, entsprechende 
Vorschläge zu machen, bzw. das z.u organisieren, fäUt 
in ihre ?-uständigkeit. Mir fehlt der Sachverstand, um 
das zu beurteilen. 

(Abg. Dr. Skopp: Sehr richtig) 

Wir melden überhaupt sehr ernste Bedenken gegen 
das Instrument der Staatsverträge an. Wenn Sie z.wn 
Zwecke des einheitlichen Vorgehens in allen Ländern 
abgeschlossen werden, s.o macht das doch deutlich, daß 
dem Bund Kompetenzen fehlen, die ihm an sich ge
hört>n. Hinz.u kommt, daß Staatsverträge, die von den 
Parlamenten bei der Ratiflzierting nur im Ganzen an
genommen oder abgelehnt werden können, die Rechte 
des Gesetzgebers in unseres Erachtens unerträglicher 
Weise beschneiden und einengen. 

(Abg. Dr. Skopp: Gilt das allgemein oder nur im 
Sonderfall?) 

- Das gilt allgemein für Staatsverträge zwischen den 
Ländern. 

(Abg. Dr. Skopp: Nur zwischen den Ländern?) 

- selbstverständlich, sie sind hier angesprochen. 

(Abg. Dr. Skopp: So selbstverständlich ist das 
nicht!) 

Bei Ihren zutreffenden Aussagen zur Rechtsp!lege, 
Herr Ministerpräsident, haben wir als Freie D<>mo ... 
kraten do~h die uns fehlende konsequente und logi
sche Folgerung vermißt, nämlich die Ankündigung der 
Errichtung eines Rechtspflegeministeriums. Es gibt un
seres Erachtens wirklich kein Gebiet, das sich mehr für 

Die Landesregierung kündigt in ihrer Erklärung die 

1

, Novellierung des Personalvertretungsgesetzes an. Die 
FDP hat seinerzeit im Gespräch mit dem DGB und den 
Gewerkscha!ten ihre Bereitschaft erklärt, das Personal

j vertretungsgesetz. und -recht zu überprüfen. Für uns 
L ist der Zeitpunkt gekommen, an der Änderung dieses 
1 - Rechtes n:Utzuarbeilen und eine, wenn irgend möglich,
! bundeseinheitliche Regelung, die in jedem Falle aber 

-
1 

über die bestehende Landesregelung hinausgehen muß, 

1 
- mitzuarbeiten. 

1 

1 
1 

Zum Thema del" Neugliederung der Länder hat der 
Herr Ministerpräsident über sein Manuskript hinaus 
extemporiert. Da sind dann auch einige Sätze ausge
sprochen worden, die den Freien Demokraten nicht so 
angenehm in den Ohren klangen. Vom Manuskript 
her war da rUchts gegen einzuwenden. Die Neugliede

l-. . .rung im Bundesrahmen, wie sie gefordert wurde, heißt 
1 in unseren Augen, die Sache auf nicht absehbare Zelt 
j. zu vertagen. Wer heute fordert, etwa Bayern oder 

Baden-Württemberg, in die Neuordnung einzubeziehen, 
muß sich klar sein, daß die Neugliederung nach Artikel 
29 GG nicht verwirklicht wird. Auch die Neuordnung in 
Phasen, zum Beispiel die Zusammenlegung von Rhein
land-Pfalz und dem Saarland, ist keine Lösung, besten
falls eine Halblösung, die einen gigantischen Arbeits
aufwand erfordert, riesige Kosten verursacht und mit 
großer Wahrsdleinlichkeit zu Fehlinvestitionen führt. 
Wir halten deshalb unseren Vorschlag aufrecht. die 
Länder Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland 
zu vereinigen und damit ein leistungsfähiges, finan
ziell und wirlschafllkh lebensfähiges Land zu schaffen. 
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Einen Schlußpunkt noch. Im Verhältnis zwischen Kirche 
und Staat begrüßen wir an dieser Stelle noch einmal 
die Vereinbarung mit der katholischen Kirche, die im 
Sinne des Fortsc.:hrittes die simultane Ausbildung der 
Lchl'0r in unserem Land ermöglicht. Wir bitten die 
neue Landesregierung, die Gespräche mit den Kirchen 
weilcrzu!ührcn. Die Freien Demokraten halten ein 
übereinkommen mit den Kirchen für notwendig, das 
dem Landtag erlaubt, eine weitere Änderung des Ar
tikels 29 vorzunehmen und alle öffentlichen Schulen 
als christliche Gemeinschaftsschulen zu errichten. 

Meine Damen und Herren! Das Regierungsprogramm 
für di<'.' zweite Halbzeit liegt uns vor. Wir Freien De
mokraten begegnen dem neuen Regierungschef mit 
großem Vertrauen und werden uns um eine gute Mit
arbl'it bemühen. Wir streben aber auch ein gutes Ver
hältnis zur SPD an, einfach weil wir als Demokraten 
um die wichtige Funktion der Opposition in einer 
Demokratie wissen. Wir wünschen der neuen Regie
rung, dem Ministerpräsidenten und seinen Ministern, 
Erfolg und werden dies damit nochmals zum Ausdruck 
bringen in dem Antrag zur ausdrücklichen Bestätigung 
der neuen Landesregierung, dem wir unsere Zustim
mung geben werden. 

(Bciia ll bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Da~ Wort hat Herr Abgeordneter May C.'1PD). 

Abg. May: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten r>amen und 
Herren! Niemand wird die eingangs der Regierungs
erklärung gewürdigte Aufbauleistung, die in diesem 
Lande seit 22 Jahren vollbracht wurde, schmälern oder 
gar in Abrede stellen wollen. Was darüber hinaus in 
allen Ländern der Bundesrepublik nach schwerem Zu
sammenbruch von allen Menschen unseres Volkes an 
wirtscha!tlichen Leistungen durch Fleiß, Zähigkeit und 
Lebenswillen e rzielt wurde, ist schlechthin als das Wirt
schactswunder in der Welt zu einem Begriff geworden. 
Diese Feststellung enthebt uns indes n icht der Pflicht, 
einige kritische Anmerkungen zu den Ausführungen 
des Herrn Ministerpräsidenten zu machen. 

Eine gewisse Rückständigkeit des Landes Rheinland
Pfalz in der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
wird in der Erklärung auf das politische Erbe einer 
jahrhundertealten Grenzlage zurückgeführt. Diese Aus
legung erscheint uns jedoch nicht ausreichend. Andere 
Länder , die genauso Grenzland darstellen - zum Bei
spiel Baden-Württemberg -, haben einen weitaus hö
heren Lebensstandard. Außerdem sind oft blühende 
Gemeinwesen im Grenzland entstanden - zum Beispiel 
Köln, Aachen oder Saarbrücken -, die auf Grund ihrer 
Grenzlagen geradezu hätten kümmern müssen. 

Die Regierungserklärung besagt, daß von 1950 bis 1966 
das Brutto-Inlandsprodukt sich mehr als vervierfacht 
habe und gemessen an der jährlichen Zuwachsrate des 
Sozialprodukts Rheinland-Pfalz mit an der Spitze 
aller Länder stünde. Die Prognose für die Zukunft sei 
hoffnungsvoll. Dieser Optimismus steht jedoch im sel
tenen Widerspruch zu der ständig notwendig erschei
nenden Hil.festellung seitens der reichen gegenübe r den 

finanzschwachen Ländern, wozu Rheinland-Pfalz doch 
immer wieder gezählt wird. Wir fragen daher nach 
Art und Umfang der Möglichke iten, die die Regierung 
aus der Lage des Ke rnlandes des Gemeinsamen Mark
tes erkannt haben will. 

Im weiteren Verlauf seiner Regierungserklärung be
schäftigte sich der Herr Ministerpräsident mit den ra
dikalen Forderungen, die Teile unserer jungen Gene
ration vortragen, und der daraus oft resultierenden 
massiven Bedrohung unserer freiheitlichen demokrati
schen Grundordnung. Diese Jugend ist herangewachsen 
ohne äußere Not, in einer satten, oft übersatt anmu
tenden Zeit, in einem Staat, der sie mit materiellen 
Dingen geradezu überschüttet hat. Was aber sind die 
Ursachen, wenn dennoch dieser Staat teilweise negiert, 
Che Guevara, Mao oder Trotzkij als Leitbilder einer 
anderen - wie sie meinen: besseren - Welt gepriesen 
werden? Es wäre wünschenswert gewesen, wenn ge
rade diese Symptome, die gar nicht ernst genug ge
nommen werden können, etwas tiefer in der Erklärung 
ausgelotet worden wären. Dem in der Regierungserklä
rung angesprochenen Protest der jungen Generation 
geben wir freilich eine Berechtigung für den Fall, daß 
politische Führung und staatliche Organe ihren Einfluß 
zur Absicherung persönlicher Machtpositionen nutzen. 
Kommt es darüber hinaus noch zur Absicherung per
sönlicher Einkommenspositionen, wie es gravierende 
Fälle der letzten Wochen wieder aufgezeigt haben, wird 
es verständlich, wenn sich dieses Unbehagen zu offenen 
Aktione n steigert. 

Im weiteren Verlauf seiner Ausführung mußte erwar
tun6sgemäß der Herr Ministerpräsident seine schon 
e twas alte und abgetrabte Mähre reiten, indem er die 
Bedrohung unseres Staates nicht nur von den allseits 
bekannten ultralinken Kräften aufzeigt, sondern frank 
und frei behauptet, daß die e xtreme Rechte oder die 
ewig Gestrigen in der parlamentarischen Demokratie 
keine ausreichende Gewähr dafür sähen, ihre restau
rativen Vorstellungen von Recht und Ordnung wirk
sam werden zu lassen. 

(Abg. Dr. Skopp: Fühlen Sie sich angesprochen?) 

Sollte der Herr Ministerpräsident - je tzt kommt die 
Frage - damit die NPD gemeint haben 

(Lachen bei der CDU und SPD. - Abg. Dr. Skopp: 
Aha! Unter anderen!) 

- worüber wir ihn um Auskunft bitten -, so können 
wir nur immer wieder beteuern, daß gerade wir es 
sind, die ständig die Forderung aufstellen, daß die Ver
fassungsnorm in unserem Staat tatsächlich auch der 
Verfassungswirklichkeit entspricht. 

(Bei.fall der NPD. - Abg. Dr. Skopp: Geben Sie 
doch mal das Ziel an! - Weiterer Zuruf des Abg. 

Gaddum.) 

Daß die neue Linke laut und offen ihre Umsturzvor
stellungen verkündet und diese Umstu.rzpläne auch 
gegen den Willen der Mehrheit gewaltsam durchzu
setzen bereit ist, stellt längst kein Geheimnis mehr dar. 
Die zuständigen staatlichen Stellen begegnen jedoch 
solch offen vorgetragenem Revolu.zzertum durch weit
gehende Toleranz.. Wir aber fordern Sie au!, Her!;' 
Minis terpräsident, den Beweis dafür zu erbringen, d aß 
in Satzung, im Programm oder im Verhalten der Mit
glieder der NPD irgendwo die Vergewaltigung des 
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Mehrheitswillens ausgesprochen oder auch nur ange
deutet worden wäre. 

Der Herr Bundesinnenminister hat sich seit eineinhalb 
Jahren erfolglos bemüht, dieses Beweismaterial gegen 
die NPD zu erbringen. Dieser Versuch wurde vor eini
gen Wochen sang- und klanglos zu Grabe getragen. 
Wie lekht. kann man es sich jedoch in unserem Rechts
s<aat machen in der Verleumdung und Dcsavouierung 
politisch Andersdenkender, deren Verbrechen 11m:chP.i
ncnd nur darin besteht, sich nidtt auf einer General
linie zu bewegen, die die drei übrigen Parteien glauben 
vorschreiben zu können. Daß man dabei aber selbst in 
steigendem Maße den Versuch macht, dieser Partei 
mit offen zur Schau geste!!ter Rechtlosigkeit zu be
gi>gnen, daß man sich über das Grundgesetz und die 
darin verbrieften Rechte bedenkenlos hinwegsetzt, ge
hört langsam zum politischen Alltagsbild. Willkürlich 
bricht man MiPtverträge, setzen sich Obctbilrgermeister 
bedenkenlos über Gerichtsurteile hinweg, da müssen 
Hallen in Anwesenheit von Gerichtsvollziehern durch 
Schlosser aufgebrochen werden. 

scha!t.sgesetz, im Grünen Plan und im EWG-Anpas
sungsgesetz garantierte Chancengleichheit für die Land
wirtsd1iifl ist bis heute noch nicht verwirklicht. Die 
Disparität des Einkommens liegt im zwölfjährigen 
Durchschnitt bl'i 29,9 Proz.cnt. Es ist uns außerordent
lich interessant, zu hören, daß die Regierung alles dar
ansetzen wird, daß der LandwirtschaH die Möglichkeit 
gegeben wird, sich stufenweise und unter Vermeidung 
sozialer Härten an die Entwicklung der übrigen Volks
wirtscha!t nnzupasscn. Die der Landesregierung zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten, die materiellen 
Lebensbedingungen sozialer Gruppen voll auszugleichen, 
erscheinl!n uns zu gering, als daß dadurch noch eine 
Besserung der wirtschaftlichen Lage unserer Bauern 
zu bewerkstelligen wäre. 

Hinsichtlich der Aufgaben im Sozialbereich sind audl 
wir der selbstverständlichen Ansicht, daß es heute gilt, 
der vollen sozialen Eni!aitung der Leistungsfähigkeit 
aller Sdtichten, Jahrgänge und Regionen die notwen
digen Voraussetzungen zu bieten. Hier erwarten wir 
von der Landesregierung, daß sie alles in ihrer Macht 
Stehende tut. damit endlich Schluß gemacht wird mit 

(Abg. Ludes: Wehret den Anfängen!) 

Und dies alles wird veranlaßt von Leuten, die sich ge
radem als Gralshüier der Demokratie ausgeben. 

.1.----der skandalösen Altersdiskriminierung, die voll ein
s<1tz fähige Menschen ab einem bestimmten Alter vor
r.eitig aus dem Erwcrbsprozcß ausschaltet. 

(Zuruf des Abg. Weis.) 

Als zum Beispiel die Bonner Stadtverwaltung trotz. 
Vorliegens verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen die 
mietweise Überlassung der Beethovenhalle zur Abhal
tung des Bundeswahlkongresses der NPD verweigerte, 
tagte dort - gewissermaßen zum Ausgleich - eine illu
stre Gesellschaft unter Hammer und Sichel und Viei
kongfahnen. Das ist die gespenstige Wirklichkeit, und 
unwillkürlkh stellt man sich immer wieder die Frage, 
wie lange m<1n an entscheidender Stelle in unserem 
Staat noch braucht, um zu erkennen. wohin zwangs
läufig eine sokhe Entwicklung führen muß. 

Neben vielen anderen Vorstellungen haben wir wieder 
einmal mehr gehört, daß die Regierung den Grundsatz 
einer sparsamen Haushaltsführung beachten will. Wir 
befürchten aber, daß dieses Vorhaben genau wie in der 
Vergangenheit graue Theorie bleiben wird. Die Haus
haltsführung erscheint uns in diesem Lande, das immer 
wieder zu rlPn „armen Vettern" gezählt wird, nach wie 
vor als zu großzügig. Auch die Erkenntnis, daß aur 
direkte Finanzierungshl!fe für betrit!bliche Rationali
sierungsinvestition des selbständigen und mittelständi- 1 
sdwn Gewerbes noch nicht verzichtet werden kann, i 
ist nicht neu. Die immer weiter fortslo'.lu·eitende K.on- ·- ~ 
zentrat.ion zugunsten der Großunternehmen, Kon:l.erne 
und Superläden läßt uns auch auf diesem Gebiet keine 
Heilung erhoffen. 

Zur Hebung des Fremdenverkehrs erlauben wir uns die 
Bemerkung, daß eine weitere Vereinheitlichung des 
Städte- und Dorfbildes durch die alleinseligmachende 
Würfel- und Quaderbauweise nicht dazu angetan sein 
wird, den Fremdenverkehr zu fördern. Zur Landschafts
pflege gehört auch die Erhaltung und Wahrung des 
Eigentümlichen auf dem Gebiet des Bauwesens. Die 
Natur will Mannigfaltigkeit, und die Kultur verlöscht 
durch ihre Vernichtung. 

(Abg. Gaddum: Wahrscheinlich!) 

Im übrigen ist der beste Landschaftspfleger ein wirt
sche1rtl ich gesunder Bauernstand. Die im Landwirt-

Ein Gebot zur Besd1äftigung älterer Arbeitnehmer 
analog d<'n Bestimmungen des Schwerbeschädigten
geselws i:sl überfällig. 

Die Landesregierung betont, daß sich für die nächsten 
Jahre ein deutlicher Schwerpunkt auf dem Gebiet der 
Kulturpolitik ergebe. Da die Jugend von heute die 
Bürger von morgen stellt, kann dieses Problem nicht 
angesprochen werden, ohne den Auftrag des Staates 
:turn Schutze der Jugend, der Ehe und Familie gemäß 
den- "Aff.IB.filn 5 und 6 des Grundgesetzes sowie gemäß 
Artikel 25 der Landesverfassung zu erwähnen. Ver
üffentlichungen in Schrift und Bild finden nach un
serer Verfassung bekcinntlich dort ihre Grenzen, wo 
der Schutz der Jugend nicht mehr gewährt ist und Ehe 
und Familie angegriffen werden. Wir stellen auf diesem 
Gebiet ein Versagen staatlicher Stellen fest, wenn wir 
den Absturz gewisser Literaturerzeugnisse beobachten. 
Kübelweise kann die mornlische Verwesung übe r un
sere Jugend gegossen werden, ohne daß auch nur eine 
staatliche Instanz sich zum Einsclireiten veranlaßt sieht. 
Sämtliche einschlägigen Bestimmungen werden zur 
Farce, wenn vorbe.stra!te Individuen mit riesigem Ge
winn Bücher herausgell~n körinen, In dC'nen die Ab
schaffung von Eho= und Familie gefordert wird, und 
Jugendliche Literaturerzeugnisse !rei an jedem Kiosk 

--i:cauren--ironnen;-- rn· denen die Promiskuität als das 
Sexualverhalten der modernen Menschen angepriesE.'n 
wird. Hier wird bei uns die Verfassung jeden Tag mit 
Füßen getreten. 

In der Regierungserklärung wird die Forderung nach 
einem anpassungsfähigen Schulwesen erhoben. Auch 
wir sind der Auffassung, daß unsere heutige Schulform 
modern und leistungsfähig sein und dem Wandel der 
Zeit angepaßt werclf'n muß. Dieser Wandel und die 
Reformen sind jedoch teilweise schon zu einem hekti
schen Dauerzustand geworden, der den gesamten Schul
betrieb hemmt. Die Folgen dieses Zustandes zeigen sich 
bereits jetzt in erschreckenden Bildungslücken, wie sie 
Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
und andere Einrichtungen festgestellt haben. In einer 
der letzten Ausgaben der Staatszeitung war ein typi
sches Beispiel hierfür aufgeführt. Hinzu kommt, daß 
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das falsch verstandene Schlagwort von der Demokrati
sierung der Schule schon jetzt zu einer schulzweck
Icindllchen Entwicklung geführt hat. Es ist für einen 
sich selbst achtenden Staat eine Ungeheuerlichkeit, daß 
Schülerzeitungen erscheinen oder verbreitet werden 
dürfen, die den Ungehorsam gegen den Lehrer, die Ver
achtung gegenüber dem Lehrpersonal und die Vernich
tung jeglicher schulischen, ja sogar der elterlichen 
Autoritä t, verlangen. • 

Hinsichtlich der Organisation des Strafvollzuges wün
schen wir angesichts des nun als Leitbild herausge
stellten Begriffs der Resozialisierung, man möge im 
Einklang mit führenden Kriminalwissenschaftlern zu
gestehen, daß es den Typ des ethisch nicht ansprech
baren asozialen Berufsverbrechers gibt. Wir sind mit 
Herrn Dr. Jaeger der Ansicht, daß es für den nicht
krimincllcn Haftinsassen eine Zumutung ist, 

(Unruhe und Bewegung bei der SPD.- Abg. 
Dr. Skopp: Da wird Jaeger sich aber freuen!) 

in Zukunft mit dem Massenmörder und nicht besse
l'UngsCähigen Berufsverbrecher unter einem Dach seine 
Freihe itsstrafe absitzen zu müssen. Es gehört zum Trend 
uns<:>rcr Zeit - - -

(Aug. Dr. Skopp: Kopf ab! - Heiterkeit und Be
wegung im Hause.) 

- Da~ sagen Sie und nicht ich. 

(Abg. Dr. Skopp: Das ist Ihr Programm!) 

Es gehört zum Trend unserer Zeit, dem Verbrecher ge
genüber jede Nachsicht walten zu lassen und dessen 
Opfor mehr oder weniger zu vergessen. Die Forderung 
der Regierungserklärung, den Schutz des Bürgers vor 
Verbrechen, Betrug und Gefahr zu verbessern, wird 
fragwürdig, wenn nicht gleichzeitig gegenüber der 
Schwächung von Strafprozeßordnung und Strafgesetz
buch zugunsten des Verbrechers Bedenken erhoben 
werden. 

Ober die Verwaltungsreform ist in diesem Hause in den 
letzten Wochen vielseitig und umfangreich diskutiert 
worden. Die Landesregierung rechnet sich in hohem 
Maße an, diese Gesetze in so kurzer Zeit durchgepaukt 
zu haben. Wir sind der Ansicht, daß Form und Stil der 
rheinland-pfälzlschen Verwaltungsreform im Vergleich 
zu anderen Bundesländern viel zu wünschen übrig 
ließen und unnötigerweise viel böses Blut erzeugt 
haben. Es gibt in anderen Ländern genügend anders
artige Beispiele. Dort hat man sich bei der Lösung 
dieser Frage zwar etwas mehr Zeit gelassen, dafür aber 
in hohem Maße die Zustimmung der Bevölkerung ge
wonnen, zu deren Nutz und Frommen jede Reform in 
erster Linie durchgeführt werden sollte. 

Die Regierungserklärung schließt mit der Bitte an alle 
Mitglieder des Hohen Hauses und alle Bürger unseres 
Landes, an der Gestaltung der Zukunft unseres Landes 
und damit an der Zukunft unseres deutschen Vater
landes mitzuarbeiten. Genau das ist der Auftrag, den 
wir Nationaldemokraten uns selbst mit auf den Weg 
gegeben haben und den wir zutiefst als Verpflichtung 
empfinden. Eine Aufforderung von außerhalb ist des
halb für uns nicht notwendig. Wir werden trotz 
Unterstellungen, die uns hier im Hohen Hause gerade 
auch aus Ihrem Munde, Herr Ministerpräsident, oft 
widerfahren sind, an diesem Auftrag festhalten. Die 

ständige Beschäftigung mit der Vergangenheit über
lassen wir den tatsächlich Ewig-Gestrigen! Unser Ein
satz gilt dem Heute und dem Morgen! 

(Beifall der NPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Dr. Kohl. · 

Ministerpräsident Dr. Kohl: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Dame n und 
Herren! Ich darf mich zunächst für die Anregungen 
bedanken, die dieser Regierungserklärung hinzugefügt 
wurden. Ich will gerne versuchen, in aller Kürze wenig
stens einige der h ier angesprochenen Punkte zu beant
worten. Ich darf außerdem den Herrn Kultusminister 
bitten, zu einem anderen Teil der hier vorgetragenen 
Ausführungen vielleicht noch e inige kurze Ausfüh
rungen zu machen. 

Zunächst zu der Frage, die von dem Sprecher der Gruppe 
der NPD zum Schluß seiner Ausführungen gestellt 
wurde. Ich bin gefragt worden, ob ich mit den Ewig
Gestrigen auch die NPD meine. Ich hätte an Ihrer Stelle, 
Herr May, nicht gefragt. Ich habe es bewußt vermieden, in 
dieser Regierungserklärung Formulierungen dieser Art 
zu gebrauchen. Aber nachdem Sie mir die Frage stell
ten, sage ich ebenso klar: Das müssen Sie aufgrund der 
Kenntnis der NPD in der Bundesrepublik Deutschland, 
aufgrund der Kenntnis Ihrer Wählerschaft und Ihrer 
Mitgliede rschaft am besten beurteilen können. Ich habe 
in der Tat den Eindruck, daß nach Stil und Inhalt weite 
Teile - nicht alle - der Anhängerschaft und auch der 
Führungsschicht der NPD für mich Ewig-Gestr ige sind. 

(Beifall im Hause.) 

Niemand würde es mehr als ich begrüßen, Herr May, 
wenn die NPD in den nächsten Jahren das tun würde, 
was sie hier und auch anderswo sagt - ich meine nicht 
nur Sie persönlich, sondern Ihre Partei und Ihren po
litischen Freundeskreis -, wenn sie nämlich ihre demo
kratische Zuverlässigkeit unter Beweis stellen würde. 
Aber ich habe etwas dagegen, wenn wir fortdauernd 
in den Ausführungen die Töne hören, die eben zum 
Schluß Ihrer Ausführungen auch hier wieder deutlich 
hörbar waren. Ich sprach gestern als einer der Jün
geren von denen, au! deren Schultern wir stehen. Ich 
selbst habe diese Zeit nicht erlebt, aber icll weiß es aus 
meinem Studium der Geschichte, und viele in diesem 
Saal haben es leidvoll erlebt: Es gab schon einmal in 
der jüngeren deutschen Geschichte eine politische Par
tei , die sich „rechtsradikal" nannte und deren Führer 
vor dem höchsten deutschen Gericht die Verfassungs
mäßigkeit der Ziele dieser Partei deutlich herausstellte. 
Was dann später daraus geworden ist, was er selbst 
in seinen Tischgesprächen zu diesem Tun vor dem 
höchsten deutschen Gerichtshof sagte, ist inzwischen 
Geschichte geworden. Für unser Land, für uns alle und 
für viele Probleme, die wir bis heute nicht bewältigten, 
ist es leider Gottes eine furchtbar leidvolle Geschichte 
geworden. 

Es ist in diesem Hause zwischen den Fraktionen oder 
bei der Landesregierung nicht eine Stimmung, die 
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sagt: In diesem Land gibt es eine kleine Gruppe, die 
überhaupt keine Chance hat! - Es liegt entsclu;!idcnd 
an Ihnen, durch Ihre Taten und nicht nur durch die 
Rcde hier am Pult auch draußen zu dokumentieren, 
wie es mit dieser demokratischen Zuverlässigkeit steht. 
Ich habe bewußt und sehr prononciert gesagt: Wir 
grenzen diesen Staat der demokratischen Mitte nach 
rechts un<i links ab. Meine Damen und Herren, ich habe 
etwas dagegen, daß bei der Betrachtung dess~n, was 
links, was u!tralinks geschieht und was niemand in 
diesem H111.1se für richtig hält, die Noten von einer 
Seite erteilt werden, die eigentlich allen Grund hätte. 
vor der eigenen Türe zu kehren. 

(Beifall der CDU und bei der SPD.) 

Herr Kollege Danz hat die Frage der Neugliederung 
nodi einmal angesprochen. Herr Kollege Danz, ich hfn 
der Meinung - ich glaube, Herr Kollege Fuchs hat in 
eine!' de r let1.ten Sitzungen eine ähnliche Auffassung 
hier vertreten -, daß wir uns gegen jede Dogmatisie
rung der Länderneuglieder:_ungsfrage wenden sollten. 
Genau das habe ich gestern getan. Ich vermag nicht 
reeht Pinzusehen, warum Sie sagen, in Baden-Württem
berg wird sich nie etwas rühren, aber gleichzeitig er
warten, daß sich in Hessen etwas rührt. Mir erscheint 
das von der Sachlogik her nicht richtig zu sein. Es wird 
keine vernünftige Landesgrenze geben - wenn ich das 
einmal so sagen darf - in der die Probleme für den 
Rhein-Main-Raum gelöst werden, die Probleme für den 
Rhein-Ne-ckar-Raum aber ungelöst bleiben. Das ist in 
dE'r Tat einl:'s der schwierigsten Probleme, vor denen 
Wil' ~t.PhE'n, 

(Beifall bei der CDU.) 

kh find!', wir sollten dieses Gespräch ganz oUen (ühre11. 
Wir sollten jetzt auch bei diesem Gespräch auf die 
Heaktionen des gestrigen Tages ganz humorvoll reagie
ren. \\'ir sollten dieses Gespräch fortsetzen. Wir soll
ten also nicht - wenn ich das einmal so salopp 
sagen darf - entsprechend losdreschen, und nie
mand soll sagen können. er habe in dieser Frage das 
Pa tentre7,ept in der Hand. Ich habe den Eindruck, <lall 
hE'ute wmindest die drei großen Parteien mit Nuan
ccn, <lie auch bei Ihnen wieder deutlich wurden, Herr 
Ko!IPgf' Danz, daß die pa rlamentarische Demokratie in 
Tkulsdilanct und ihre Träger weitgehend begriffen hä
lwn. welch wichtiger Punkt die Verfassungswirkl1chkdt 
dN WP!t von morgen eine vernunftige !uderat1ve Struk
tur ctieses Landes ist. Der Zentral5taat - das :i:.eigt <l1e 
fipschi<'hte - bringt für uns keine glückliche Situation. 
Wir müssPn hier zu einer Weiterentwicklung kommen. 
Der Herr Koll~ge Gaddum hat mich rreundlichcrwc1se 
angesprochen, inwieweit die Landesregierung bereit sei, 
::in dPr F!'<igP der Parlamentsreform mitzuad>(•iten. 

Meine Damen und Herren! Dies ist zunächst keine 1''ra
Jl,e der Landesregierung, und ich werde mich in dieser 
Frage hier äußerst zurückhalten. lcl1 muß <1llerdings 
Srtgen, dHß ich an dieser Arbeit leidenschaftlich Anteil 
nehme. Aber, meine Damen und Herren, id1 dar! von 
mir aus schon sagen, daß wir im Rahmen der Landesrc
~ierung ernsthaft überlegen sollten - vielleicht im Ein
vernehmen mit dem Ältestenrat -, wie man solche ge
se1zgeberischcn Planspiele, wie sie hier gefordert wur
den, vernünftig für die Zukunft gestaltt>n kRnn. 

Ich habe in einer der letzten Sitzungen des Ältesten
rates das ent:-prechende Angebot schon gemacht, und 
ich möchte, daß wir möglichst bald einmal mit Ruhe 

darüber sprechen kennen. Ich bin jedenfalls von mir 
aus absolut bereit, hier jegliche Unterstüizung zu geben. 
Ich habe seibst als Abgeordneter oft empfunden, wie 
schwierig es ist, wenn man zu irgendeiner Veranstaltung 
kommt und alle Interessierten die Entwürfe sc..hwenken 
und dem Abgeordneten, der die Entwürfe noch nicht 
hatte, bedrängten, obwohl er dann sagen mußte: Es tut 
mir leid - niemand hat es geglaubt; das kommt noch 
hinzu -, ich kann in dieser Sacht: beim besten Willen 
nichts sagen. Ich kenne diesen Entwurf nicht. - Wir 
müssen hier zu einer vernünftigen Abgrenzung kom
men, die allerdings auch den Sachbearbeitel'n der Re
gierung ihre Chancen läßt. Ich bin jedenfalls hier voll 
gutt!n Willens. kh darf dai:: hier noch einmal anbieten. 

Herr Kollege Munzinger! kh habe mit großer Spa;1-
nung heute Ihre Erklärung erwartet. Sie haben mich, 
alles in allem, sehr freundlich behandelt, wofür ich mich 
auch bedanken möchte. Ich fühle mich nicht in der Rolle 
eines jungen Helden; denn so jung bin ich schon gar 
nicht mehr, und der Lorbeerkranz ist ein Kopfschmuck, 
von dem ich vermute, daß er mir nicht sonderlich 
steht. $ic haben aber Veri;tändnis dafür, daß !eh auch 
als Regierungsclit>r dieses Landes Ihrem Satz durchaus 
zustimme, daß die CDU in diesen Jahren die Verant
wortung gctragt>n hat und auch in den noch vor uns 
liegenden Jahren dieser Legislaturperiode die Verant
wortung trägt. 

Meine Damen und Henen! Das ist keine Flucht aus 
einer irgendwie geartetf:'n Vet'antwortung. Die freiheit
lich rcchtsstaatHche Demokratie, wie wir sie verstehen, 
ist ~·i1w- 6cmukratie, .clie nach dem Anikel 21 des Grund
~esetzes den Parteit>n eine wichtige r'unktion zuweist. 
F:in MiniRterprfü.:id1•nt ist dann n idn E>twa dn Neutrum 
wie etwa .:in Obfrhürg>'mwis tPr, um das einmal berech
tigterweise anzuführen, zumal wenn er, wie in diesem 
Falle, noch Parteivorsitz„11der i::.'l. Sie dürfen glauben , 
daß ich im nahmen mt:>i1ws Amtes genau nach meinem 
Atnls<'id mich zu verhallen h<1he und die Absicht habe. 
dies zu tun. Ah<'r Sie dürfen auch glauben - ich nehme 
an, daß Sit: „ugar seht· v iel Verständnis dafür haben -, 
daß es mein Ziel ist, in der mir gegel.Jetten Z.-it auch 
durch diese Arbeit von CDU-Repräse ntanten und Re
präsentanten der FDP in d ieser Landt>sregierung auch 
diesen Parteien, die bl'.'lei!igt sind, ein möglichst hoh„-; 
Ansehen und einen möglichst hohen Zuwachs mit zu ver
b;d1ai.i~n. 

(Beifall bei den Regierung:;parteien). 

Oas sage ich g-anz offen und ganz klar. 

Sie sprachen von .der Legendenbildung. D;is is t ein a ltes 
Thf'ma in diPsem Landtag. Natürlich. He rr Kolle~e 

Munzingcr, sind in diesen :.!O Jahren nicht nur Groß.
talt!ll geschehen. Natürlich hab<'n wir alle Fehler ge
muchl. kh i.>ckcnnl:! mich au.eh heute als Ministerpräsi
dt!nl zu clcn Fd1lern, die ich als Fraktionsvorsitzender, 
als stellvertretender Fraktionsvorsit1ender und als Mit
glied der CDU-Landtagsfraktion mit zu verantworten 
habe. Natürlich is t das so. Ai.>l'r insgesamt geseht!n -
und das ist nkht rklltig, wenn der Vergleich mit ande
ren Lände.rn so ohne weiteres gezogen wird - muß 
man ganz dnrcich setgt>n, daß dif' Landschaften links di:'!l 
Rlwins. die heutP nheinland-Pfalz bilden, mehr als 
andere von der geschichtlichen Entwicklung des natio
nalstaatlichcn Zeitaltt>rs negativ geprägt und betroffen 

·wurden. 
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Meine Damen und Herren! Ich habe Verständnis für 
jede Unterstützungsmaßnahme des Bundes und der Ge
meinscha(t der Länder etwa für die Zonenrandgebiete. 
Aber ich sage auch als Ministerpräsident dieses Landes: 
Wir haben hier Landschaften, die seit vielen Jahrzehn
ten „Zonenrnndgebiete" sind und zuwenig Aufmerk
samkeit zum Teil erfahren haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will also hier nicht in den staatsphilosophisclwn 
Teil geraten als ob die Regierungserklärung an diesem 
Punkt an der Oberfläche geblieben wäre. Ich überlasse 
das wit'ldich getrost dem Leser. Ich will nur eines sagen, 
Herr Kollege Munzinger, daß ich zu dem stehe, was 
ich zum Verhältnis des Landes zu den Gemeinden ge
sagt habe. Der Akzent, den Sie jetzt gesucht haben, 
ist im Augenblick nicht zu erbringen. Sie wissen, daß 
die wichtigsten ausfüllenden Gesetze oder Verordnung 
der jetzigen Verfassungsänderung noch nicht vorhan
den sind. I<.:h denke an das Gemeindefinanzgesetz. Es 
ist völlig sinnlos, hier eine Novellierung des kommuna
len Finanzausgleichs in die Debatte zu bringen, wenn 
wir gar nicht wissen, wie die Reise in dieser Richtung 
weiter geht. Ich dar! noch sagen: Was ich tun kann und 
was diese Regierung tun kann, wird sicherlich gesche
hen, um das Verhältnis des Landes zu seinen Städten, 
Kreisen und Gemeinden vernünftig zu gestalten. Aber 
kh warne davor - Sie haben das nicht getan, aber es 
wird gelegentlich so gesagt -, daß hier gesagt werden 
kann: „Hier Staat und hier Gemeinde." - Das ist sowohl 
vom Herrn Kollegen Gaddum als auch von Ihnen sehr 
zu Recht gesagt worden, daß der Bürger so nicht denkt. 
Der Bürger, der heute ein gewisses distanziertes Ver
hältnis hat, sagt dann immer noch, wenn er die Dinge 
negativ apostrophiert: „Die da oben in Bonn, in Main:<:, 
im Rathaus." Wir sollten uns hüten, hier eine Unter
scl1eidung ;!.UZulassen. Wer genügend lange in der Poli
tik einer Partei steht, weiß, daß es törkht ist, etwa zu 
glauben, daß man im Bund eine gute Politik machen 
kann und in der Gemeinde eine schlechte, der wird er
leben, daß diese Rechnung nicht aufgeht. Der Bürger 
sieht uic Politik und die Repräsentanten der Parteien 
weitgehend aus einem Guß und reagiert entsprechend. 
Dementsprechend sollten wir alles tun, um den Gemein
den unsere Hilft! zu ge~n. 

Ich will also jetzt - so reizvoll das wirklich für mich 
wäre - über die Situation der Jungen Union, der ich 
rein altersmäßig - wie Sie wissen - in diesem Lande 
nicht angehören kann, nichts sagen. Ich will auch 
nichts darüber sagen, inwieweit das, was hier in der 
CDU geschehen ist, ein Schock war oder nicht. Ich finde 
nur, es ist im allgemeinen, auch bei nicht sonderlich 
wohlwollender Betrachtungsweise, als recht gelungen 
zu betrachten, und das ist eigentlich das einz.ige, was ich 
in diesem Zusammenhang sagen möchte. 

Herr Kollege Munzinger! Zum Verhältnis Regierung 
wr Opposition h abe ich das gesagt, zu dem ich stehe. 
Ich habe dem nichts hinzuzufügen. kh habe allerdings 
einige Einwendungen dagegen, daß Sie glauben, daß 
die Verwaltungsreform keine geistige Leistung sei. Ich 
will das Wort „keine" einmal in Anführungszeichen 
setzen. Man kann natürlich darüber meditieren. Es ist 
reiz.voll, von einem Lehrstuhl für Verwaltungswissen
schaften im Hörsaal vor interessierten oder weniger 
interessierten Studenten zu sagen, was man alles än
dern muß. Ich denke aber an die harte Konfrontation 
der Auseinandersetzung etwa in der CDU in Hechts
heim, etwa mit dem SPD-Ortsverband dort. Die Kol-

legen in der FDP haben auch ihre Probleme; sie haben 
sie nicht ganz so gravierend wie die beiden anderen 
Parteien in diesem Punkt gehabt. Und wir sollten au! 
diese Leistung von Regierung und La nd t<1g - es war 
ja im wesentlichen auch eine große Leistung des Land
tags - auch durcl1aus stolz sein. Es war aber auch e ine 
Leistung - das werte ich mindestens genauso stark für 
diese freiheitliche Demokratie - der Zivilcourage und 
des Mutes zum Durchstehen in teilweise doch meh1· 
als schwierigen Situationen. 

(Beifall d er Regierungsparte ien.) 

Meine Damen und Herren! Sie alle haben es doch mit
gemacht, wenn die Vertreter der Fraktionen in solche 
Gebiete kamen und aufs Podium geführt wurden und 
wie das dann in diesen stürmischen Versammlungen 
ablief. Wer das mitgemacht hat, der weiß, daß man 
„fern in der Türkei" sehr gut solche Vorträge halten 
kann. Und das ·ist mein Einwand gegen manchen klu
gen verwaltungswissenschaftlichen Beitrag, der auch 
von außerhalb kommt, daß man das zu abstrakt sieht 
und einfach nicht beachtet, daß, wenn man zwei Kreise 
oder zwei Gemeinden zusammenlegt, viele menschliche 
Beziehungen und Funktionen zum Teil gewaltsam 
durch den Gesetzgeber durchgeschnitten wurden, daß 
sie neu und mühsam gcknüprt werden müssen. Wer 
diesen teilweise furchtbaren Prozeß der Kandidaten
aufstellung in den betroffenen Gebieten unseres Lan
des in allen Parteien beobachtet hat, der weiß doch, 
daß das ein ungeheures Unterfangen war. Ich muß 
Ihnen ganz offen sagen, ich glaube, wir allesamt 
können stolz uuf diese Leistung sein! 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Ich gehöre zu denen, die 
glauben, daß es am besten ist, wenn wir das als Ge
meinschaftsleistung betrachten. Ich selbst habt.! nie For
mulierungen für mich in Anspruch genommen, die diese 
Leistungen etwa einseitig werten. 

Der Herr Kollege Munzinger hat dann noch ein Wort 
zum Thema „Arbeitskammern" gesagt. Herr Kollege 
Munzinger, ich bin weit von ständiscl1en Vorstellungen 
unserer Gesellschaft entfernt. Alle solche Versuche im 
20. Jahrhundert sind fehlgeschlagen. Wir wären mise
rable Betrachter der zeitgenössischen Geschichte, wenn 
wir jetzt solchen Phantomen nachlaufen würden. Ich 
bin auch nie ein Anhänger dieser formierten Gescll
sdlaft gewesen, die Sie interpretieren. Der Urheber 
der formierten Ge sellschaft hat das - w ie ich weiß -
ganz gewiß anders verstanden. Ich meine aber, daß 
die Arbeitskammern ein Weg sein können, in einem 
größeren Maße der Sachgerechtigkeit wichtige Fragen 
unserer Gesellschaft für einen wichtigen Teil zu lösen. 
Wir werden das in einer offenen Diskussion mit den 
Betroffenen besprechen müssen. Das werden vor allem 
die Gewerkschaften sein als der organisierte Teil der 
Arbeitnehmerschaft; aber es gibt darüber hinaus noch 
andere Bereiche der Arbeitnehmerschaft, die nicht nur 
von den Gewerkschaften erfaßt werden, die wir in 
diese Diskussion mit einbauen. Das muß eine of!ene 
Diskussion werden. Wenn ich die Dinge r ichtig sehe, 
ist ja diese Frage in den Gewerkschafüm keineswegs 
so oder so ausgetragen, sondern hier sind ganz deutlich 
auch verständlicherweise bestimmte Richtungen, ge
werkschaftliche Schulen, mit am Werke. Wer die De
batten der letzten Stunden zu diesem Punkt an einem 
anderen Ort der Bundesrepublik verfolgt hat, weiß ja, 
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daß die eine Frage von der anderen nicht zu trennen 
is t. 

Zum Schluß möchte ich noch eine knappe p~rsönliche 
Bemerkung machen. Meine Damen und Herren! Der 
Herr Kollege Munzinger hat verständlicherweise das 
Thema in diesen Saat getragen. Das lag ja nahe. Manch 
~iner hat in den letzten Tagen darüber meditiert. Durch 
das Vertr::1uen meiner politischen Freunde bin ich der 
Kandidat für dieses höchste Amt in unserem Land ge
W<ll'<len. Dies ist kein Amt, das man sozusagen neben
htt• ~rledigen kann. Dies ist eine Aufgabe, der ich mich 
v<.>rschl'iE'ben habe und zu der ich stehen möchte. Wer 
aber mit 39 Jahren eine solche Aufgabe übernimmt, 
sollte redlich erweise off(>n d11zu sagen: Da ich ganz 
sicher bin, daß die Mobilität und der Wechsel im Füh
rnngsp<>rsrm<il der Politik in allen Parteien in Zukunft 
in einer anderen Dimension vor sich gehen wird als 
etwa in den letzten 20 Jahren - es wird mehr Wechsel 
insgesamt überall stattfinden -, ist es in einem solchen 
Fc.lle einfach legitim, redlich und ehrlich, in meinem 
Alter ;.iuch hinzuzufügen: kh könnte mir vorstellen, 
d:iß ich zu einem späteren Zeitpunkt durchaus eine 
andere Aufgabe übernehmen würde. - Aber, meine 
Damen und Herren, dies ist eine Diskussion, die sich 
für mich privat und persönlich im Augenblick. nicht 
stellt. Ich habe diese Aufgabe übernommen; ich hoffe, 
daß ich mit Ihrer Unterstützung möglichst viel von 
dem gestern hier Vorgetragenen lösen und erfüllen 
kann. Ich bitte Sie noch einmal um Ihre Unterstützung. 

(Beifall der Regierungsparteien.} 

Präsident Van Volxcm: 

Das Wort hat der Herr Kultusminister. 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Hert• Präsident! Meine Damen und Herr_en! Im Zuge 
der angestrebten und vieldiskutierten Refo1·m will ich 
mich ganz kurz fassen. Herr Abgeordneter Munzinger 
haL die. Leistungsschule angesprochen und sich dazu 
kritisch geäußert; Leistung sei für die Schule nichts 
Neues. Nun, meine Damen und Herren, das allein ist 
noch kein Von.vurf; denn ich gehöre einer politischen 
Oberzeugung an, die sagt, daß manches überkommene 
durchaus gui und erhaltenswert sei und nicht unbe
dingt einer neuen Form weichen müsse. 

Vor allem aber hat Herr Abgeordneter Munzinger das 
entscheidende Wort vor dem Begri!! „Leistungsschule" 
nicht bE'at:htet, und das ist das Wort „gegliederte" Lel
stungss<:hule. Damit, Herr ...A.bgec.rdneter Munzinger, ist 
ausgesagt, eine Schule, die jedem seine Chance gibt -
ich betone „seine" -, weil die Chancen der einzelnC'n 
unterschiedlich sind, Gott sei Dank so unterschiedlich 
wie die Funktionen, die ein Schüler später als erwach
sener Mensch in der Gesellschaft finden wird, jedem 
also seine Chance gibt, rascher zum Ziel zu kommen, 
und die eine klare Absage an jedes nivellierende Schul
systt>m darstellen soll. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine D<1men und Herren! Wenn Sie vom „schimmern
den Wortglanz", Herr Ab~eordneter Munzinger, in 
diesem Zusammenhang sprachen, dann muß ich sagen, 

bedauerlicherweise ist kaum ein Begriff in der pädago
gischen Diskussion im Augenblick. mehr von schim
merndem Wortglanz umgeben, als der Begriff der G~
samtschule. Und ich möchte in diesem Zusammenhang 
sehr deutlich sagen: Es geht weder um „schimmernde 
Wehr" bei der Gesamtschule noch bei der Leistungs
schule, es geht mir hier überhaupt nicht um wahlkamp!
trächtige Formulierungen, sondern es geht mir um die 
Definition der Begriffe; und die hat Herr Ministerprä
sident Dr. Kohl sehr eindeutig in der Formel vom 
Wettbewerb zwischen der HauptsdlUle, der Realschule 
und dem Gymnasium ausgedrückt. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Präs.ident Van.Volxem: 

Herr Minister! Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Herrmann (SPD)? 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Selbstverständlich! 

Aug. Herrmann: 

Herr Minister! Nachdem Sie mit einer der Haupt
initiatoren der Dcide~hcimer Leitsätze der CDU sind 
wäre es sicher begrüßenswert, wenn Sie in diesem Zu~ 
sammenhang erläutern wollten, was die Allgemeine 
Deutsche Lehrerzeitung schreibt, wenn sie zu den Dei
desheimer Leitsätzen sagt : Alter Wein in neuen 
Schläuchen. -

Kultusminister Dr. Vogel: 

Herr Abgeordneter Herrmann - -

(Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Van Volxcm: 

Darl ich !eststellen, daß das keine Frage war, sondern 
eine Feststellung. 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Ich bin Ihnen, Herr Präsident, herzlich dankbar, daß 
mir hier klar die Aufgabe der InterprP.tation der Regie
rungserklärung und nicht die Aufgabe der Interpreta
tion einer Gewerkschaftszeitschrift aufgegeben ist. 

{Widerspruch und Unruhe bei der SPD.) 

Ich mödite Ihre Frage nur dahingehend beantwor ten, 
auch die Äußerungen anderer Organisationen zu die
sem Begriff sollten uns hier vielleicht nicht in er.ster 
Linie befassen, sondern zunä<'hst einmal die Frage, 
~!ehe Ordnung wir realistisch für heute und morgen 
unserer Schule geben können. Hier bin ich dem Herrn 
Abge-0rdne~i;i. Schweitzer außerordentlich dankbar, daß 
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er in so eindringlicher Deutlichkeit von seinen Freun
den ausgeführt hat, daß die Gesamtschule überhaupt 
nicht in der nächsten Zeit realisierbar sei und auch die 
sozialdemokratische Fraktion sich über die Bewährung 
dieses Schultyps noch nicht einig ist. Ich bin Ihnen dank
bar, meine Damen und Herren, weil das meine Posi
tion ist. Man muß und kann, wie vielfach hier betont, 
über die Gesamtschule reden, aber man muß dann eben 
auch anderen Formen eine Chance geben und darf 
sie nicht ideologisieren. 

Was, Herr Abge-0rdneter Munz.inger, die Frage der 
Wettbewerbsfähigkeit betrifft, so sage ich hier in aller 
Deutlichkeit, daß insbesondere die alte Volksschule 
nicht wcttbcwcl'bsfähig war, daß sie nicht tatsächlich 
neben Gymnasium und Realschule eine Chance besaß, 
und daß unsere Bemühungen heute im Lande und auch 
die Bemühungen der neuen Regierung darauf hinaus
laufen, dieser Hauptschule eine ernsthafte und echte 
Chance zu eben, die sie bisher nicht in vollem Maße 
hatte. Nur eines muß ich doch korrigieren. Es ist nicht 
richtig, daß die Hauptschulen etwa in den Teilen des 
Landes, wo es bisher Amtsbezil'ke gab, einen Vorsprung 
hätkn. Richtig ist - ich bin dankbar für die Gelegen
heit, es zu wiederholen -, daß Grenzen von Gemeinden 
und von Kreisen, ja sogar auch von Bezirken, nicht 
p1idagogische Grcm:en sein dürfen. Ich bin sogar der 
Meinung, daß wir ruhig - und wir praktizieren es -
auch C'inmal die Landesgrenzen überschreiten können, 
wenn dafür herüber oder hinüber leistungsfähigere 
Schulen zu erzielen sind. 

(Beifall bei der CDU.) 

Dcswi>gcn begrüße ich, Herr Munzinger, Ihre Auffor
derung, nicht nur auf die heutige Struktur, sondern 
auch auf die künftige Entwicklung zu scllauen. Sie ver
übl'ln es mir nicllt, wenn ich die Bitte daran anknüpfe, 
daß dieses mein Bemühen doch auch von den poli
u~chcn Repräsentanten am Ort geteilt werden möge 
und daß man mir helfen möge, zu leistungsfähigen 
Schulsystemen zu kommen, weil ja nach fünf Jahren 
nicht der heute bittende Abgeordnete oder der heute 
bittende Bürgermeister, sondern zu Recht der Kultus
minister schuld sein wird, wenn die Planung sich dann 
als falsch erweist. 

Sie haben angesprochen - das war der zweite Punkt -
die volle hochschulmäßige Ausbildung der Lehrer und 
um Auskunft gebeten. Genauso Wort für Wort, wie es 
in der Regierungserklärung vom Herrn Ministerpräsi
denten Kohl steht, war und ist es gemeint. Nicht ge
meint, ist, daß diese hochschulmäßige Ausbildung erst 
gewährlci8tet ~ei, wenn alle Pädagogischen Hochschulen 
an die Universität Mainz übet·führt wären, sondern ge
meint ist , d aß wir an den Plätzen, wo Lehrerbildung im 
La nde betrieben wird, das nicht in irgendeiner ver
kürzten, nicht in irgendeiner beschränkten, sondern in 
voller wissenschaftlicher Qualifikation ermöglichen. 
Dem dient unser Konzept; und der Verwirklichung 
dient nicht zuletzt das dem Landtag vorliegende Über
gangsgesetz, freilich, meine Damen und Herren, nicht 
so, wie eine Abgeordnete Ihrer Fraktion neulich am 
anderen Ort meinte: indem man die Pädagogischen 
Hochschulen auflöst und ihre Dozenten wegschickt, 
sondern indem man diesen Dozenten die Chance gibt, 
zur vollen hoch~hulmäßigen Ausbildung zu gelangen. 

(Starker Widerspruch bei der SPD. -
Glocke des Präside nten.) 

(Abg. Fuchs: Wer war das? - Abg. Munzinger: 
Herr Präsident! ~ Anhaltende Unruhe bei der 

SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Munzinger (SPD)? 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Selbstverständlich! 

(Abg. Frau Kölsch: Sagen Sie, wann und wo?) 

Abg. l\'.lunzinger: 

Herr Minister, meine Frage zielte dahin, endlich Klar
heit zu Ihren Vorstellungen in der Frage der univer
sitären Ausbildung aller Lehrer zu bekommen. Dazu 
ein Ja oder ein Nein! 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Verehrter Herr Abgeordneter Munzinger, solange Sie 
die Frage stellen, stelle ich die Gegenfrage nach einer 
Definition, was für Sie „universitär" heißt. 

(Beifall bei der CDU. - Unruhe bei der SPD.) 

Heißt das, hier in Mainz, oder heißt das, auf wissen
schaftlicher Grundlage? 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD.) 

(Abg. Fuclls: Das kann in Trier, in Worms, das 
kann überall sein! - Abg. Munzinger: Herr Kul
tusminister, wollen Sie in Ihrem Range mir 
wirklich sagen, Sie wüßten nicht, was universitär 

ist?) 

- Ich gebe Ihnen die klare Auskunft, daß ich nicht 
weiß, was Sie mit der Forderung nach universitärer 
Lehrerbildung meinen, weil Sie das bis zur Stunde 
noch nicht ausgesprochen und ausged!'ückt haben. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident Van Vol:xem: 

Gestatten Sie eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abge
geordneten Munzinger? 

Kultusminister D.r. Vogel: 

Ja, bitte! 
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Ahg. Munzlnger: 

Hc>rr Minister, sind Sie mit mir der Meinung, daß die 
bish(-'l'igen Philologen eine unversitäre Ausbildung 
haben? 

J\:uU.usministt>r Dr. Vogel: 

Ich hin der festen Ubcr:zeugung, daß die bisherige Aus
bildung der Philologen gegenüber der Lehrerbildung 
für die Volksschule Vorteile, aber auch Nachteile hat. 
Ich bin deswegen der Meinung, daß eine völlige Gleich- · 
set:zung der Ausbildung der Lehrer für die Grund- und 
Hauptschulen mit der Ausbildung für den Gyrr.na.sial
lehrer kein Segen, sondern ein Unglück für die weitere 
Entwicklung wäre. 

(Beifall bei der CDU. - Lebhafter Widerspruch 
bei der SPD. - Abg. Fuch:;: Jetzt wissen wir es!l 

.Ja, genau dieser Meinung bin ich, und das nicht erst 
seit he ute. 

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD.) 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Darf ich zunächst, Herr Thorwirth, Ihnen antworten: 
Wenn für Ihre Fraktion in kulturpolitischen Fragen 
immer Sie sprächen, dann wäre in der Tat eine Verkür
zung der Debatte zu t-rrt-khc>n. 

(Beifall bei der CDU.) 

Nun darf ich auf die Frage des Herrn Abgeordneten 
Herrmann antworten. Herr Herrmann, man muß die 
Ilegierungserklärung des Ministerpräsidenten schon 
ganz. lesen und darf nicht nur t!ln Wort herausnehmen. 
In die>scr Regierungserklärung ist im Hinblick auf 
Trier der Versuch einer harmonisierten und integrier
lt!n Lehrerbildung angekündigt, der weit über alles 
hinausgeht in diesem Punkt, was irgendwo in der 
Bundesrepublik bis zur Stunde ausprohi(>rt odt-r prak
tiziert wird. 

Ich bitte aud1, Herr Abgeordnete>r Fuchs. die Aussagen 
zum einen und die Aussagen zum anderen zusammen
zunehmen, "'.'enn Sie hier eine Auskunft auf die gf!
stellten Zwischenfn1gen wünschen. 

1 

Präsident Van Volxf'm: 1 

(Abg. Fucl1s: Herr Präsident. darf ich folgende 
Frage an den Herrn Minister richten? - Ste ha
ben vorhin gesagt, daß ein Kollege oder eine 
Kollegi~ von mir geäußert hätte, daß man die 
PHs alle auflösen und die Do1.e>nten nach Hause 
schicken solle. Wt!r hat das gesagt. - Abg. Frau Gestalten Sie ein Zwischenfrage des Herrn Abgeordne- jl 

ten. Herrmann (SPD)? Kölsch: Und wo?) 

Abg. Herrmann: 

Zu der von Ihnen gegebenen - -

(Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Van Volxem: 

Herr Abgeordneter Herrmann, der Herr Minister hat 
s ich noch nicht dazu geäußert, ob er die Frage gestattet. 

liultusministcr Dr. Vogel: 

lch bin natürlich damit einverstanden, möchte aber 
nur darauf hinweisen, daß dann die Verlängerung der 
Debatte nicht auf die Länge der Beiträge von uns, 
sondern auf die Fülle der Fragen von Ihnen zurück
wführen ist. 

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD. - Ab~. 
Thorwirth: Wer so unklar spricht, muß siCh das 

auch sagen lassen!} 

Al.>g. Herrmann: 

Herr Minister, e rinnern Sie sich daran, daß etwa vor 
Jahresfrist die Fraktion der SPD im Zusammenhang 
mH der Großen Anfrage zur ,..Situation der Lehrer
bildung in Rheinland-Pfalz" Sie aufgefordert hat, die 
echten Eingangsvoraussetzungen für die Dozenten der 
Pädagogischen Hochschulen zu scharren. die sie damals 
nicht hatten. 

- Darf ich Sie auf das Protokoll der letzten Sitwng des 
Kulturpolitischen Ausschusses dieses Hauses verweisen. 
Da werden Sie die Abgeordnett> und ihre Äußerung 
finden. 

(Abg. Fuchs: Wir werden das noch einmal genau 
prüfen, Herr Minister, aber in dieser Form cfas 
hier zu zitieren, ist wohl ein starkes Stück. ein 
starker Tobak! - Unruhe bei der CDU. - Glocke 

des Präsidenten.) 

Herr .f\,bgeordneter Fuchs, ich möchte - - -

Präsident '\'an Yolxf'm: 

Herr Abgeordneter Fuchs, die letzte Feststellung war 
nfdlt ganz parlamcntarlsd1. 

(Lebhafter Widerspruch bl'i der SPD. - Abg. 
König; Sie werden doch die Abgeordnete nennen 
dürfen"! - Abg. Fuchs: Die Feststellung ,ge~en
über dem Kollegen Thorwirth war auch nicht 

parlamentarisch!) 

Kultusminister Dr. Vogel: 

i Ich habe den Eindruck, als ob wir die Diskussion, 
1 He·rr Abgeordneter Fuchs, über die Details der Lehrer-

! ~: bildung bc:;.:ier im Ausschuß sehr bald aufnehmen und 
.. zu Ende führen. Ich wäre .sehr dankbar, wenn auch 
i : dann die Bere!tsd1art, beispielsweise von Ihnen, Herr 
1 Abgeordneter Herrmann, rasch zu einer endgültigen 
! · Entscheidung zu kommen, in so vollem Maße vorhan-
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(Kultusminister Dr. Vogel) 

den wäre. - Man liest da Widersprüche aus Ihl'em 
Munde! 

Herr Abgeordneter Dr. Danz, Sie h aben die Frage des 
Wettbewerbs noch einmal angesprochen und haben 
dann eher wr Formulierung von einem breit gefächer
ten Angebot geneigt. Ich glaube, über den Unterschied 
„ Wettbewerb" und „breit gefächert" werden wir uns 
sicherlich einigen können. Wenn Sie einen eigenen 
Gcs<:>lzcm twurf zur Hochschule angekündigt haben, so 
wird das sicherlich die Diskussion und die Auseinander
setzung nur bereichern und beleben. Verzeihen Sie mir 
den Ausdruck der Hoffnung, daß das e in Gesetzentwurf 
f:l'in wircl, c.ler nich t nur einige organisatorische Fragen 
klärt, sondern der uns auch weiterhilft zu den Fragen 
der inneren Studienreform und der inneren Gestaltung 
der Hochschule. Denn ich gehöre zu jenen, die der Mei
nung sind, daß es falsch wäre, das Heil für unsere 
Hochschulen nur von Organisationsreformen zu erwar
ten 

Was die Frage des Ordnungsrechtes betrifft, so scheint 
mir wieder nur in Nuancen Meinungsverschiedenheit 
zu bestehen. Es hatte ja wohl seinen guten Grund, 
wenn auch diese Landesregierung die Ordnungsrechts
frage nicht vornb, sondern integriert in den vorzu
legend<:>n neuen Gesetzentwürfen zur Diskussion stellt. 
Das soll dann bei der Beratung der gesamten Proble
matik der Neuordnung unseres Hochschulbereiches 
natürlich auch hinreichend geschehen. 

M<>ine Damen und Herren! Wenn die erstrebte Kürze 
tatsächlich eingehalten werden soll, dann muß in der 
Tat eine solche Antwort sich von einer Fragestunde 
t.H'l11'ri;<'h<' ic:l<:'n und sich deswegen auf diese wichtigsten 
in der Debatte bish er angesprochenen Themen be
schränken. 

(Beifall uci den Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Dann muß man sich klar ausdrücken!) 

Präsident Van Volxcm : 

Das Wort hat Herr Abgeordneter F uchs (SPD). 

Abg. Fuchs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gibt 
einige Punkte der Regierungserklärung, über die man 
sicher zu einem späle!'en Zeitpunkt noch einmal reden 
muß und a uf die man noch einmal zurückkommen 
wird. Wir sind durchaus bereit, dem neuen Minister
präsidenten eine loyale und faire Anlaufchance zu 
geben; darüber besteht gar kein Zweifel. Aber man 
wird dann auf einige Punkte s ichet' eingehen müssen, 
aucll Herr Kollege Gaddum - das werde ich bei anderer 
Gelegenheit noch tun - auf d ie manchmal von Ihnen so 
mit der linken Hand hineingebrachte n - ich will damit 
nicht sagen, daß Sie links stehen und dadurch in 
Schwierigkeiten mit der CDU kommen - Formulierun
gen im Zw;ammenhang mit Selbstverwaltung, Städten, 
Gemeinden, Kreisen, Bürgermeistern und Land räten. 
Denn so einfach, wie Sie es sich hier gemacht ha ben, 
kann man es sich nicht machen, wenn Sie zum Beispiel 
prosaisch sagen, die Selbstverwaltung solle nicht 
dauernd nach dem Staa t rufen. Dann muß man d azu 
sagen, daß der Staat die Verpflichtung hat, die Gemein-

den finanziell instand zu setze n, ihre Aufgaben zu er
füllen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Insofern ist der Ruf nach dem Lande genau so bered1-
tigt wie das Land Rheinland-Pfalz ununterbrochen 
n~ch de.m Bund ruft, damit es in den Stand gesetzt 
w1rd, scme Aufgaben zu erfüllen. 

(Weiterer Beifall bei der SPD.) 

Auch das ist in de r Sache keine Schande, sondern es ist 
der Versuch, in der Tat vernünftige materielle Grund
iagen zu schaffon. Es gab dabei nod; einige andere 
Gedankengänge. Man muß auch in aller Ruhe sagen, 
Her r Kollege Gaddum, daß die Gemeinden, die Städte 
und die Kreise ihre Aufgaben in die Hand genommen 
haben - die Bürger alle, Gemeinderäte, Stadträ te 
Bürgermeister und Beigeordneten -, als es noch kein<'~ 
Staa t gab nach diesem schrecklichen Zusammenbruch. 
Insofern ist also dieses Wortspiel auch angesichts dlesr?r 
geschichtlichen Entwicklung sicher nicht angebracht. 

Es ist auch viel gesprochen worden über Arbeitskammer 
Ständestaat und was alles so dazugehört. Wir Sozial~ 
demokraten sind bereit, kon kre te Vorschläge auch im 
Zusammenhang mit der Errichtung einer Arbeitskam
mer nüchtern und sachlich zu prüfcm. Auf den Inhalt 
wird es ankommen, dem man einer solchen Institution 
geben will; das ist ganz selbstverständlich. Und daß 
dabei die Gewerkschaften eine besondere Rolle spielen, 
ergibt sich alle in vom Thema her. Insofern ist es ganz 
selbstverständlich, daß das Votum und das Verhalten 
d er Gewerkschaften zu dieser F rage eine besondere 
Rolie spielt und ein besonderes Gewicht hat. Es ist 
aber a uch ebenso klar - in diesem Sinne habe ich auch 
den Kollegen Munzingcr verstanden b ei seiner Aussage 
vorhin -, daß in unserer lebendigen Demokratie weder 
die Gewerkschaften Entscheidungen letztlich abhängig 
machen können für ihren Bereich von Entscheidungen 
politischer Parteien, wie politische Part<'ien ihre Ent
scheidungen in eigener Zuständigkeit nicht abhängig 
ma~en von Meinungen der Gew erkschaften. kh glaub~, 
das ist ganz selbstverständlich. Das ist in Anerkennung 
der gegenseitigen Zuständigkeiten e ine selbs tverständ
liche Sache. Wenn der Kolleg!'.! Munzinger hier versucht 
ein bißchen daran aufzurangen und er bei dem Thern; 
„Arbeitskammer" die besondere Bedeutung der Stel
lung der Gewerkschaften hervorgehoben hat dann 
ergibt sich das aus der Sache und aus dem The:na das 
hie r gestellt wird und das man sicher aud1 so anerken
nen muß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt noch ein p:ior 
Sachen, auf die man später noch kommen muß, nuch 
auf die ganze Frage der Respektierung des bishe rigen 
Ministerpräsidenten. Ich halte das unter ehrlichen, auf
rechten Demokraten für selbstverständlich, daß man 
auch nach Abschluß eines großen Weges menschliche 
und staatspolitische Leistungen anerkennt. Wie soll te 
eine Demokratie sonst auf die Dau er in ihrer Substanz 
bestehen können, wenn das nicht selbstverständlich 
ist, auch von der Opposition her. In diesem Sinne gibt 
es für uns Sozialdemokraten hier gar keine Fragestel- ·. 
lung. Mit Vorschußlorbeeren für neue Minis terpräsi
denten allerdings muß man vorsichtiger sein. 

(Abg. Gaddum: Die wollen wir gar nicht h aben!) 
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(Fuchs) 

- Ja, das ist in Ordnung! Er wird sich bewähren müs
sen, und er muß zeigen. ob er in einem sold!en Amt 
konkrete Aufgaben auch so er.füllt, wie man das als 
St<iatsbürgcr erwarten kann. Das wird sich nach einer 
bestimmten Zeit ergeben. 

Meine Damen und Herren! In der Frage der Kultur
politik hat der Herr Kultusminister in die DebaL~ 
eingegriffen. Das war der Grund, warum ich mich über
haupt jetzt noch gemeldet habe. 1<.h wai· der Meinung, 
daU wenigstens in der Frage der Leistungsschule -
Gescimtschule und in der Frage der Lehrerbildung eine 
deutliche, verantwortungi;bewußte Aussage hier ge
mac.:ht wit·d. 

(Beifall bei der SPD.) 

In beiden Fragen ist diese Aussage nicht zustande 
gekommen. Bei der gegliederten Leistungsschule, sehr 
vereht'ter Herr Minister, müßten Sie - ich wäre Ihnen 
.sL•hr dankbar - bei Gelegenheit einmal wirklich erklä
ren, wie sie organisiert sein soll, weld!cn Inhalt und 
welches Ziel diese gegliederte Sd!ule haben soll, welche 
Lehrer dort unterrichten sollen und was die Abschlüsse 
dieser Leistungsschule sein sollen. Das müssen Sie ganz 
dt"utlich sagen. Man kann es auch nicht so machen, daß 
man sagt: Über das Wort „Leistungsschule" ist schon 
oft gesprochen worden, da macht man so, als wäre mun 
ein ganz großer Fachmann; der andere, der dann sagt: 
Ich weiß gar nid!t, was das bedeuten soll, das wäre 
dann kein Fachmann. So einfach kann man sich. das 
niCht machen. Man muß schon fragen: Wie soll diese 
L(>ishmgsschule aussehen? Wir sind bereit, darüber zu 
reden, Ob man dabei den Begrill MGesamtschule" wählt 
oder statt dessen vielleicht auf ~Leistungsschule" zu
rückgreift, bleibt letztendlich gleichgültig, wenn wir 
in dem Ziele einig sind, das wir Sozialdemokraten 
anstreben: daß allen Schülern im Rahmen einer Ge
samtschule in diesem Sinne die Ihrer Begabung gemäße 
Dildungschance geboten wird, um mit einer vernünfti
gen, das heißt breiten Ausbildungschance ins Berufs
leben entlassen werden zu können. Das ist unser Ziel 
im H::ihm<>n t>iner Gesamtschule. 

Uncl schließlich: Wenn man zumindest w i l I - und 
ich nehme an, daß das die CDU auch will -, daß die 
Haupt~d1ule für eine Übergangszeit, nämlich solange 
die hc-utige strukturelle Organisation unseres Schul
wesens noch fortbesteht, zu einem besonderen bildungs
politischen Ergebnis führt, wenn man das will, dann 
muß man dieser Schule auch die erforder:lichen Lehrer 
zur Verfügung stellen. Immerhin muß es in dem Zu
sammenhang aber bedrücken, Herr Kultusminister, daß 
Sie vorhin wieder deutlich 7..U verstehen gegel.Jc:n haben, 
Ihrerseits keine gleich\1.re rtige „L\usbildung. etv.ra für 
Philologen und Haupts~:hullehrer, anzustreben. Ich bin 
übet-zeugt, die Entwicklung führt uns, auch wenn Sie 
es jetzt noch nicht wollen, in drei oder vier Jahren 
t-infach dahin. Wir müssen für alle Lehrer aller Schul
formen und Schulgattungen die gleiche Ausbildungs
möglichkeit im Rahmen der Universität schaffen. Alle 
anderen Wege führen zu Fehlinvestitionen und zu 
neuen Ft-hlplanungen. Diese Aussage ist hier heute 
noch nicht getroffen worden; wir werden darauf erneut 
zurückkommen bei der Beratung des Gesetzes über die 
Erziehungi;wissenscha!tliche Hochschule, von dem wir 
Sozialdemokraten bdür<"hten. daß danach wieder von 
neuem erhtbliche Fehlinvestitionen vorgenommen wer
den. 

1 

Nur eins ist ganz sicher; So schwerwiege nde kultur
und bildungspolitische Fragen kann man nicht mit 
Allgemeinplätzen abtun, sondern hier muß die Regie
rung in den nächsten Wochen klar sagen, welche Inhalte 
sie den einzelnen Begriffen geben will. 

(Beifall der SPD.) 

Präsldent Van Volxcm: 

Die Besprechung ist geschloss~m. - Ich ruf~ auf den 
Punkt 6 der Tagesordnung: 

Bestätigung der Regierung gemäß Artikel 98 
Abs. 2 der Yerfassung 

Dazu liegt ein Antrag der Fraktionen der CDU und 
FDP - Drucksache VI/1236 - vor. Ich nehme an, daß 
darüber keine BC1:öprechung gewünsd!t wird. - Ich stelle 
das fest und lasse abstimmen. Wer dem Antrag Druck
sache VL'l236 zustimmen will, der gebe das Handzei
chen! - Danke! - Ablehnung! - Danke! - Enthaltung! -
Der Antrag ist angenommen mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU und FDP ge~en die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der NPD-Gruppe. 

(Lebhafter Beifall der Regiernngsparteien.) 

Ich unterbred1e die Sitzung bis 14.30 Uhr. 

j · U n t erb r e c h u n g d er Sitz u n g : 13.04 Uhr. 

Wiederbeginn der SI t zu n g : 14.43 Uhr. 

Vlzt'präsldt'nt Dr. Völker: 

Wir fahren mit den Berntungen der '.ill. Sit1.ung fort. 
Itti erteile vor der Weiterführung der Tagesordnung 
zunächst das Wort der Ab!{eordneten Frau Wetzel zu 
einer persönlichen Erklärung. 

Ab~. Frau \\'ctzel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl Weil meine 
Erklärung die Ausführungen betriHt, die Herr Kul
tusminister Dr. Vogel heute vormittag hier gemacht hat, 
bitte ich darum, daß Herr Kultusminister Dr. Vogel - -

(Zuruf: Er ist jetzt anwest>ndl) 

- Er ist anwe~end! Ich habe es geahnt. Herr Minister, 
ÖC'r sechste Sinn. 

(Kultusminister Dr. Vo~el: Ich leider nicht, sonst. 
wäre ich eher gekommen!) 

Heute vormittag war ich. infolge einer anderweitigt"n 
Verpflichtung einige Zeit hier im Plenum nicht anwe
send. In dieser Zeit hat der Kultusminister eine Aus
sage bezüglich der Pädagogischen Hochschulen gemacht 
und als Autorin eine Abgeordnete der sozialdemokra
tischen Fraktion und als Tatort den Kulturpolitischen 
Ausschuß genannt. 

Nach Rücksprache mit meiner Kollegin muß zwangs
läufig der Verdacht, diese Aussage gemacht zu haben, 
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auf mich fallen, zumal ich Mitglied dieses Ausschusses 
bin. Dieser Tatbestand zwingt mich, eine Erklärung 
abzugcbcm. Ich darf feststellen: Es ist ungewöhnlich, 
daß ein Minister im Plenum aus einer Ausschußsitzung 
zitiert. 

Vlz<"präsldl'nt Dr. Völker: 

Darr ich Sie unterbrechen! Sie müssen die Erklärung 
so abgeben, daß sie nicht zugleich eine Ausführung zur 
Sache enthält. 

Abg. Frau Wetzei: 

kh glaube aber, diese Feststellung ist k eine Ausführung 
zur Sache, sondern eine Ausführung zur Form. 

(Abg. Schwarz: Der Präsident entscheidet dar
über, was zur Sache gehört!) 

Aber ich nehme das hin und beende zu dieser Fest
stellung meine Aussage. 

Meine zweite Feststellung ist die, die ich mit alle r 
Entschiedenheit trcfüm muß, eine solche Aussage, wie 
sie der Herr Kultusminister angeführt hat, habe kh 
nie getroffen. 

(Lebh a fter Beifall bei der SPD und Zurufe von 
der SPD: Hört, hört!) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Wir .fahren in der Tagesordnung fort. 

(Anhaltende Unruhe bei der SPD. - Zuruf: Ei, 
ei, ei!) 

kh d arf um Ruhe bitte n! 

(Anhaltender Widerspruch bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Die persönliche Erklärung 
ist nicht Gegenstand einer Beratung. 

(Abg. Dr. Skopp: Wir beraten ja nicht!) 

Ich rufe den Punkt 7 der Tagesordnung: 

Ers te Beratung eines Urantrages der Fraktionen 
drr CDU, SPD und FDP betr. Landesgesetz zur 

Änderung des Scllulpflichtgesetzes 
- Drucksache VI/1211 -

E ine Beratung wird nicht gewünscht. Das Präsidium 
schlägt Ihnen vor, diesen Urantrag an den Kultur
politischen Ausschuß z.u überweisen . - Es erhebt s ich 
kein Widerspruch. - Dann ist so beschlossen. 

Ich ru!e den Punkt 8 der Tagesordnung: 

Antrag des Petitionsausscllusses betr. beratene 
Eingaben 

-Drucksache VI/1213 ·_ 

Eine Aussprache wird nicht gewünscht. Erhebt sich 
gegen den Antrag des Petitionsausschusses Wider
spruch? - Das ist nicht der Fall. Dann ist d er Antrag, 
so wie er vorliegt, angenommen. 

Ich rnfe den Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
über die Landesvermessung (Landcs\·ermessungs

gesetz - L''ermG -) 
- Drucksa chen VI/473/1193 -

Die Berichterstattung für den Innenausschuß erfolgt 
durch den Herrn Abgeordneten Durm. 

Abg. Durm: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es tut mir 
leid, daß ich Sie nach der interessanten Debatte von 
heute vormittag nun wieder mit einer trockenen Ma
terie belästigen muß. Der Ihnen in der Drucksache VI/ 
473 vorliegende Gesetzentwurf über die Landesver
messung hat einen Aufgabenkatalog, wonach die Lan
desvermessung Lage und Höhepunkt zu bes timmen hat, 
die die Grundlagen für alle weiteren Vermessungen 
bilden; wonach ferner einheitliche topographische Kar
ten herzustellen sind a ls Grundlage für alle karto
graphischen Erzeugnisse. 

Durch das Gesetz wird die Landesvermessung auch ge
genüber den sonstigen Grundstücksvermessungen e xakt 
abgegrenzt. Die zentrale staatliche Landesvermessung 
mit dem Ziel, eine einheitliche Ausrichtung der Lage
und Höhenvermessungen zu schaffen, hat sich in allen 
Ländern be\vährt. Das Gesetz regelt unter anderem, \Ver 
an Landesvermessungsarbeiten beteiligt werden kann, 
so zum Beispiel neben den Kataster- und Vermessungs
behörden auch öffentlich bestellte Vermessungsinge
nieure. Alle Stellen sind der Einheitlichkeit der Aus
führung und der Auswertung der Arbeiten wegen an 
die Weisungen des zuständigen Ministeriums des In
nern gebunden. 

Das Gesetz fixiert a uch das Recht, Grundstücke zwecks 
Durchführung von Vermessungsarbciten zu betret en 
und nötigenfalls zu befahren. Es regelt bei Nutzungs
beschränkung der in Anspruch genommenen Grund
stücke die Entschädigungspflicht. Es beinhaltet auch 
gewisse Schutzbestimmungen für die Einsicht in die 
Nachweise der Landesvermessung und für die Anferti
gung von Auszügen und dergleichen. 

Um auch vor Mißbrauch der Ergebnisse und der Ein
richtungen der Landesvermessung schützen zu können, 
erschien es angebracht, im Gesetz festzulegen, daß Zu
widerhandlungen geahndet werden können. H ierzu 
schlug der Innenausschuß eine Änderung des § 10 vor, 
der im Absatz 2 - Die Anwendung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten - und d ie in Absatz 3, die Kom
petenz hierfür hervorhebt. Ich dar! mir ersparen, Ihnen 
hierzu Details des Änderungsvorschlages vorzu trage n. 
Jedenfalls hat der Rechtsausschuß in seiner Sitzung 
vom 30. April sich dem Vorschlag des Innenausschusses 
angeschlossen. 

Ich darf Ihnen im Auftrag des Rechtsausschusses dies 
mitteilen. Die Inkraftsetzung des Gesetzes soll zum 
1. Juni erfolgen. Ich darf Sie namens des Innenaus
schusses bitten, dem Gesetz Ihre Zustimmung zu 
geben. 

(Beifall im Hause.) 
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Vizcpräsi(lent Dr. Völker: 

Eine Besprechung wird nicht gewünscht. Ich ru!e au! 
die Drucksache VI/473 in der Fassung der Vorlage VI/ 
1193. - Es wird mir eben vorgelegt eine rein redaktio
nelle Änderung dieses Gesetzentwur!s. Es soll im Ein
verständnis mit den Vorsitzenden beider Ausschüsse in 
§ 4 Abs. 2 des Ihnen vorliegenden Entwurfs hinter 
dem Wort „natürliche" das Wort ,.Personen" eingefügt 
werden. Es handelt sich nicht um eine SachHnderung, 
sondern um eine rein redaktionelle Ändl:'rung, die wohl 
keiner besonderen Beratung bedarL Es wird also vor
gcsd1lagen, in § 4 Abs. 2 hinter dem Wort ,,natürliche" 
chis Wort „Personen" einzufügen. 

kh rnfe nunmehr au! die Drucksache VI/473. und zwar 
zunächst den dazu vorliegenden Abänderungsantrag 
des Innenausschusses Drucksache VV1193. Wer mit 
der• Änderung des Gesetzentwurfes gemäß Druck
:;ache VI/1193 einverstanden ist, möge die Hand er
heben. - Gegenstimmen! - Enthaltungen! 

Damit ist die Drucksache Vl/473 nunmehr. in der Fas
sung der Drucksache VI/1193 in zweiter Lesung ange
nommen. 

Der Unterschied war weiter wie folgt. Bei Waffen
erwerbsscheinen konnte nur eine Waffe el'worbcn wer
den, während zum Beispiel bei den Jahresjagdscheinen 
eine beliebte Anzahl von Faustfeuerwaffen besorgt 
werden konnte. In der zurück.liegenden Zeit sind nun 

i Beobachtungen gemacht worden, daß mit dieser Bel stimmung Mißbrauch getrieben wurde und Personen 
l auf Grund dieser Berechligun~sscheine sich mehr 

1 

Waffen gekauft haben, als zum persönlichen Schutze 
oder Nutzen notwendig waren, also ein nicht gewünsch
ter Handel u'nd Benub~ung diest>r Waffen vorgenom

i men V."11rde. Die Lnndesregiewng hat, ähnlich wie in 

l -anderen Ländern, durch dieses vorliegende Gesetz 
beantragt, daß die Gelegenheit zu diesem Mißbrauch 

1 beseitigt wird, und zwar soll, wie Sie sehen, im § 12 
insbesondere die Nr. 7 gestrichen werden, das heißt, 

1 

in Zuktmft sollten auch die Inhaber von Waffenschei
nen und von Jahresjagdscheinen zunächst Waffen
erwerbsscheine erwerben. Damit wird erreidlt, daß 

i nur eine Waf!e gekau!t werden kann. 
). 

kh rnfe auf in dritter Beratung das Landesgesetz über 
die Landesvermessung - Drucksache VI/473 in der Fas
sung der Drucksache VU1193 -, und z.war die 'Oberschrift 
und die §§ 1 bis 13. Eine Aussprache wird nicht ge- '1 

wünsd1t. Wer diesem Gesetz in der nun.mehr vorliegen- . 
den Fassung seine Zustimmung in dritter Beratung l 
geben will, möge sich vom Platz erheben. 1· 

Danke sehr! - Gegenstimmen! - Enthaltung! - Das 

Der Ausschuß hat sich mit diesem Problem beschäftigt. 
Es standen Gegenvorstellungen des Landesjagdverban
des im Raum, die besprochen wurden. Die vom Aus
schuß als bered1tigt anerkannten Bedenken des Landes
jagdverbandes gingen insbesondere dahin, daß jeder 
Jäger nicht nur eine, sondern mindestens zwei oder 
drei Faustfeuerwaffen haben müsse. Diese Bedenken 
wurden dadurch ausgeräumt, indem der Vertreter des 
Herrn Inn~nministers, wle aucl1 in der Bcgründun~ 
ausgeführt, erklärte, den Bedenken des Landesjagdver
bandes solle durch den Erlaß einer Verwaltungsvor
schrift Rechnung getragen werden. Die Behörden, die 
mii der Ausstellung der Scheine beauftragt würden. 
wc-1·de man darauf hinweisen, daß die Aushändigung des 
Sd1eines - so heißt es wörtlich - „in gewissem Um
fange für Faustfeuerwaffen, die benöti~t werden durch 
die Inhaber von Jahresjagdscheinen, durch den Erlaß 
einer Verwaltungsvorschrift dahin geregelt werde , wo
nach bei den Inhabern dieser Jahrt>sjagdscheine nach 
§ _15„ J.:\Qs. ~ des . W(illtmgesctz.es zur Erlangung eines 
Waf!enschc>ines die erforderliche Zuverlässigkeit regel
miWig als gt>gPb<>n und das erforderliche Bedürfnis für 
den Erwerb einer bestimmten Anzahl von Faustfeuer
waffen grundsätzlich als vorliegend anzuerkennen ist." 

Gesetz ist in dritter Lesung angenommen. 1 

kh rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

ZweHe und dritte Beratung eines Landesgeset?:es 
zur Änderung des Waffengesetzes 

- Drucksache VI/789/1194 -

Die Berkhterstattung für ucn Innenausschuß erfolgt 
durch Herrn Abgeordneten von Bünau. 

Abg. VOil Büoau: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen, meine !!er- · 
ren! Die Landesregierung lei.tt mit der Drucksache VI/ 
789 den Entwurf eines Landesgesetzes zur Änderung 
des Waffengesetzes vor. Dieser Entwurf wurde dem 
Jnnenauss..:buß und dem Recl1tsausschuß zur Beratung 
übel'wiesen. 

Im Aultrage beider Ausschüsse dar! ich folgendes be
richten. Es handelt sich hier um die Abänderung des 
§ 11 Abs. 1 bzw. des § 12 des Gesetzes. Im !i 11 Aus. l 
des Waffengesetzes hieß es, daß Faust!euerwaffen nur 
gegen Waffenerwerbsschein bezogen werden könnten. 
Davon waren befreit nach ~ 12 Nr. 7 - insbesondere 
überlegte man dies damals aus Gründen der Verwal
tungsvereinfachung - die Inhaber von Jahresjagd
scheinen und die Inhaber von Waffenscheinen. Warum? 
Der Grund war der: Man brauchte bei diesen Personen, 
die b€im Bezug des Waffenscheines und beim Bezug 
des Jahresjagdscheines schon besonders geprüft waren, 
nicht mehr die Bedürfnisfrage und die Zuverlässigkeit 
zu. prüfen. die sonst bei Wailenerwerbsscheinen not-
wendig ist. 

1 
1 

1 

-! 

(Abg. Dr. Skopp: Hoffentlich werden .nicht noch 
mehr Böcke geschossen!} 

- Das liegt bei Ihnen, Herr Kollege Skopp; ich weiß 
nicht, ob Sie auch schon Böcke schießen. 

(Ahg. Dr. Skopp: ld1 bin kein Jäger!) 

- Trotzdem können Sie Böcke schießen! 

(Heiterkeit im Hause.). 

Sie sind zwar nkht mehr Oberbürgermeis ter, im Ruhe
stand ist das sct1w~r~r. - Das gehört nicht zur Bericht~ 
erstattung, Herr Kollege Skopp. 

kh darf nur vortragen, daß auf Grund dieser .Äußerung 
des Vertreters des Innenministers der Ausschuß ein
stimmig beschlossen hat - der Rechtsausschuß eben
falls-, die Vorlage Ihnen zur Annahme zu empfehlen. 

(Beifall im Hause.) 
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Vizepräsident Dr. \'ölker: 

Eine Besprechung wird in zweiter Lesung nicht ge
wünscht. Ich rufe auf das Landesgesetz zur Änderung 
des Wa(fengesetzes, Artikel 1, Artikel 2, Einleitung 
und Überschrift. Wer diesem Gesetz in zweiter Lesung 
seine Zustimmung geben will, möge das Handzeichen 
geben. - Danke! - Gegenstimmen! - Enthaltungen! -
Eine Enthaltung! 

Ich rufe das Landesgesetz zur Änderung des Waffen
gesetzes in dritter Lesung auf: Drucksachen VI/78911194, 
ArtikC'l 1 und 2, Überschrift. - Eine Beratung wird 
nicht gewünscht. Wer diesem Gesetz in dritter Lesung 
seine Zustimmung geben will, der möge sich vom 
Piatze erheben! - Danke! Gegenprobe! - Enthaltungen! -
Eine Enthaltung, im übrigen einstimmige Annahme! 

kh rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Dritten Landes
gesetzes zur Änderung des Landesgesetzes über 
die Errichtung einer Architektenkammer im 
Lande Rheinland-Pfalz in der Fassung der Be
kanntmachung vom 7. l\lai 1963 (GVBI. S. 133; 

BS 70-10) 
- Drucksachen VI/790/1184 -

Die Berichterstattung für den Kulturpolitischen Aus
schuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Die!. 

Abg. Diel: 

Hel'r Präsident! Meine Damen und Herren! Die Landes
regierung hat mit Schreiben vom 12. August 1968 den 
Entwur! dncs Dritten Landesgesetzes zur Änderung 
des Landesgesetzes über die Errichtung einer Archi
tektenkammer im Lande Rheinland-Pfalz vorgelegt. 
Dit>ses Novellierungsgesetz wurde dem Kulturpoliti
schen Ausschuß federführend und dem Innenausschuß 
sowie dem Wirt!;chafts- und Verkehrsausschuß zur Mit
beratung überwiesen. 

Die Novelle hat sich zunächst auf Grund dreier Be
schlüsse des Bundesverfassungsgerichts als notwendig 
erwiesen. 

Der erste Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
24, November 1964 bezieht sich auf die Bestimmung 
des § 15 unseres Architektenkammergesetzes, wonach 
die ehrenamtlichen Beisitzer und ihre Stellvertreter 
des Ehrenrates und des Landesehrenrates von den 
Mitgliedern der Architektenkammer auf drei J ah re 
gewählt werden. Das oberste Gericht führt dazu aus: 
Ein von einer Körperschaft des ö!fentlichen Rechts ge
tragenes besonderes Gericht sei mit Artikel 92 des 
Grundgesetzes vereinbar, wenn es sich um ein „staat
liches" Gericht handele. Ein Gericht könne nur dann 
als staatliches Gericht anerkannt werden, wenn seine 
Bindung an den Staat auch in personeller Hinsicht hin
reichend gewährleistet sei. Dazu gehöre, daß der Staat 
bei der Berufung der Richter mindestens in der Form 
der Bestätigung mitwirke. - Da dies in dem Architek
tenkammergesetz unseres Landes - wie auch in den 
Gesetzen anderer Länder - nicht so geregelt, sondern 
hiernach lediglich eine Wahl durch die Mitglieder der 
Architektenkammer vorgesehen ist, mußte das entspre
chend geändert werden. Deshalb b estimmt nunmehr 

Artikel 1, § 15 Abs. 2 des Gesetzes dahin zu ändern, 
daß die ehrenamtlichen Beisitzer und Stellvertreter 
der Berufsgerichte vom Minister für Finanzen und 
Wiederaufbau auf Vorschlag des Vorstandes der Archi
tektenkammer jeweils für drei Jahre bestellt werden. 

Ein zweiter Grund, der diese Novellierung notwendig 
machte, besteht darin, daß der Ausschuß vom Richter
amt, die Ablehnung eines Richters und <las Verfahren 
an den Berufsgerichten seither lediglich in der Berufs
gerichtsordnung für Architekten geregelt waren. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluß vom 
30. Mai 1967 festgestellt, daß derartige Regelungl!n 
nicht durch eine Verordnung, sondern nur und aus
schließlich durch Gesetz getroffen werden können. 

Gleiches gilt für die bisher in der Berufsgerichtsord
nung enthaltenen Gebührenvorschriften. Das Bundes
verfassungsgericht hat hierzu in einem Beschluß vom 
11. Oktober 1966 die Auffassung vertreten, daß das Ge
setz selbst die Tendenz und das Ausmaß einer Ge
bührenregelung bestimmen müsse; eine Verordnung 
reiche nicht aus. 

Das hat zu der Vorschrift in Artikel 2 der Gesetzesvor
lage geführt, wonach diese Berufsgerichtsordnung in 
unveränderter Fassung auf die Ebene eines Gesetzes 
gehoben wird und die bisher geltenden Bestimmungen 
bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung als 
förmliches Gesetz fortbestehen. 

Ein dritter Punkt, der in diesem Gesetz freilich nodi 
nicht seinen Niederschlag gefunden hat, aber bei der in 
absehbarer Zeit vorzunehmenden umfassenden gesetz
lichen Neuregelung des Architektenrechts zu berück
sichtigen ist, betrifft einen Vorlagebeschluß des Bun
desverwaltungsgerichts, in welchem festgestellt wird, 
daß es mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sei, 

(Abg. Schwarz: Das steht doch schon alles in der 
Begründung!) 

die Berufsbezeichnung „Architekt" von dem Nachweis 
künstlerischer Planungsfähigkeit abhängig zu machen. 
Der Kulturpolitische Ausschuß hat s ich - in Überein
stimmung mit den beiden mitberatenden Ausschüssen -
die aus den dargelegten Gründen erforderlich gewor
d ene Gesetzesvorlage insgesamt zu eigen gemacht und 
schlägt Ihnen in der Drucksache vor, dieses Gesetz am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten zu lassen. 
Ich darf als Berichterstatter aller drei Aussd1üsse dem 
Hohen Hause empfehlen, das Gesetz. In dieser Form 
anzunehmen. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Ich stelle das Landesgesetz zur Änderung des Landes
gesetzes über die Errichtung einer Architektenkammer -
Drucksache VI/790/1184 - in zweiter Lesung zur Aus
sprache. - Frau Abgeordnete Wetzei (SPD) hat das 
Wort. 

Abg. Frau Webei: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ände
rung des Architektenkammergesetzes, die wir h eute 
vornehmen, ist nur eine kleine Novelle zum Architek-
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(We':iel) 

temecht. gleichwohl eine längst überfällige Sache; denn 
das Bundesverfassungsgericht hat im November Hlö4 
gesprochen, und seit diesem Zeitpunkt sind die Berufs
gerichte der Architekten in Rheinland-Pfalz de jure 
funktionsunfähig gewesen. Wir freuen uns, daß also 
diese Gerichte mit der Annahme des vorliegenden 
Änderungsgesetzes wieder funktionsfähig werden. 

[ndessen steht aber noch die große Novelle zum Archi
tektPnrPrht aus, die sich mit zwei Aufgaben zu befassen 
hat: einmal mit der Umreißung der Bcrufäau!gaben 
eines Architekten - die in unserem Gesetz überhaupt 
nicht angesprochen sind - und zum zweiten mit der 
Eingliederung der Innenarchitekten, Gartenarchitekten 
und Landschaftsarclütekten, soweit sie von ihrer bcrü.f
lichen Ausbildung der geforderten Qualifikation ent
sprechen, in den Kreis ihrer in der Architektenkammer 
zusammengeschlossenen Kollegen, der Bauarchitekten. 
Meine Fraktion hat im Februar 1968 einen diesbezilg
lichen Antrag gestellt, und in der Begründung der 
kleinen Novelle, die wir heute verabschieden, ist auch 
die Landesregierung darauf eingegangen und hat zu
gesagt. eine große Novelle vorzulegen. , 

Nun hat ja die Fachkommission „Architektengesel:t." 
der Bundesländer inzwischen bereits einen Musterent
wurf eines Architektengesetzes erarbeitet, und dieser 
liegt jetzt den Ministerpräsidenten zur Verabschiedung 
vor. Da er die Frage der kümtlerischen Planungsfählg~ 
keit bd den Berufsaufgaben ausspart. stehen deshalb 
von daher gesehen der Landesregierung gar keine Hin
r!ernisse mehr im Wege, uns möglichst bald eine solche 
große Novelle des Architektenrechts vorzulegen. ld1 
finde. die Innenarchitekten, Gartenarchitekten und 
Landschaftsarchitekten in Rheinland-Pfalz haben An
spru\;h auf Gleichheit ln ihrer Recht:s~tellung mit ihr€'n 
Kollegen in anderen Bundesländern. 

(Beifall der SPD.) 

Yize1>räsidC'nt Or. Völker: 

Eine weitere Besprechung wird nicht gewünscht. kh 
lasse ct<inn in zweiter Lesung über die Drucksach•'n 
VI/79011184 abstimmen. Wer in zweiter Lesung diesem 
Landesgesetz seine Zustimmung geben will. den bitte 
ich um das Handzeichen! - Danke! - Gegenstimmen! -
Enthaltungen! - Einstimmig angenomment 

Ich rufe nunmehr in dritter Lesung auf die Drucksachen 
VI•790/1184 mit den Artikeln l bis 3 sowie der Über
schrift. - Eine Beratung wird nicht gewünscht. Ich lasse 
abstimmPn. Wer diesem Gesetz in dritter Lesung seine 
Zustimmung geben möchte, der möge sich vom Platze 
t>rhPht>tL - Ich danke. - Gegenstimmen? - Enthaltun
gen? - Das Gesetz ist in dritter Lesung einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe jetzt den Punkt 12 unserer Tagesordnung aur: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
über die Veröffentlichung gerichtlicher Bekannt

machungen 
- Drucksache VI/1109/1195 -

Die Berichterstattung für den Rechtsausschuß hat der 
Abgeordnete Engelbreit übernommen; ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Engelbreit: 

,Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Hel'
ren! Der Rechtsausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
21. April 1969 mit dem ihm überwiesenen Entwu1·( 
eines Landesgesetzes über die Veröffentlichung gericht
licher Bekanntmachungen befaßt. Ich habe Ihnen hier
über zu U<)l'id1t.-n, Ich kann mich dabei sehr kurzfassen; 
denn der Rechtsausschuß hat sich den vorgesehenen 
Gesetzestext und dessen Begründung zu eigen gemacht. 

Meine sehr ge€hrten Damen und Herren! Mit der An
nahme dieses Gesetzes wird in unserem Lande eine 
Rechtszersplitterung beseitigt und der „Staatsanzeiger" 
w einem echten Verkündungsorgan für den gesamten 
Bereich unseres Landes be~timmt. Namens des Rechts
ausschusses. darf ich Ihnen die Annahme dieses Ge
setzesentwurfes mit der Maßgabe empfehlen, in § 5 als 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes den l. Juli 
1969 vorzusehen. 

<Beifall im Hause.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Ich danke Ihnen. - Eine Besprechung wird nicht ge
wünscht. kh Jasse in zweiter Lesung über die Druc;k
sache VI/1109 in der Fassung der Drucksache VI/1195 
abstimmen. Wer diesem Gesetzentwurf zustimmcn 
mochte. den bitte ich um das Handzeichen. - Danke! 
Gegenstimmen! - Enthaltungen! - Der Gesetzentwurf 
ist in zweiter Lesung einstimmig angenommen. 

Ich ru!e auf die dritte Lesung eines Landesgesetzes über 
die \'cröf!entlic.hw1g geriea~tliei'"ler Bekanntn1achungt:!cl 
ln der Fassung der Drucksache VI/1195. Eine Beratung 
wird nicht gewünscht. Wer diesem Gesetzentwurf in 
dritter Lesung zustimmen möchte, den darf ich bitten 
sich vom f'latze zu erhelJen. - Danket - Gegenstirn~ 
men! - Enthaltungen! - Das Gesetz ist bei einer- Stimm
enthaltun~ angenommen. 

kh rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zwcitl.' und dritte Beratung eines Urantrages der 
Fraktionen der CDU, SPD und FDP betr. Erstes 
Landesgesetz zur Änderung des Land<">gesetzes 
über die Entschädigung der Mitglieder des Land
ta~es Rheinland-Pfab; {Abgeordnetenrntschädi-

gungsgeset:i:) 

- Drucksache VI/1127 -

Die Berichterstat.ttmg für den Haushalts- und Flnanz
ausschuß erfolgt durch den Herrn Abgeordneten Gad
ctum: ich erteil~ ihm das Wort. 

Abg. Gaddum: 

Herr Präsiclt>nt 1 St>hr verehrte Damen! Meine Herren! 
Der Ura.ntrag der Fraktionen der CDU. SPD und FDP 
zielt auf eine Änderung des § 23 des Landesgesetzes 
über die Entschädigung der Mitglieder des Landtages 
Ifüeinland-Pfalz vom L Januar 19139 hin. Der erste Ab
satz. des § 23 wird durch die Novellierung nicht be
troffen und daher unverändert übernommen. Hinzu 
kommen die Absätze 2 bis 5. Hierbei handelt es sich 
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darum, ausgeschiedenen Mitgliedern unseres Hause~ 
die Möglichkeit zu geben, auf ihren Antrag hin eine 
Altersrente nach den Vorschriften des genannten Ge
setzes zu gewähren. Wesentlich ist, daß diese Zahlung 
nur au! Antrag erfolgt und nicht die sonst gegebene 
Wahlmöglichkeit zwischen Übergangsgeld und Alters
rC"ntc bcstc•ht; vielmehr ist nur die Gewährung einer 
Altersrente möglich. Besonders ist darauf hinzuweisen, 
daß die bekannten Einschränkungen in dem Gesetz 
hinsichtlich der Anrechenbarkeit der Bezüge aus an
dc.>rcn öffentlichen Kassen auch für die vorzunehmen
den Änderungen gellen. 

Dk' finnnziellen Auswirkungen der Gesetzesänderung 
sind derzeit nur sehr schwer zu überblicken, da cl.ie 
vorgenommenen Einschränkungen voraussichtlich den 
maximalen Aufwand von jährlich etwa 300 000 DM bei 
weitem nicht erreichen lassen. Genaue Zahlen können 
erst genannt werden, wenn die Anträge vorliegen. 

Die Gesetzesänderung hat praktisch eine auslaufende 
Wirkung. Sie stellt eine Regelung für die älteren Mit
glieder dieses Hauses dar. Durch den natürlichen Ab
gang wird die Änderung auf die Dauer gegenstandslos 
werden. Es ist, wenn Sie so wollen, eine Härterege
lung zu <lern in diesem Hohen Hause bereits bespro
dlt'twn Fragenkomplex. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß empfiehlt Ihn~n 
einstimmig, die Drucksache VI/1127 unverändert an
zund1m~>n. 

(Beifall im Hause.) 

Vizepräsident Or. \'ölker: 

Eine Beratung wird nicht gewünscht. Ich lasse in zwei
ter Lesung über die Drucksachen VI/1127 und VI/1218 
abstimmen. Wer dem Urantrag zustimmen möchte, der 
möge das Handzeichen geben. - Danke! - Gegenprobe! -
Enthaltungen! - Bei vier Enthaltungen angenommen! 

kh rufe die Drucksache VI/1127 in der Fassung der 
Drucksache VI/1218 in dritter Lesung auf. Eine Bera
tung wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetzentwurf 
über die Anderung des Landesgesetzes über die Ent
schädigung der Mitglieder des Landtages Rheinland
Pfalz in dritter Lesung zustimmen will, der möge sich 
vom Platze erheben. - Danke! - Gegenstimmen! - Ent
haltungen! - Das Gesetz ist bei vier Enthaltungen an
genommen. 

Idl rufe Punkt H der Tagesordnung au!: 

Erste Beratung eines Fünften Landesgesebes zur 
Änderung des Welnbergaufbaugesetzes 

- Drucksache VI/1228 -

Eine Begründung zu diesem Gesetzentwurf wird nicht 
gegeben. Eine Besprechung wird ebenfalls nicht ge
wünscht. Das Präsidium schlägt Ihnen vor, die Ge
setzesvorlage dem Ausschuß für Landwirtschaft und 
Weinbau zu überweisen. 

(Abg. Gaddum: Mitberatend an den Haushalts
und Finanzausschuß; die Vorlage hat finanzielle 

A us.wirkungen !) 

- Es wird Ihnen vorgeschlagen, den Gesetzentwurf dem 
Ausschuß für Landwirtschaft und Weinbau und wr 
Mitberatung dem Haushalts- und Finanzausschuß zu 
überweisen. - Sie sind damit einverstanden. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung eines Sechsten Landesgesetzc-s 
zur Xnderung des Landesbesoldungsgesetzes 

- Drucksache VI/1229 -

Die Begründung erfolgt durch den Herrn tnnen
minister. 

Innenminister Wolters: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Herr Finanzminister bedauert außer
ordentlich, an der heutigen Nachmittagssitzung nicht 
teilnehmen zu können, da er in Bonn an der Sitzung 
des Finanzplanungsrates teilnehmen muß, auf der heute 
nachmittag über die Aufteilung der Steuergelder zwi
schen Bund und Ländern entschieden wird. Morgen 
muß der Herr Finanzminister an der Sitzung des Fi
nanzausschusses teilnehmen, der die Neugestaltung des 
Finanzausgleiches durchführt. Da es sich um grund
legende Entscheidungen handelt, bittet der Herr Fi
nanzminister um Verständnis, daß er heute nachmittag 
hier nicht anwesend sein kann. 

Zur Begründung der Gesetzesvorlage darf ich auf fol
gendes verweisen: Am 28. Februar 1969 hat der Deutsche 
Bundestag das zweite Gesetz zur Neuregelung des Be
soldungsrechts verabschiedet. Die Landesregierung war 
der Auffassung, daß die darin ·enthaltenen und insge
samt sehr wesentlichen Verbesserungen auch den Be
amten und Versorgungsempfängern des Landes baldigst 
zukommen sollten. Noch bevor der Bundesrat am 28. 
März dem Gesetz zustimmte, bereitete das rhcinland
pfälzische Finanzministerium bereits ein entsprechen
des Anpassungsgesetz vor. 

Der Herr Finanzminister hat den Gewerkschaften und 
den kommunalen Spitzenverbänden am 2. April den 
Entwurf eines Sechsten Besoldungsänderungsgesetzes 
mit der Begründung übermittelt. Die Landesregierung 
hätte es begrüßt, wenn sie in der Lage gewesen wäre, 
den vorliegenden Gesetzentwurf dem Landtag bereits 
in einer früheren Plenarsitzung zuleiten zu können. 
Aber auch heute ist Rheinland-Pfalz wohl das erste 
Land, das sein Besoldungsrecht in einer umfassenden 
Gesamtkonzeption auf den neuesten Stand zu bringen 
bemüht ist. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat ium Ziele, Struktur 
und System des Landesbesoldungsrechts dem Bundes
besoldungsrecht anzupassen. Damit sind zugleich eine 
Reihe von Änderungen verbunden, die sich nach Auf
fassung der Landesregierung aus der zwischenzeit
lichen Entwicklung ergeben haben. 

Die verschiedenen Schwerpunkte des Gesetzentwurfs 
sind in der Begründung herausgearbeitet worden. 
Ich darf auf diese Begründung hinweisen. Die Bedeu
tung der Regierungsvorlage ergibt sich aus ihrem finan
ziellen Gewicht. Der Gesetzentwurf bedingt insgesamt 
einen jährlichen Mehraufwand von rund 55 Millionen. 
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Davon werden aufgrund des vorgesehenen Inkrafttre
tungszeitraumes - das ist der 1. April bis zum 31. De
zembe r lll69 - also noch im Laufe dieses Haushalts
jahres etwa 52 Millionen anfallen. 

Die Landesregierung hat den dringenden Wunsch, daß 
dl'r Geset1.entwurf recht bald und wegen der verschie
denen Sachzusammenhänge als Ganzes verabschiedet 
werden möge. 

lJie I ,andesregierung ist der Auffassung, daß damit den 
aktiven Beamten und Richtern, sowie den Versorgungs
empfängern ein besonders verdientes Entgegenkommen 
ge:t.eigt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Ich eröffne d ie Ber atung. Das Wort h<tt der Hf' rr Abg~
ordnete Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorwirth: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und . 
Herren! Es ist an sich ungewöhnlich,. daß die Frak
tionl>n bei der ersten Beratung eines solchen Gesetzes 
Ste llung nehmen und die Absichten, die sie mit dieser 
Bera tung in diesem Hohem Hause verbinden, vor der 
üherwe isung in den Ausschuß unterbreiten. 

Ich will die Gründe nennPn, warum wir dies tun. .. Obcr 
dieses Gesetz wird seit Mona ten zwischen Landes
regierung und Verbänden im Zuge der Anhörung und 
a uch mit den Fraktion en v erhandelt. Ich glaube, es ist 
a ngebracht, nachdem das Parlament heute zum ersten
mal damit bcsc:-häftigt is t, die Grundzüge darzulegen, 
die uns bei der weiteren Beratung dieses Sechsten Ge
setzes zur Änderung des Besoldungsgesetzes bestimmen 
und die die Richtsdmur unseres Handelns d.1rstellen. 
s~h~·n Sie, meine Damen und He rren, wir sprechen in 
diesen Tagen oft von einer Überprüfung der Arbeits
\Vcisc des Parlaments, sprechen von Parlamentsreform, 
von i>iner V~ränderung des Verhältnisses Regiernng 
und P;irl.<imPnt, uncl 0ft hat man dabei den Eindruck, als 
ginge es um ganz komplizierte Dinge. 

An diesem Gesetz zeigt eigentlich ein ganz einfacher 
Vorgang. wie dem Parlament die Arbeit erleichtert 
W('rden könnte und wie das Verhältnis Regierung -
Parlament verht>ssert w erden könnte. Uns liegt die 
Drucksache seit. gestern morgen vor. Das Parlament 
hä\t.e f\ogar hci einer engen Auslegung der Geschäfts
ordnung die Möglichkeit, heute die erste Lesung 7..U 
v1..•rwdgern. Dies wird natür lich niemand tun ; denn in 
den letzten Woch en ist bei den Verbänden der Eindruck 
erweckt worden, daß spätestens im Mai dieses Thema 
abgesclllossen sei. 

Manchmal habe ich den Eindruck, daß von den Vertre
tPrn der Minis terien. die mit den Verbänden verhan
deln, die Auffassung vertreten wird, daß, wenn die 
Landesregierung mit ihrem Entwurf fertig ist. auch das 
Gt>setz damit seinen Abschluß gefunden habe. Daß das 
Parlament nicht nur das Recht, sondern auch die Pfücht 
hat, s ich einige Wochen Zeit zur Beratung zu nehmen, 
wird also oft dabei vergessen. Das Parlament kommt 
natürlich gegenübtlr den Vertretern der Beamten in eine 
peinliche Situation, wenn sich auf der einen Seite die 

Exekutive zu Recht die Zeit nimmt, um ihre Arbeit 
vorzul>ereiten und auf der anderen Seite dann das Par
lament in einen unver tretbaren 7.eitarttck gerät, weil 
der Eindruck entsteht, daß das Pa rlament nicht bereit 
sei, gesetzte Termine einzuhalten oder das dazu Not
wendige zu tun. An einer Abstellung dieses unerfreu
lichen Zustandes sollten wir alle interessier t sein. 

Ich möchte weiter dazu sagen. kh apppdiere an die 
Verbände der Beamten, daß sie eins('hen, daß, nachdem 
heute das Parlament in erster Lesung dieses Gesetz 
berät, nicht in wenigen Tagen Beratungen abgeschlos
sen sein können, sondern daß im gleichen Verhältnis 
ZeiLda.zu_ vorhanden sein muß, um mit de r notwen
digen Sorgfalt das Gesetz zu beraten, wie es die Ver
bände mit ihren Stellungnahmen und wie es die Lan
desregierung mit iht·em Entwurf gemacht haben. 

Nun, meine Damen und Herren, daraus ergibt sich 
eine Empfehlung, die ich hier gerne aussprechen 
möchte. &> ist der Hinweis darauf, daß es wohl über
legenswcrt ist, die Vorlage zu teilen und in einem Vor
schaltgesetz - wir haben das ja schon einmal getan -
die Tabelle zu verabschieden. Ich mdne allerdings, 
meine Damen und Herren, nur die Tabelle. Die übrigen 
Dinge müssen dann dem zweiten Teil des Gesetzes 
überlassen bleiben. Damit hätten wir gegenüber dem 
Großteil der. Beamten, die ja berechtigt auf die Verab
schiedung dieses Gesetzes und die damit verbundene 
materielle Anpassung ihrer Besoldungs- und Versor
gungsbezüge warten, das Entsprechende getan und 
könnten uns in Rnhe den noch zu lösenden Problemen 
zuwenden und sie beraten. Fernet· möchten wh' an dem 
Termin, der durch den Bund gesetzt worde n ist, fest
halten. 

Nun, mefne Damen und Herren, einige Bemerkungen 
zu dem, was sachlich und besoldungspolitisch über die 
allgemeinen Bestimmungen und übt'l' das. was 
im Regierungsentwurf enthalt~n bt, hinausgeht. über 
diPsen Teil möchte ich nm den Willen u nserer Frak
t ion ankündig1m und die Absichten ausdrücken, die 
uns bewegen. 

Es kann nicht ausbleihi>n, daß bei der Beratung dieses 
Besoldungsgesetzes Fragen der Lehrerbesoldung eine 
vordringliche Rolle spielen. Es hängt ein fach damit 
zusammen, daß wir es hier mit einem Berufsstand zu 
tun haben. der in einer s tändig s ich wandelnden und 
veränderten Verantwortung seiner beruflichen Tätig
keit erbringt und dessen Berufsbild noch k eine r end
gültigen Klärung zugeführt ist. Das hängt damit zu
sammen, daß wir überall - auch in diesem Lande - Ver
änderungen der Organisation unserer Schulen vor
nehmen und vornehmen müssen, und daß wir dann 
auch die Konsequenzen hinsichtlich der Besoldung der 
Lehrer zu zieh('n haben. 

Wir haben vor einigen Monaten im Zusammenhang mit 
der Verabschiedung des Fünften Besoldungsänderungs
gesetzes auch über Fragen der Lchrerbe::;oldung ge
sprochen. Ich k ann in bezug auf einige wichtige Kern
punkte nur auf das verweisen, was damals hier von 
mir gesagt wordc>n ist und füge noch ein weiteres hin
zu. Seit Monaten wird darüber Klage geführt und 
daran Kritik geübt. daß die Lehrer a n Grund- und 
Ha uptschulen die einzige Beamtengruppe ist, denen 
bei der Regelbeförderung die volle Beförderungsstufe 
vorenthalten wird. Das heißt heute nach dem neuen 
Gesetz nicht mehr Regelbeförderung, sondern Bewäh
rungsbeförderung. Im Grunde ist die Problematik die 
gleiche geblieben. 
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Ich glaube, daß es an der Zeit ist, in der Tat diesen 
Mangel zu korrigieren und dafür zu sorgen, daß aud1 
die Lehrer an Grund- und Hauptschulen den übrigen 
Beamten insoweit gleichgestellt werden, daß sie eben 
dann, wenn die Voraussetzungen zur Bewährungsbeför
<krung erfüllt sind, um eine volle Besoldungsgruppe 
und nicht nur um eine halbe Besoldungsgruppe regel
befürdert werd<>n. 

(Be ifall bei der SPD.) 

Mt:inc Damen und Herren! Mit dieser Anpassung und 
Angleichung sind natürlich eine Reihe von Konse
qucm.cn verbunden, die die Eingruppierung und die 
bl?soldungspolitische Behandlung von Berufen aus der 
Lehrerschaft - Rektor, Konrektor, Realschullehrer, 
Oberlehrer, Lehrer an Sonderschulen usw. - betreffen. 
Mit einer solchen Entscheidung der vollen Bewährungs
bc:-fiirdcrungsstu!e sind eine Reihe von weiteren b<>sol
dungspo!itischcn Konsequenzen verbunden, die ich im 
Detail hier gar nicht aufzuführen brauche , die sich ein
fad1 <1us der Systematik ergeben. 

In diesem Zusammenhang noch ein Wort! Sie wissen, 
daß das Argument, daß das arme Land Rheinland
Pf<tlz eine solche Vorwegentscheidung nicht treffen 
könne>, nicht mehr stimmt, weil vor einigen Wochen das 
Land Schleswig-Holstein, von dem man nicht behauµ
lcn kann, daß es finanziell und wirtschaftlich stärker 
sei als Rheinland-Pfalz, diese Entscheidung in einer 
Kampfabstimmung des Parlaments getroffen hat. Ich 
gh:iube, was in Schleswig-Holstein finanziell möglich 
war, sollte in Rheinland-Pfalz ebenfalls möglich sein. 
Und dies sollte uns unsere Schule und damit die Ent
wil'klung im Bildungsbereich wert sein. 

Ein wPi t<'re>r Punkt! Wenn diese Entscheidung gctro!
kn wird, dann lautet die Konsequenz daraus, daß aud1 
Fn.ige>n. die mit der Vollverzahnung zusammenhängrn, 
t'ig(•ntlid1 erledigt sind. Denn wenn man eine volle 
ßewährungss tufo befördert, müßte man auch konse
quenterweise die Gruppe A 12a für alle Lehrerberuf·~ 
strddtcn und au! diese W0isc die Vollverzahnung ihre 
Erl0digung find t>n lasse>n. 

Was hier clic Land0sregierung vorschlägt , ist ganz zwei
f<'llos auch insoweit inkonsequent, als hier eine bcsol
clungsPQ!it.isdw Maßna hme im Grunde nicht vollzogen, 
bt•1.ichung;:wci~e ve1·Cälscht wird zuungunsten der Lehrer
sdrn ft. Die Tatsache, da ß ein Teil der Lehrer in A 12a 
V('rl>leib<'n und nicht voll verzahnt werden soll, wird 
hier umgemünzt in eine schulpo!itisd1e Differenzierung, 
indt>m man wiederum Unterscheidungen einführt in 
Größe und geringere Größe der Schulsysteme und von 
dah~·r dne scl1ulpolitische Differen:derung und Unter
sdiddung bcsoldungspolitisch vornimmt. 

kh glaube, daß s ich auch aus diesen Gründen ein sol
ch~·l· Schrit t nicht empfiehlt, w esha lb wir ihn ablehnen 
möchten und die Absicht haben, seiner Verwirklichung 
nkht ;r,uzus timmcn. 

MdnC' Damen und Herren! Im Ber eich der Besoldungs
fragen für Lehrer werden wir uns sicher zu beschäf
tigen haben - ich kenne Einwände, die kommen - mit 
dem, was an den höheren Schulen zu geschehen hat, 
und auch mit der weiteren Behandlung der Leiter der 
hölwnm Schul<'n, die in diesem Zusammenhang - Si~ 
wisst>n es - ne u zu überprüfen ist. Sie kennen unsere 
Auffassung, die sich in einem Satz wiedergeben läßt: 
Wir meinen, daß d ie Zeit längst reif ist, a uch dafür zu 

sorgen, daß die Ober studiendirektoren nach A 16 ein
gruppiert werden, weil es im Grunde nicht einzusehen 
ist, daß die Leiter großer höherer Schulen nicht die End
stufe der A-Gruppe in der Besoldungslaufbahn errei
chen sollten, die im Grunde allen Laurbahnbeamten 
offensteht und auch von vielen erreicht wird. 

(Beifall der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Wir werden in den nächsten 
Wochen eine intensive Beratung dieser Fragen haben. 
Ich wollte diese wenigen, aber für uns bedeutungs
vollen besoldungspolttischen Ziele, die uns für diese 
Beratungen vorschweben - sie waren nur beispiC!lhaft 
und nichi erschöpiend a ufgezählt -, heute h ier in <l<·r 
ersten Lesung bereits zum Ausdruck bringen. kh danke 
Ihnen! 

(Beifall der SPD.) 

Vlzcpräsident Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schwarz (CDU). 

Abg. Schwarz: 

Herr P räsident! Meine sehr verehrten Damen und 
He rren! kh möchte mich einleitend zu den Worten, die 
ich zu sagen habe, d em an Kritik anschließen, was dc:>r 
Herr Kollege Thorwirth hier hinsichtlich der Vorlage 
und der Frist der Zustellung der Vorlage zum Ausdruck 
gebracht hat. Es bedarf keiner Frage, daß wir uns tat
sächlich in einer sehr schwierigen Situation bciinden, 
eine Vorlage, die wir aus welchen Gründen auch immer 
heute erst bekommen haben, a uch wenn m an die Grund
inhalte kannte , hie r zu beraten. Wir wissen, daß nicht 
allein die Verbände, sondern auch d ie einzelnen Be
diensteten der öffentlichen Hand darauf warten, eine 
endgültige Antwort sdtens des Parla ments zu bekom
men. Es ist zweifellos nicht möglich, das bpi diesem 
umfangreichen Gesetz hier kurzfristig zu tun. 

Ein weiterer Vorschlag geht dahin - vie>llcichl ist das 
auch e in Stückchen Parlamentsreform - , daß wir in 
geeigneter Weise seitens der Landesregierung oder des 
Parlaments bei den Vorlagen genaue Hinweise bekom
men, was mit einer bestimmten Regelung beab!lichtigt 
ist. Man kann als Parlamentarier nicht viel daraus ent
nehmen, wenn es beispielsweise hdßt: § X wird ge
s trichen, - ohne daß man weiß, was di0ser Paragraph 
beinhaltet. 

(Beifall im Hause.) 

Es wäre zweckmäßig, wenn wir eine Vorlage bekämen, 
daß das in einer Synopse zusammengestellt ist, damit 
man auch weiß, w as sich inhaltlich verändert hat. Denn 
es fällt außerordentlich schwer, bei einem ersten Über
blick überhaupt zu wissen, wo sich nun was verändert 
hat. Insoweit stimme ich völlig mit den Ausführungen 
des Herrn Kollegen Thorwirth überein. 

Ich glaube, wir sollten auch versuchen, ein sogena nntes 
Vorschaltgesetz mit Tabelle zu verabschieden. Das In
kraftreten sollte mit dem Zeitpunkt de r betrelfenden 
Bundesregelung erfolgen. Ich weiß aus e iner Beratung 
de!.' Vertreter der Landtagsfraktionen der CDU, daß 
andere Länder, beispielsweise Bayern, sich bereits so 



1444 Stenographische Berichte des Landtags Rheinland-Pfalz, 6. Wahlperiode 

(S(:hw„1 ·~.) 

v<'rhaltf.'n haben und weitere Länder der Bundesrepu
blik die Absicht habe n, das zu tun. Denn ich halte es 
für völlig ausgeschlossen, vor der Sommerpause - es 
sei denn, wir kommen noch in einen ganz enormen 
Arbeitsstart hinein - das gesamte Gesetz mit all seinen 
Änderungen zu beraten. Wenn wir das nicht schaf!e11 
sollten, gilt auch .für uns die Erklärung, daß unabhän
uig von der endgültigen Verabschiedung des Gesetzes 
im Parlament der Tag des Inkrafttretens einheitlich 
bleiht mit dem, was der Bundestag hi~r verabscliiedet 
hat. 

Herr Kollege Thorwirtht Sie haben die gesamte Frage 
dPs breiten Feldes der Lehrerbesoldung am:csprochen. 
\".'ir ha ben gemeinsam mildem Herrn Kollegen Dr. Dan1. 
l>ei einem Lehrerverband diskutiert. Das war gerade 
:m dem Tag. an dem die für diesen Verband über
rasd1f:'nde Nachricht kam, daß der Landtag von Schles
wig-Holstein mit Mehrheit d ie Lehrerbesoldung mit 
A l llA 12 beschlossen hat. wie Sie das eben hier vor
gelrag1m trnbcn. 

kh möchte hier ausdrücklich erklären. daß wir offen 
" ind in der endgültigen Beratung auch in dieser 
FragP; denn es besteht kein Zweife l. daß wir prüfen 
w„·rden, wie die Gesamtentwicklung in anderen T.än
<lc>rn de r Bundesrepublik mittlerweile vor sich gegan
uen ist. Wir werden prüfen. inwieweit wir nun das, 
was d0r Landtag von Schleswig-Holstein bere its getan 
hat. mitvollziehen, nachvollziehen oder in ähnlicher 
Weise unterstützen. Das eine ist sicher: Wenn wir e s 
hei <lE>r Pinen Lehrergruppe tun, muß es zwangsläufig 
Konsequenzen für anrlere L ehrergruppen haben. - Wenn 
ich bei A 11. A 12 anfange, ende ich im Grunde genom
men l>Pi A 16 für den Oberstudiendirektor, Wenn wir in 
diesem HerPich e twas tun, gibt es keinen Zwe ifel, da/3 
das dann nur ingesamt geschehen kann. WIP gesagt. 
w ir sind hier selu· o!!en in der heutigen Situation. kh 
ltann für die Fraktion keine Erklärung abge \.J•m, denn 
wir haben die Vorlage gestern oder heute erst bekom
m en. Wir werden aber hier prüfen, was im einzelnen 
:w tun ist und wie wir die Dinge gestalten können. 

\.Vir haben als CDU-Fraktion die Bitte. daß wir uns 
möglichst bald im Haushalts- und Finanzausschuß dar
über verständigen können, wie wir tatsächlich mit d em 
~esamten Gesetz verfahren wollen. Wenn wir uns zum 
Vorschaltgesetz bekennen, sollten wir diesen Teil recht 
kurzfristig erledigen, um dann in aller Ruhe - ob 
vor oder nach df'r Sommerpause, das sei dahingestellt
das gesamte Werk mit ail den Veränderungen. die sich 
et'geben haben, zu beraten. Wir stimmen der Über
weisung in den Haushalts- und Finanzausschuß zu. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Das Wort hi.it der Herr Abgeordnete von Hünau (FDP). 

Abg. von Bünau: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damcn t Meine 
Herren 1 Mir ist es nach den Ausführungen der beiden 
Vorredner sehr leicht gemacht wot·den. Ich kann fast 
alles unterstreiche n, was im einzelnen gesagt wurde. 
k h müd1\t> alw r noC'h einige Punkte hE>rvorhdJ~'tl. kh 
kann noch nicht im Auftrage der Fraktion sprechen, 
weil auch wir diese Vol'iage noch nicht eingehend be
raten haben. Weiterhin kann ich festste llen, wie es aud1 
der Herr Kollege Schwarz gesagt hat, wir s ind in jeder 
Bezit:-hung offen zu dem, was wir auch gegenüber den 
Lehrerverbänden in den einzelnen Besprechungen ge
:mst haben. Wir möchten wie die Herren Vorredner 
darum billen, daß wir uns möglichst rasch mit der 
Materie beschäftigen, und daß wir zu einem Vorschalt
gest'l1. kommen. in das aJIP~ aufgf'nommen wird. was 
wistriltig ist und woraur die Kollegen der Beamten 
schaft warten. 

Es geht ja nicht nur um das Problem der Lehrer; es 
kommt auch das P roblem der Polizei und noch ver
>'l'hiedene andere hinzu. Meine Dam en und Herren! 
Oarüher möchten wir eingehend diskutieren, aber ich 
glaube, der Wille, zu vernünftigen Lösungen zu kom
men - soweit kann ich das aus den einzelnen Reden 
hier feststellen - , ist bei uns allen vorhanden. Wir 
wollen ht'lfen, und wir wollen die Fragen beantworten, 
die nocli offen sind auch in der Vorlage der Landes
regi.::rung. 

Unsere Bltf P geht dahin, rasch zu arbeiten„ für ein Vor
schaltgeset:i: unn für das, was wir mit gutem necht den 
Bevölkerungsgruppen geben, die in der Öffentlichkeit 
oft einen nicht leichten Dienst haben, die auch so an
erkannt werden sollen, wie sfe es verdienen. 

Vizepräsident Dr. Völkl'r: 

Eine weitere Beratung wird nicht gt!wünscht. lch 
schließe die Besprechung. Das Präsidium schläet Ihnen 
\' i;:>.r, _die Dr1.1<.Xsgche VI/1229 dem Haushalts- und Fi
nanzausschuß zu überweisen. - Sind Sie damit ein
verst:inöen. 

Meine Damen und Herren! Damit schließe ich die heu
tige Plenarsitzung und berufe die 39. Sitzung des Land
tages auf morgen. Donnt;>r~tag, den 22. Mai. 9.30 Uhr. 
ein. 

S c h 1 u ß d e r S i t z u n g : 15.34 Uhr. 


